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 (Beginn: 14.42 Uhr - Ende: 19.17 Uhr) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich eröffne 
jetzt die 54. Sitzung des Rates in der laufenden 

Wahlperiode und begrüße insbesondere unsere 
Gäste auf der Zuschauertribüne sehr, sehr herz-
lich. 

(Beifall) 

Ich begrüße alle Zuschauerinnen und Zuschauer 
im Internet, die Vertreterinnen und Vertreter der 

Presse, die anwesenden Bezirksbürgermeister 
und -bürgermeisterin - 

(Zuruf: Stellvertretende!) 

- und Sie natürlich noch einmal, die Mitglieder 
des Rates, insbesondere diejenigen, die heute 
Morgen noch nicht bei uns sein konnten. 

Wir haben heute Morgen, meine Damen und 
Herren, mit der Verabschiedung der Haushalts-
satzung schon einen zukunftsweisenden Be-

schluss gefasst und kommen jetzt zur regulären 
Sitzung. 

Nach den mir vorliegenden Meldungen sind heu-

te Herr Geraedts und Frau Wolter entschuldigt. 

Ich schlage vor, dass die Stimmzähler von heute 
Morgen auch für diese Sitzung benannt werden. 

Das wären damit Frau Sommer, Herr Dr. Unna 
und Herr Görzel. 

Bevor wir mit den Beratungen beginnen, müssen 
wir die heutige Tagesordnung festlegen. Der 

Entwurf liegt Ihnen vor. Die nachträglichen Zu- 
bzw. Absetzungen sind dort gesondert gekenn-
zeichnet. Die Änderungsanträge finden Sie bei 

den jeweiligen Tagesordnungspunkten aufge-
führt. 

Die Verwaltung schlägt die Zusetzung folgender 

Punkte vor: TOP 3.1.8, TOP 4.1 und 4.2, 
TOP 17.4 bis 17.7 und im nichtöffentlichen Teil 
TOP 24.6. 

Abgesetzt wurden die Tagesordnungspunkte 
6.1.1, 6.1.2, 10.1, 10.5, 14.1, 23.2, 24.3 und 
25.3. Gibt es Wortmeldungen hierzu? - Herr Jois-

ten. 

Christian Joisten (SPD): Frau Oberbürgermeis-
terin! Meine Damen und Herren! Nur zur Klä-

rung: Sie haben eben TOP 3.1.8 als zugesetzt 
aufgerufen. Habe ich das richtig verstanden? - 

Bei mir ist eigentlich TOP 3.1.8 zurückgezogen 

und TOP 3.1.9 neu. Könnten Sie das noch ein-
mal sagen - nur, damit wir dann auch den richti-
gen Antrag auf der Tagesordnung beraten? - 

Danke schön. 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Ja, das 
kann am Ende so sein, wenn es gleich gesche-

hen wird. Bisher ist es noch nicht geschehen. 

(Niklas Kienitz [CDU]: Meine Güte! - Lino Ham-
mer [Bündnis 90/Die Grünen]: Geduld!) 

Ich muss da sehr formalistisch sein. Es tut mir 
leid. Das muss ja am Anfang so sein, wie es un-
seren Unterlagen entspricht.  

Zu den Zu- und Absetzungen gab es nur die 
Wortmeldung von Herrn Joisten? - Dann komme 
ich zu den Dringlichkeitsanträgen.  

Es liegt ein Antrag der FDP-Fraktion vom 
04.11.2019 zum Thema „Abschaltung der 
Pförtnerampel“ vor. Das ist TOP 3.1.7. Gibt es 

Wortmeldungen gegen die Dringlichkeit? - Das 
ist nicht der Fall. Gibt es Gegenstimmen gegen 
die heutige Behandlung? - Keine. Enthaltungen? 

- Keine. Dann ist der Antrag in die Tagesordnung 
aufgenommen. 

Dann liegt unter 3.1.9 ein Dringlichkeitsantrag 

von den Fraktionen SPD, CDU, Bündnis 90/Die 
Grünen, DIE LINKE, FDP, der Ratsgruppe GUT 
und von Ratsmitglied Herrn Wortmann vom heu-
tigen Tage vor. Es geht um die wissenschaftliche 

Aufarbeitung der Vergabe zum Bau der Messe-
hallen Nord sowie der Firmenansiedlung in den 
alten Messehallen.  

Gibt es Wortmeldungen gegen die Dringlichkeit? 
Herr Wortmann? - Nein. Gibt es Gegenstimmen 
gegen die heutige Behandlung? - Keine. Enthal-

tungen? - Keine. Dann ist auch dieser Antrag in 
die Tagesordnung aufgenommen. 

Dann komme ich jetzt zur Reihenfolge - - Herr 

Wortmann. 

Walter Wortmann (Freie Wähler Köln): Ent-
schuldigen Sie, wenn ich jetzt vielleicht formal 

hineingrätsche. 

Können wir nicht die Tagesordnungspunkte 
3.1.4, 3.1.8 und 3.1.9 gemeinsam in einem Punkt 

behandeln? Das sind ja das gleiche Thema be-
treffende Anträge. 
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Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Herr 

Zimmermann. 

Thor-Geir Zimmermann (Ratsgruppe GUT): 
Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin! Sehr 

geehrter Herr Wortmann! Ich empfehle, die An-
träge einfach zurückzuziehen. Wir ziehen 
TOP 3.1.4 zurück, da der andere Antrag jetzt auf 

der Tagesordnung ist. 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Ja, das 
ist dann eine gute Lösung. 

Gibt es noch eine weitere Wortmeldung? 

Walter Wortmann (Freie Wähler Köln): 
TOP 3.1.8 ziehen wir dann ebenso zurück. 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Okay. 

Dann komme ich zur Reihenfolge der Tagesord-
nung. Die Änderungen sind aufgenommen; dar-

über haben wir dann gleich abzustimmen. 

Zur Reihenfolge der Tagesordnung: Ich schlage 
Ihnen vor, die im nichtöffentlichen Teil eingestell-

ten Tagesordnungspunkte 21.1, 21.2 und 24.1 - 
das sind drei der Tagesordnungspunkte, die die 
Kliniken der Stadt Köln gemeinsam bei den An-

trägen behandeln - unter TOP 3.1.10 im öffentli-
chen Teil der Sitzung zu beraten. Das ist jetzt 
möglich, weil die Gespräche, die bei der erstma-

ligen Behandlung der Vorlage zum Medizin- und 
Standortkonzept noch liefen, inzwischen sehr 
viel weiter gekommen sind und auch der Auf-
sichtsrat der Kliniken der Stadt Köln in der vori-

gen Woche Donnerstag in seiner Sitzung schon 
einen Beschluss gefasst hat. 

Gibt es Wortmeldungen dazu? - Dann lasse ich 

über die Behandlung der Tagesordnungspunkte 
im öffentlichen Teil abstimmen. Gibt es Gegen-
stimmen? - Keine. Enthaltungen? - Keine. Dann 

ist auch das so beschlossen. 

Dann frage ich abschließend: Gibt es weitere 
Wortmeldungen zur Tagesordnung? - Das ist 

nicht der Fall. 

Dann lasse ich über die Änderungsvorschläge 
zur Tagesordnung abstimmen. Gibt es dazu Ge-

genstimmen? - Keine. Enthaltungen? - Keine. 
Dann ist die so geänderte Tagesordnung be-
schlossen.  

Wir können in die Tagesordnung eintreten, meine 

Damen und Herren. 

Da es keine Aktuelle Stunde gibt, komme ich di-
rekt zu: 

2 Annahme von Schenkun-
gen/Vermächtnissen/Erbschaften 

2.1 Annahme einer Schenkung für das Mu-

seum Ludwig, Annahme des Werkes 
von Mollusca & The Pelvic Floor, 2018, 
von Trisha Baga 

 2946/2019 

Ich bitte Sie, zu votieren, ob Sie wünschen, diese 
Schenkung anzunehmen. 

(Christian Joisten [SPD]: Positiv abstimmen!) 

- Ja. 

Wer wünscht, diese Schenkung anzunehmen? - 

Das sind die SPD-Fraktion, die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen, die CDU-Fraktion, die Fraktion 
DIE LINKE, die FDP-Fraktion, Herr Wortmann, 

die Ratsgruppe GUT und Frau Gerlach. Gibt es 
Gegenstimmen? - Keine. Enthaltungen? - Der 
AfD-Fraktion und von Rot-Weiß. Damit ist das so 

beschlossen.  

Ich bedanke mich sehr herzlich bei der Initiat ive 
„Junger Ankauf“, dass sie das Museum Ludwig in 

dieser Form unterstützen. 

(Beifall) 

Ich komme zu: 

3 Anträge des Rates/Vorschläge und An-

regungen der Bezirksvertretungen 

3.1 Anträge gemäß § 3 der Geschäftsord-
nung des Rates und der Bezirksvertre-

tungen 

3.1.1 Antrag der Fraktionen CDU und Bündnis 
90/Die Grünen betr. „Organisatorischer 

Wechsel des Amtes 23 und Änderung 
der Ordnungsnummer Dez. VIII zu De-
zernat III“ 

 AN/1254/2019 

Ich gebe zunächst den Antragstellern das Wort. 
Oder mag Herr Dr. Keller vielleicht als Stadtdi-

rektor zunächst ein Wort dazu sagen? - Ja, das 
sieht so aus. - Herr Dr. Keller, bitte. 

Stadtdirektor Dr. Stephan Keller: Frau Ober-

bürgermeisterin! Meine sehr verehrten Damen 
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und Herren! Nur ein Satz dazu, weil in der Vorla-

ge noch das Datum 01.10.2019 steht. Die Ver-
waltung wird dieses Datum selbstverständlich als 
Auftrag verstehen, die Maßnahme so schnell wie 

möglich umzusetzen. Dazu gehört auch die 
Durchführung des erforderlichen Beteiligungsver-
fahrens mit dem Gesamtpersonalrat. Der Perso-

nalrat hat ein Mitwirkungs-, aber kein Mitbestim-
mungsrecht in dieser Maßnahme. Wir werden 
das Verfahren schnellstmöglich einleiten, um die 

Maßnahme zügig umsetzten zu können. - Vielen 
Dank. 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Herr 

Kienitz. 

Niklas Kienitz (CDU): Frau Oberbürgermeiste-
rin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Lieber 

Herr Dr. Keller, herzlichen Dank für den Hinweis. 
In dem ersten Punkt steht noch das Datum von 
der letzten Sitzung. Insofern vielen Dank für den 

Hinweis. 

Ich darf den Antrag kurz begründen. Wir haben 
hier mit großer Mehrheit die Verlagerung der 

Aufgabe des Amtes für Wirtschaftsförderung in 
die KölnBusiness Wirtschaftsförderungs GmbH 
übertragen, deswegen macht diese Verlagerung 

erforderlich, dass wir die Bereiche, die früher in 
dem Dezernat III waren, neu sortieren und in ei-
ne andere Struktur bringen. Daher macht es 
Sinn, auch vor dem Hintergrund der Aufgaben, 

die insbesondere in dem Dezernat für Mobilität 
und Verkehrsinfrastruktur liegen, diese Aufgaben 
Liegenschaften und Verkehrsinfrastruktur zu ver-

zahnen und deswegen dieser Antrag. Daher 
auch die Bitte, unserem Antrag zu folgen. - Herz-
lichen Dank. 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Gibt es 
weitere Wortmeldungen dazu? - Herr Detjen und 
dann Herr Breite. 

(Dr. Gerit Krupp [SPD]: Hallo!) 

- Entschuldigung! Ich habe Sie nicht gesehen. 
Dann beginnt Herr Dr. Krupp - natürlich. 

Dr. Gerrit Krupp (SPD): Sehr geehrte Frau 
Oberbürgermeisterin! Meine Damen und Herren! 
Sie brauchen nicht zu befürchten, dass jetzt eine 

lange Rede folgt, das ist nämlich gar nicht nötig, 
weil Ihr Vorhaben hier kann man wirklich mit we-
nigen Sätzen abräumen. 

Ich war sehr gespannt darauf, Herr Kienitz, wel-

che Argumenten jetzt kommen, das Liegen-
schaftsamt beim Dezernat Verkehr anzuhängen, 
und ich muss sagen, ich bin immer noch ge-

spannt; denn ein Argument habe ich nicht gehört. 
Sie haben irgendetwas davon erzählt, es mache 
Sinn, Liegenschaften mit Verkehrsinfrastruktur zu 

koppeln. Das sehe ich nicht. Ich sage Ihnen, was 
Sinn macht: Liegenschaften entweder mit Wirt-
schaft zu koppeln, weil es um Gewerbeflächen 

und Ansiedlungen geht, oder - was vielleicht 
noch näher liegt in diesen Zeiten - eben mit dem 
Thema Wohnen zu koppeln. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN) 

Das ist ganz klassisch Stadtentwicklung. Dahin 
gehört es dann. 

Das Ganze ist ja hier quasi der Endpunkt einer 
mäandernden Geschichte. Am 27.01. die Rund-
schau: Blome nicht angetan von der Aufgaben-

fülle. - Kölnische Rundschau vom 05.09.2018: 
Liegenschaften wird immer noch von Blome ab-
gedeckt, wird der Sache nicht gerecht. - Das war 

ein Kommentar von der Rundschau, nicht von 
mir, und zwar nicht, weil Frau Blome schlecht 
wäre oder es nicht könnte, sondern weil schlicht 

und ergreifend Verkehr für sich genommen in 
dieser Stadt nun wirklich Herausforderung genug 
ist. Darüber sind wir uns doch einig. 

Das war auch Sinn und Zweck Ihres Vorhabens, 

den Verkehr aus der Stadtentwicklung herauszu-
lösen. Dann machen Sie doch jetzt nicht den 
Fehler, ihn wieder zu überfrachten mit etwas, 

was thematisch gar nicht da hingehört, sondern 
eben zur Stadtentwicklung gehört. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN) 

Dann Rundschau-Überschrift vom 17.09.: Blome 
soll dauerhaft mehr Macht erhalten. - Wenn das 
das Argument ist, dann gute Nacht. Ein sachli-

ches Argument habe ich hier jedenfalls nicht ge-
hört. Deswegen werden wir den Antrag auch ab-
lehnen. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Jetzt 
Herr Detjen bitte. 

Jörg Detjen (DIE LINKE): Frau Oberbürgermeis-
terin! Meine Damen und Herren! Wir reden hier 
über die Bestellung eines kommunalen Wahlbe-
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amten, und die Bestellung eines kommunalen 

Wahlbeamten ist Sache - - 

(Brigitta von Bülow [Bündnis 90/Die Grünen]: In 
weiblicher Form, oder?) 

- Auch in weiblicher Form. 

Es geht darum: Das ist nicht einfach die Aufgabe 
von - - 

(Zuruf von Dr. Ralph Elster [CDU]) 

- Darf ich mal ausreden? Ich schreie Sie doch 
gar nicht an. Ich rede ganz ruhig und wollte ein-

fach meine Position noch einmal darlegen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Wir reden also über die Anstellung eines kom-

munalen Wahlbeamten. 

(Dr. Ralph Elster [CDU]: Nein!) 

- Doch, darüber reden wir. Und Sie streichen die 

eine Stelle des bisherigen Wahlbeamten faktisch. 
Das ist eigentlich die Situation. 

Für mich wäre es richtig und gut gewesen, wenn 

wir hier im Rat mal darüber geredet hätten, ob 
wir diese eine Stelle streichen wollen. Ich hätte 
Ihnen gesagt: Nein. Ich biete Ihnen, der Koalition 

von CDU und Grüne, vonseiten der LINKEN an: 
Behalten Sie diese Stelle, die Kosten werden 
sich gut ausrechnen. - Das hätte ich Ihnen ge-

sagt. 

Wie man die Stelle dann besetzt und wie man 
die verschiedenen Ämter dazu gliedert, wäre ei-
ne zweite Diskussion gewesen. Aber das wäre 

die erste Diskussion gewesen. 

Wenn Sie mich dann gefragt hätten: „Herr Det-
jen, wie machen wir das denn, wie gliedern wir 

das?“, hätte ich ähnlich argumentiert wie Herr 
Krupp. Dann hätte ich gesagt: Das ist die Chan-
ce, wenn jetzt die Wirtschaft sozusagen mehr 

oder wenigen offen ist, zu sagen, dann können 
wir die Frage von Wohnen, Bauen, Liegenschaf-
ten in einer ganz anderen Konstellation klären.  

Ich kann mich sehr gut an ein Telefonat mit der 
Frau Oberbürgermeisterin im Sommer vor zwei 
Jahren, glaube ich, erinnern. Da war ich im Ur-

laub, und da ging Herr Höhmann weg. Damals 
haben wir schon einmal dazu telefoniert, inwie-
fern man das anders gliedern kann. 

Ich finde es schade, dass man nicht den gesam-
ten Rat mitnimmt bei einer solchen wichtigen 
Entscheidung. Ich meine, man kann sagen, was 

man will: So ein Manager vom Stadtwerke-

Konzern verdient viel Geld. Aber ein Dezernent 
verdient - - 

(Zuruf von Monika Roß-Belkner [CDU]) 

- Es geht um die Struktur einer Verwaltung. Ein 
Manager im Stadtwerke-Konzern verdient deut-
lich mehr, der kleinste Manager verdient etwa 

250 000 Euro. 

(Zurufe von der CDU) 

- Darf ich mal ausreden? - Es ist ja fürchterlich. 

(Niklas Kienitz [CDU]: Lass dich doch nicht im-
mer ablenken! Du bist doch selbstbewusst ge-

nug!) 

Ich will nur darauf hinweisen, dass die Kosten für 
einen zusätzlichen Dezernenten im Vergleich 
zum Stadtwerke-Konzern relativ niedrig sind. Ich 

finde es schade, dass dieser Fehler begangen 
wird. 

Vielen Dank, meine Damen und Herren, für die 

Aufmerksamkeit und für die große Freundlich-
keit. - Danke schön. 

(Beifall bei der LINKEN und der SPD) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Herr 
Breite hat das Wort. 

Ulrich Breite (FDP): Frau Oberbürgermeisterin! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ja, 
das war gerade wieder putzig von Herrn Detjen. 
Nein, so gut verdient man bei den Stadtwerken 
dann doch nicht, Herr Detjen. 250 000 Euro für 

einen kleinen Manager - Sie können sich sicher-
lich sehr gern die Strukturen von Herrn Stein-
kamp mal erklären lassen; nicht dass das noch 

in der Öffentlichkeit so durchkommt, das möch-
ten wir nicht. Auch ein Beigeordneter mit der Be-
zahlung - schauen Sie sich unsere Beigeordne-

ten an: Da nagt noch niemand am Hungertuch. 
Ich glaube, es geht ihnen in der Form auch nicht 
so schlecht. 

(Heiterkeit) 

Man sieht es, Sie können sich Süßigkeiten noch 
leisten, Frau Oberbürgermeisterin. Das freut 

mich insbesondere. 

Aber, Herr Krupp, eine Argumentation hatten Sie 
hier schon vorweggenommen: Wir fanden ei-

gentlich auch eher logisch, dass es zu Bauen 
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und Planen kommt, zu Herrn Greitemann, und 

konnten den Antrag auch nicht in der Form ver-
stehen, dass es jetzt dort hinkommt. 

Eine andere Argumentation, die bis jetzt noch 

nicht gekommen ist, lautet: Wir müssen uns hier 
noch einmal darüber klar werden, dass es um 
die Auflösung des Wirtschaftsdezernats geht. Ich 

weiß nicht, ob es das richtige Zeichen in dieser 
Zeit ist. Gerade im Wirtschaftsteil der Medien 
können wir sehen, dass es bergab mit der Wirt-

schaft geht. Da bin ich eigentlich der Meinung, 
dass ein Beigeordneter als Botschafter für die 
Wirtschaft gut wäre. 

(Beifall bei der FDP - Brigitta von Bülow [Bündnis 
90/Die Grünen]: Das haben wir doch!) 

- Nein, das sehe ich anders. Ich hätte gern wei-

terhin einen Beigeordneten dafür gehabt. Leider 
folgt die CDU dem nicht, sondern löst das Wirt-
schaftsdezernat bzw. den Wirtschaftsdezernen-

ten auf. Frau Blome ist für mich nicht die Wirt-
schaftsdezernentin. 

Man hätte das übrigens auch noch - wenn Sie 

sagen, darin sei zu wenig - aufwerten können, 
und zwar nicht nur durch die Wirtschaftsförde-
rung, sondern auch durch KölnTourismus zum 

Beispiel. Das wäre ein Weg gewesen bzw. eine 
Lösung, die wir gern gemacht hätten. 

Es wird jetzt hier eine Mehrheit geben. Die 
LINKEN, wie ich gehört habe, die SPD und die 

FDP werden nicht dabei sein. Ich bin gespannt, 
ob der neue selbsternannte - „Kanzlerkandidat“ 
wollte ich jetzt schon sagen - 

(Heiterkeit) 

- Oberbürgermeisterkandidat, Herr Zimmermann, 
jetzt plötzlich die Mehrheit bildet, um sozusagen 

einem Koalitionsvertrag von Grünen und CDU, in 
dem Sie eigentlich gar nicht dabei sind, sozusa-
gen zur Mehrheit zu verhelfen. Ich muss sagen, 

das ist ein interessanter Einstand als Oberbür-
germeisterkandidat. Überlegen Sie sich das noch 
einmal. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Anscheinend ist dieser Vertrag gar nicht so 
schlecht gewesen, wenn Sie schon bei dem Bei-

geordneten mitmachen. Da geht es gar nicht um 
Inhalte bei dem Beigeordneten. Überlegen Sie 
noch einmal. 

Aber, Frau Oberbürgermeisterin, Sie sollte das 
eigentlich nicht jucken. Das geht jetzt hier durch. 
Und wenn schon sozusagen Ihre Mitbewerber Ih-

re Vorlagen mit unterstützen - hervorragend. 

Dann kann ja nichts schiefgehen am 13. Sep-
tember 2020. - Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der FDP und bei Teilen der SPD) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Herr 
Zimmermann hat das Wort. 

(Zurufe: Oh!) 

Thor-Geir Zimmermann (Ratsgruppe GUT): 
Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin! Sehr 
geehrter Herr Breite, Sie haben vollkommen 

recht: Die amtierende Oberbürgermeisterin und 
wir sind uns in diesem Punkt vollkommen einig. 
Wir werden dem Antrag von Schwarz-Grün zu-

stimmen und möchten hier nur noch einmal ganz 
kurz anmerken: Es gibt zu diesem Antrag übri-
gens keinen einzigen Änderungsantrag, wohin 

das Amt für Liegenschaften denn stattdessen 
soll. Die Mühe hätten Sie sich schon machen 
können, wenn Sie das für klüger gehalten hätten. 

Das ist nicht passiert. - Danke. 

(Beifall bei Teilen des Bündnisses 90/Die Grü-
nen - Zurufe von der LINKEN) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Gibt es 
weitere Wortmeldungen zu diesem Tagesord-
nungspunkt? - Das ist nicht der Fall. Dann lasse 

ich jetzt darüber abstimmen.  

Wer dem Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Das sind Bündnis 
90/Die Grünen, die CDU-Fraktion und die Rats-

gruppe GUT. Gibt es Gegenstimmen? - Dagegen 
stimmen die SPD-Fraktion, die LINKE, die FDP-
Fraktion, Herr Wortmann, Rot-Weiß, AfD-

Fraktion und Frau Gerlach. Wir müssen zählen. - 
45 Stimmen. Die Oberbürgermeisterin stimmt in 
dem Fall nicht mit, weil sie kein Stimmrecht hat. 

Ich darf Ihnen aber sagen: Es sind 88 Ratsmit-
glieder anwesend, das ist also die Mehrheit, und 
die Gemeindeordnung sieht vor, dass die Ge-

schäftskreise der Beigeordneten grundsätzlich 
im Einvernehmen mit der Oberbürgermeisterin 
festgelegt werden, und ich stimme dieser Ände-

rung des Geschäftskreises zu. Ich bin froh, dass 
die Verantwortlichkeiten nicht nur vertretungs-
weise, sondern dann auch regelgerecht geregelt 

sind. Damit ist das so beschlossen. - Vielen 
Dank. 

(Beifall bei der CDU und dem Bündnis 90/Die 

Grünen) 
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Ich komme jetzt zu: 

3.1.2 Antrag der Fraktionen SPD, DIE LINKE 
und der Gruppe BUNT betr. „Frische-
zentrum in Marsdorf realisieren!“ 

 AN/0740/2019 

 Änderungsantrag von RM Wortmann 
 AN/0972/2019 

Ich gebe zunächst Herrn Joisten das Wort. 

Christian Joisten (SPD): Sehr geehrte Frau 
Oberbürgermeisterin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ein geläufiges Sprichwort behauptet: „Gut Ding 
will Weile haben.“ Wenn wir dieses Sprichwort 

zugrunde legen würden, dann würden wir mit Si-
cherheit ganz schnell zum Ergebnis kommen, 
dass in Kürze, nämlich 2023, glückliche Markt-

händler auf dem Großmarkt in Marsdorf unter-
wegs sind und dort ihren Geschäften nachgehen. 
Es sieht aber anscheinend etwas anders aus. 

Seit der Standortentscheidung für Marsdorf 
2007, gefolgt von diversen Beschlüssen, sind in-
zwischen insgesamt zwölf Jahre ins Land gezo-

gen, und wir reden immer noch über die Frage, 
ob und wann und wie. 

Es gibt mit Sicherheit Themen und Projekte, die 

eine gewisse Zeit brauchen, aber ein Realisie-
rungszeitraum von dieser Dimension ist bei ei-
nem Frischezentrum mit der Brisanz, die der 
Großmarkt und der Standort Raderthal mit sich 

bringen, nicht zu verantworten. 

Dieses unverantwortliche Verzögern der längst 
beschlossenen Anlage durch die Verwaltung ist 

für uns jetzt nicht mehr hinnehmbar - deswegen 
dieser Antrag. Wie ich gerade schon angedeutet 
habe, hängt mit diesem Projekt schließlich auch 

die gesamte Entwicklung der Parkstadt Süd zu-
sammen. Gerade die Parkstadt Süd müsste uns 
doch allen gemeinsam ein wirklich dringendes 

Anliegen sein, ein so großes Entwicklungsgebiet 
mit dem entsprechenden dort zu schaffenden 
Wohnungsbestand voranzubringen. Da ist der 

Großmarkt, wie wir alle wissen, doch ein Stein 
auf dem Weg zu diesen Wohnungen. Deswegen 
brauchen wir dort jetzt schnelle Umsetzung. 

Aber auch mit Blick auf die Existenzen der Händ-
ler und ihrer Beschäftigten, die seit diesem Zeit-
raum im Ungewissen leben, wie es mit dem 

Großmarkt weitergeht, ist das wichtig. Entspre-
chende Investitionen - auch das war hier immer 
schon Thema - sind ausgeblieben. Der Groß-

markt ist auch in entsprechend marodem Zu-

stand. Auch diesen Menschen gegenüber haben 
wir eine Verantwortung, jetzt hier voranzukom-
men. Die Verwaltung - das muss ich leider noch 

einmal an der Stelle betonen - lässt auch diese 
Händler im Stich. 

Es verwundert schon sehr - da komme ich jetzt 

noch einmal auf Frau Blome, die in anderem Zu-
sammenhang eben schon einmal Thema war -, 
wie unterschiedlich dazu auch die Verwaltung 

Aussagen trifft. Ich zitiere den Kölner Stadt-
Anzeiger vom 21.08.2019, in dem Frau Blome zi-
tiert wird, man sei im Zeitplan. Ich zitiere aber 

auch die Beantwortung einer Anfrage der BV 
Rodenkirchen aus dem September dieses Jah-
res, worin es heißt - ich zitiere -: 

Zum Datum der Fertigstellung des Neu-
baus eines Frischezentrums kann die 
Verwaltung derzeit keine verbindlichen 

Aussagen treffen. 

Entweder es gibt einen Zeitplan, dann kann man 
verbindliche Aussagen treffen, oder es gibt ihn 

nicht. Das passt nicht so ganz zusammen. 

Ich muss leider auch auf den Beigeordneten 
Greitemann an der Stelle zurückkommen bzw. zu 

sprechen kommen; denn dessen Gebäudewirt-
schaft hat bereits seit 2016, von diesem Rat be-
schlossen, einen klaren Auftrag, in Abstimmung 
bzw. im Gespräch mit Vertretern der IG Groß-

markt das Frischezentrum zu planen und zu 
bauen. Wir erfahren jetzt aber in einer Runde - 
der IG Großmarkt hat das auch noch einmal aus 

einer anderen Runde bestätigt -, dass die Stadt-
verwaltung/Herr Greitemann sagt: Wir bauen 
dieses Frischezentrum gar nicht in Eigenregie. - 

Das ist aber Beschlusslage dieses Rates. Des-
wegen ist doch zunächst einmal hier zu beraten 
und miteinander zu beraten, wie wir mit einer 

solchen klaren Beschlusslage umgehen. 

Ich zitiere auch noch einmal der Vollständigkeit 
halber, damit da auch keine Missverständnisse - 

wie an anderer Stelle schon einmal aufgetreten - 
mehr entstehen, dass am 15.03.2016 mit einem 
gemeinsamen Antrag von SPD, CDU, Grüne und 

LINKE Folgendes beschlossen wurde: 

Mit Planung, Bau und technischem Be-
trieb der Frischemarkt-Immobilie wird 

der Eigenbetrieb Gebäudewirtschaft … 
beauftragt. 

Hier liegt also ein klarer Auftrag vor. Diese Be-

schlüsse sind aber, wie gesagt, aus dem Jahr 
2016, bis heute nicht umgesetzt und auch in kei-
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ner Realisierungsperspektive derzeit. Ich hoffe, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, dass wir uns 
doch darüber einig sind, dass wir Anträge be-
schließen, damit sie am Ende des Tages auch 

Realität werden. 

Gemeinsam mit den Kollegen von den LINKEN 
haben wir uns jetzt entschlossen, diesen Antrag 

zu stellen. „Jetzt“ ist eigentlich ein Euphemis-
mus. Der Antrag ist im Mai gestellt worden. Seit-
dem werden wir immer wieder ein Stück weit 

hingehalten: Es würde weitergehen, wir würden 
da in Kürze zu einem Ergebnis kommen. Das ist 
aber nicht absehbar. Deswegen ist es aus unse-

rer Sicht jetzt höchste Zeit, den Rat hier heute 
noch einmal mit diesem Thema zu beschäftigen, 
damit dieses Projekt endlich Fahrt aufnimmt. 

Meine Fraktion bekennt sich klar zum Betrieb ei-
nes städtischen Frischezentrums als unverzicht-
barer Bestandteil der Daseinsvorsorge. Die Le-

bens- und Versorgungsqualität, die wohnortnahe 
Versorgung, aber auch konzernunabhängige 
Handelsplattformen für regionale Erzeugnisse - 

das muss doch in unserem gemeinsamen Inte-
resse sein. Deswegen lehnen wir auch den An-
trag des Kollegen Wortmann ab. 

Zum Abschluss sei noch einmal gesagt: Jeder, 
der sich noch einmal einen Überblick verschaffen 
möchte - auch, was die beihilferechtlichen Fra-
gen betrifft -, kann das mithilfe des Gutachtens, 

das von Aulinger im Auftrag der Verwaltung er-
stellt wurde, tun. Aber auch das liegt seit 2017 
unkommentiert vor. Eine Einordnung der Verwal-

tung ist leider bisher auch nicht erfolgt. 

Summa summarum sind wir also in einer Situati-
on, in der wir ein Frischezentrum für diese Stadt 

dringend brauchen. An dem Standort, wo der 
Großmarkt jetzt ist, kann er nicht bleiben. Wir 
brauchen die Parkstadt Süd. Ich appelliere daher 

an Sie alle, hier heute unserem Antrag zuzu-
stimmen, um ein klares Signal zu setzen für das 
Frischezentrum und für eine zügige Umsetzung 

des Projektes; denn hier hat gut Ding keine Wei-
le. - Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und von Heiner Kockerbeck 

[DIE LINKE]) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Jetzt 
hat Herr Detjen das Wort. 

Jörg Detjen (DIE LINKE): Sehr geehrte Frau 
Oberbürgermeisterin! Liebe Anwesende! Frau 
von Bülow hat eben in der Haushaltsdebatte die 

gesunde Ernährung als ein wichtiges Thema an-

gesprochen. Ich sehe das genauso. 

(Jörg Frank [Bündnis 90/Die Grünen]: Das ist ja 
schön!) 

Sie ist aber noch weiter gegangen und hat eine 
lokale und regionale Ernährungsstrategie einge-
fordert und hat dann gesagt: „Das meinen wir 

ernst.“  

Wenn Sie das ernst meinen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von den Grünen - ich spreche Sie 

alle an -, dann sollten Sie unserem Antrag nach 
einem Frischemarkt zustimmen. 

(Jörg Frank [Bündnis 90/Die Grünen]: Das haben 

wir schon gemacht! - Brigitta von Bülow [Bündnis 
90/Die Grünen]: Es kommt ja noch eine Rede 

von uns! Keine Sorge!) 

Wenn Sie unserem Antrag zustimmen, können 
wir diesen Prozess der gesunden Ernährung 
weitertreiben und entwickeln. Denn, meine Da-

men und Herren, wenn Sie gesunde Lebensmit-
tel auf den Markt bringen wollen, wird das nicht 
über die Direktvermarktung von dem Bauern o-

der von dem Metzger funktionieren. Das wird 
nicht reichen, wenn Sie die ganze Stadtgesell-
schaft anders ernähren und anders entwickeln 

wollen, wie Sie das angesprochen haben. Es wä-
re fatal für die Versorgungsschiene, wenn das 
Herzstück der Wochenmärkte, das ja der Fri-
schemarkt ist, in private Hand übergehen würde. 

Ich kann Ihnen auch sagen, was dann passieren 
würde - die Gefahr sehe ich; sie ist bei der CDU 
klar vorhanden, bei den Grünen nicht so -: Dann 

wird diese Schiene komplett oder in großem Um-
fang - so muss man sagen - in die Hände des 
REWE-Konzerns wandern, der in Köln einen be-

sonderen Standort hat und sich natürlich be-
müht, viele Geschäfte zu eröffnen. 

Deswegen darf sich die Stadt Köln aus der Da-

seinsvorsorge nicht zurückziehen. Ich merke im 
Moment, dass CDU und Grüne bei allen Punkten 
überlegen: Können wir uns da herausziehen, 

überlassen wir das den Privaten? - Nein. Wenn 
Sie Einfluss nehmen wollen, gerade in Richtung 
Lebensmittelversorgung, dann muss die Stadt in 

diesen Prozess eingreifen. 

Die Entwicklung auf dem Frischemarkt hat noch 
eine ganz andere Bedeutung. Denken Sie mal 

an das große Thema „Smart-City“. In dem Zu-
sammenhang wird gerade damit begonnen, die 
Frage von Versorgung mit Lebensmitteln direkt 

nach Hause zu diskutieren. Das ist auch ein 
Thema. Wie wollen kleine Unternehmen dieses 
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Problem lösen? Das ist dann auch wieder ein 

Pfund für die großen Konzerne. 

Meine Damen und Herren, wir haben eine klare 
Beschlusslage für die Schaffung von Frische-

märkten. Wir haben aber den Eindruck, dass der 
Verwaltung das Interesse und die Motivation für 
die Umsetzung dieses Beschlusses ausgegan-

gen sind. Deswegen brauchen wir einen Be-
schluss, mit dem wir die Verwaltung wieder moti-
vieren und entwickeln. 

Die CDU steht unter dem Druck durch das Lin-
denthaler Bürgertum, die dieses Frischezentrum 
nicht brauchen. Die Grünen taktieren auch, weil 

sie natürlich überlegen, ob man das Gelände in 
Marsdorf anders nutzen kann - Stichwort „FC“. 

(Brigitta von Bülow [Bündnis 90/Die Grünen]: 

Nein, nein, das ist daneben!) 

- Das ist daneben. Klar ist es daneben. Das ist ja 
das Geniale. Genau das ist ja das Geniale, dass 

es daneben liegt. Verstehen Sie? - Und wenn der 
Großmarkt zu groß wird, ist der FC weg. 

(Brigitta von Bülow [Bündnis 90/Die Grünen]: 

Nein!) 

- Ja, wenn er da überhaupt hingeht. 

Ansonsten ist doch sowieso klar, die Verwaltung 

hat auch gesagt: Es wird eng mit dem Daneben. 
Es wird eng. 

(Jörg Frank [Bündnis 90/Die Grünen]: Du hast ja 
keine Ahnung, wie viel Platz da ist!) 

Also ist die Frage, ob das überhaupt passt. 

(Brigitta von Bülow [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Passt schon!) 

Der Großmarkt war zuerst da und nicht der FC. 
Das muss man auch mal ganz nüchtern feststel-
len. 

Im Ergebnis wird die Schaffung des Frischemark-
tes immer weiter verschleppt. Meine Damen und 
Herren, diese Verschleppung gefährdet den 

Großmarkt und die vielen Arbeitsplätze, die an 
ihm hängen. Diese Verschleppung gefährdet 
auch die Händler auf dem Wochenmarkt, die 

kleinen Gemüsehändler und die Restaurantbe-
treiber. Sie alle sind davon abhängig, dass es in 
Köln einen Frischemarkt gibt und dass wir end-

lich dazu kommen, uns zu entscheiden und der 
Verwaltung zum alten Beschluss zu sagen: Bitte, 
Verwaltung, setzen Sie das um. - Dieses Signal 

müssen wir gegenüber der Verwaltung setzen. - 
Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der LINKEN und der SPD) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Jetzt 
hat Herr Petelkau das Wort. 

Bernd Petelkau (CDU): Frau Oberbürgermeiste-

rin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich glaube, 
dass es auch hier notwendig ist, zunächst einmal 

einige Fakten geradezurücken.  

Es wurde bereits erläutert, dass das Thema 2007 
von dem Kandidaten der SPD, der kein Kanzler-

kandidat werden will, damals hier in seiner Köl-
ner Funktion eingebracht wurde. Kurz danach 
hat er sich dann nach Düsseldorf verabschiedet 

und das bei seiner Kollegin abgeladen. Die Kol-
legin hat sich damit Zeit gelassen. Sie hat sich 
einige Zeit gelassen, und dann kam ein Modell 

heraus, das wirtschaftlich gar nicht ging. Ich war 
eines der wenigen Ratsmitglieder, die - ich glau-
be, es war im Jahr 2014 - bei der Veranstaltung 

der damaligen Wirtschaftsdezernentin am 
Großmarkt war. Als sie das vorgestellt hat, brach 
dort das große Heulen und Zähneklappern aus, 

weil nämlich kein Mensch die Preise, die sie auf-
gerufen hatte, bezahlen konnte.  

Das heißt, acht Jahre waren vergangen, ohne 

dass es überhaupt ein sinnvolles Ergebnis gege-
ben hat. Das heißt, im Jahr 2015, als CDU und 
Grüne hier die Verantwortung übernommen ha-
ben von Ihnen, war es so, dass wir im Prinzip 

den Reset-Knopf drücken mussten, weil das 
Konzept, das acht Jahre lang entwickelt worden 
ist, gar nicht funktioniert hat. 

Wenn man bedenkt, was die Händler dort heute 
für Abstellflächen bezahlen, dann sind das relativ 
geringe Preise. Zudem gibt es eine ganze Reihe 

von rechtlichen Restriktionen, die wir als Kom-
mune einhalten müssen. Da ist das ganze The-
ma Beihilferecht, was natürlich, da wir uns hier in 

einem sehr wettbewerblichen Markt befinden, 
ernst genommen werden muss. Wir haben schon 
einmal eine größere - ich sage es mal so - Nie-

derlage vor der Europäischen Kommission ein-
fahren müssen, weil man damals gedacht hatte, 
dass das Beihilferecht an der Stelle relativ ein-

fach zu umgehen ist. Dafür haben wir lange be-
zahlen müssen. Das darf hier nicht passieren.  

Das heißt, wir brauchen hier eine Lösung, die am 

Ende vernünftig ist, die vertretbar ist und die da-
zu führt, dass wir eine Situation bekommen, in 
der die Händler auch unter normalen Bedingun-

gen betriebswirtschaftlich überleben können und 
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nicht nur durch eine künstliche Subvention der 

Stadt Köln. Das ist ein sehr wichtiger Parameter, 
den man hier berücksichtigen muss. 

Das Zweite ist eben auch, weil Sie acht Jahre 

Zeit verschlafen haben, die Frage des notwendi-
gen Umfangs des Großmarkts. Denn letztlich 
haben die drei größten Händler zwischenzeitlich 

ihre Betriebsflächen gar nicht mehr auf dem Ge-
lände des bisherigen Großmarkts, sondern sind 
in Köln an die Peripherie bzw. außerhalb von 

Köln gezogen. Das muss man in einer Neukalku-
lation natürlich berücksichtigen.  

Deshalb dauert der Prozess von 2014 jetzt auch 

noch an. Wir wollen den Fehler, den Sie in der 
Vergangenheit gemacht haben, nicht wiederho-
len und ohne die Betroffenen diesen Prozess vo-

rantreiben. Daher ist die Verwaltung in einem gu-
ten Dialog mit den Markthändlern. Wir waren alle 
als Politik dazu eingeladen. Jetzt gilt es, zu-

nächst noch einmal Klarheit darüber zu schaffen, 
wie groß die Fläche überhaupt sein muss, damit 
man hier eine adäquate Lösung bekommt.  

Wir brauchen auch noch einmal Klarheit darüber, 
wie überhaupt die Leistungsfähigkeit ist und ob 
die Händler die Preise, die dort aufgerufen wer-

den, bezahlen können. Die Investitionssummen, 
die selbst jetzt in dem revidierten Modell der 
Händler vorgeschlagen sind, liegen immer noch 
in einer Größenordnung zwischen 80 und 

100 Millionen Euro, wenn man die Kubaturen, 
die gewünscht sind, einmal hochrechnet. Ich sa-
ge es einmal so: Wir sollten vorsichtig sein, Bau-

ten in der Größenordnung in die Landschaft zu 
stellen, ohne dass wir genau wissen, ob hinter-
her Mieterinnen und Mieter auch in der Lage 

sind, die erforderlichen Preise zu bezahlen. 

Deshalb sage ich: Wir haben acht Jahre Zeit 
verschenkt, wir haben jetzt einen geordneten 

Prozess, lassen Sie uns diesen Prozess weiter-
gehen. Die entsprechenden Beschlüsse hat der 
Rat getroffen. Es müssen hier die Themen Wirt-

schaftlichkeit und gegebenenfalls auch noch 
einmal das Thema Verkehr, da im Jahre 2020 die 
Verkehrssituation eine andere als im Jahr 2007 

ist, entsprechend behandelt werden. Ich kann 
nur sagen: Ihr Antrag ist in weiten Teilen über-
holt. Deshalb können wir ihr an der Stelle nicht 

zustimmen und bitten auch die anderen Fraktio-
nen darum. - Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Jetzt 
hat Herr Frank das Wort. 

Jörg Frank (Bündnis 90/Die Grünen): Frau 

Oberbürgermeisterin! Werte Kolleginnen und 
Kollegen! Die Entscheidung über den Standort 
ist tatsächlich erst 2017 gefallen, und zwar am 

11.07.2017 - auch mit den Stimmen der SPD -, 
weil der Auswahlprozess, der übrigens schon 
2001 gestartet wurde, erst 2007 zu Ende war, als 

dann Marsdorf ins Gespräch kam. Das muss 
man wissen. Insofern gibt es längere Zeitverläu-
fe. 

Die Frage, die sich stellt, ist folgende: Bringt Ihr 
Antrag, wenn man ihn beschließen würde, etwas 
Neues?  

Wir haben einen Beschluss vom 11.07.2017, der 
die Standortentscheidung trifft, und wir haben 
den auch von Ihnen zitierten Beschluss vom 

15.03.2016. Seltsamerweise haben Sie den Be-
schluss vom 11.07.2017 gar nicht erwähnt in Ih-
ren Ausführungen. Das macht einen dann schon 

stutzig. Darauf komme ich gleich noch einmal zu-
rück. 

Fakt ist, dass beide Ratsbeschlüsse den Rah-

men setzen und einen klaren Auftrag definieren. 
Die Vorstellung, dass man jetzt in bestimmten 
Abständen immer wieder Beschlüsse wiederholt, 

also dass der Rat das noch einmal beschließt, ist 
nicht ernst zu nehmen. Wenn man das wirklich 
machen würde, wäre das ein Armutszeugnis für 
den Rat; denn wir haben der Verwaltung genau 

gesagt, was sie machen muss. Das müssen wir 
nicht in einem bestimmten Rhythmus immer wie-
derholen. Allein deshalb ergibt Ihr Antrag schon 

keinen Sinn. 

Wenn man aber genauer in den Antrag hinein-
kommt, hat er auch Verengungen. Wir haben 

zum Beispiel bereits in dem Ratsbeschluss 2016 
davon gesprochen, dass die Errichtung der Fri-
schemarkt-Immobilie durch einen Generalüber-

nehmer erfolgt. Das heißt, das ist darin schon 
definiert. Es ist auch noch definiert, dass die 
Planung und der Bau, also die technische Pla-

nung, durch die Gebäudewirtschaft erfolgen sol-
len. Wir wissen aber, dass die Gebäudewirt-
schaft mit dem Schulbau absolut ausgelastet ist. 

Um da auch noch einmal Ihrer Haushaltsrede zu 
korrigieren: Die Gebäudewirtschaft hat 870 Milli-
onen Euro allein für Schulen zu verbauen. Ich 

bin gespannt, wie das geht, weil Sie sagten, da 
wäre viel zu wenig Geld in der Kasse. 

Das heißt also, wir müssen uns hier überlegen, 

ob nicht auch die Planung durch einen General-
übernehmer vorgenommen werden soll; dann 
nennt sich das „Totalübernehmer“. Das heißt, 

wenn man Ihren Antrag beschließen würde, wäre 
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das einfach weggeschmuggelt worden. Insofern 

besteht eigentlich überhaupt keine Notwendigkeit 
für Ihren Antrag. 

Wir als Grüne stehen zum Frischezentrum. Wir 

sehen auch das Frischezentrum als Aufgabe der 
Daseinsvorsorge. Das ist das Einzige, was in Ih-
rem Antrag richtig zitiert ist aus dem Gutachten. 

Wir sehen auch das Frischezentrum als Be-
standteil einer Versorgungskette, die natürlich 
auch die Wochenmärkte mit einbezieht und die 

dafür sorgt, dass wir Vielfalt haben und nicht nur 
sozusagen auf Convenience Food und Dosenfut-
ter von den großen Filialisten angewiesen sind. 

Wir stehen für Vielfalt, deshalb braucht es auch 
diese Strukturen. Das haben auch andere Städ-
te; das steht gar nicht infrage. 

Wir haben aber auch klare Planungsbeschlüsse 
und Planungsaufträge gefasst. Erst kürzlich hat 
der dafür zuständige Beigeordnete Greitemann 

ausdrücklich erklärt, dass er das entsprechende 
planungsrechtliche Verfahren weiter durchführt. 

Insofern ist es sicherlich richtig, die Verwaltung 

noch einmal daran zu erinnern, dass diese Be-
schlüsse umgesetzt werden müssen und dass 
sie uns enger berichtet. Vor allem ist daran zu er-

innern, dass wir auch beschlossen haben, die 
Markthändler und die Industrie- und Handels-
kammer, die dieses Verfahren sehr eng begleitet, 
stärker in den Planungsprozess einzubeziehen. 

Dass es einen großen Bedarf gibt, hat die IHK 
durch ihre jüngste Umfrage bestätigt. Mehr als 
150 im Großmarkt aktive Markthändler wollen 

umsiedeln. Das heißt, wir haben hier eine ein-
deutige Bedarfslage. Aber das Entscheidende ist 
jetzt nicht, Beschlüsse zu wiederholen, die nichts 

Neues beinhalten bzw. die die alten Beschlüsse 
verengen, sondern es kommt jetzt auf das Han-
deln der Verwaltung und darauf an, dass wir ge-

gebenenfalls bestehende Beschlüsse noch ein-
mal aktualisieren müssen. Ich denke zum Bei-
spiel an die Frage: Wer soll dieses Frischezent-

rum bauen? - Aber dazu haben Sie überhaupt 
keine Vorschläge, sondern glauben, die Gebäu-
dewirtschaft wird das alles schon richten. Da Sie 

auch bei den beiden Gesprächen dabei waren, 
müssten Sie das eigentlich besser wissen. 

Kurz und gut: Ihr Antrag bringt nichts. Deshalb 

werden wir ihn auch nicht unterstützen. 

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und bei der 
CDU) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Akzep-

tieren Sie eine Zwischenfrage? 

Jörg Frank (Bündnis 90/Die Grünen): Ja, natür-
lich. Aber meine Redezeit ist ja um. 

Christian Joisten (SPD): Frau Oberbürgermeis-
terin! Meine Damen und Herren! Herr Frank, 
stimmen Sie mir zu - so muss ich meine Frage 

beginnen -, dass in dem Beschluss vom 
15.03.2016, den Sie zitiert haben, in dem näm-
lich, wie ich eben schon zitiert habe, der Rat be-

schlossen hat, dass mit Planung, Bau und tech-
nischem Betrieb der Frischemarkt-Immobilie der 
Eigenbetrieb Gebäudewirtschaft unter folgender 

Maßgabe beauftragt wird - das war eben das Zi-
tat schon einmal -, dass aber weiter unten in die-
ser Beschlussfassung Folgendes gesagt wird: 

Auf Basis eines Baubeschlusses soll die 
Ausschreibung zur Errichtung der Fri-
schemarkt-Immobilie, die seitens der 

Stadt errichtet und bewirtschaftet wer-
den soll, erfolgen. Dazu ist vorrangig die 
Beauftragung eines Generalüberneh-

mers … zu einem fest zu vereinbaren-
den Termin und Preis zu prüfen. 

Das heißt, all die Dinge, die Sie jetzt genannt 

haben - da würden Sie mir doch zustimmen? -, 
sind mit diesem Ratsbeschluss bereits in Auftrag 
gegeben. Es ist also ein Umsatzdefizit.  

Das heißt, wir haben seit 2016 keinen einzigen 

Schritt in diese Richtung weiter getan. Deswegen 
stimmen Sie mir doch hoffentlich zu, dass es 
Sinn machen kann und heute auch Sinn macht, 

der Verwaltung hier noch einmal einen klaren 
Auftrag zu geben, den ansonsten die Verwaltung 
scheinbar aus eigenem Antrieb nicht nach-

kommt? Zumal die klare Erklärung im Raum 
steht, dass der Eigenbetrieb Gebäudewirtschaft 
jetzt nicht mehr an dieser Baustelle tätig ist. Das 

kann der Rat an dieser Stelle nicht akzeptieren. 
Deswegen macht es, wie ich glaube, Sinn, einen 
solchen Beschluss heute noch einmal herbeizu-

führen. - Danke schön. 

(Beifall bei der SPD) 

Jörg Frank (Bündnis 90/Die Grünen): Meine 

Antwort zu A: Ja, und zu B: Nein. Warum? 

(Heiterkeit beim Bündnis 90/Die Grünen - Beifall 
von Dr. Helge Schlieben [CDU]) 
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Ich habe eben schon gesagt, das mag vielleicht 

sein, wenn Menschen christlich geprägt sind, 
dass sie gern Bekenntnisse abgeben oder immer 
wieder die Predigt wiederholen. Dadurch wird 

aber nichts besser.  

Wir haben eine Beschlusslage - Sie haben das 
eben ganz klar gesagt -, und diese Beschlussla-

ge gilt. Die Verwaltung wird sie umsetzen müs-
sen. Dass es auf dieser Strecke Probleme gibt, 
das wissen wir. Wir haben auch weitere Ge-

sprächsrunden geplant und auch angeboten, die 
mit Ihnen zu führen. Dazu haben wir bisher noch 
keine positive Rückmeldung. Insofern gilt das, 

was wir damals beschlossen haben. Das wird 
nicht dadurch besser oder anders, indem man 
das jede Woche wiederholt. 

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und bei Tei-
len der CDU) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Jetzt 

hat Frau Hoyer das Wort. 

Katja Hoyer (FDP): Sehr geehrte Frau Oberbür-
germeisterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

SPD, LINKE und BUNTE wollen heute in Sachen 
Großmarkt den Deckel draufmachen. Sie wollen 
Marsdorf als Standort für den Frischemarkt be-

schließen. 

(Brigitta von Bülow [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Das ist schon lange beschlossen!) 

- Ja, Sie wollen ihn aber heute noch einmal be-

kräftigen und endlich umsetzen. 

Meine Damen und Herren, die FDP würde eben-
falls gern den Deckel draufmachen und den 

Standort Marsdorf für den Frischemarkt endgültig 
begraben. 

(Beifall bei der FDP) 

Deshalb wird es Sie auch nicht wundern, dass 
wir den vorgelegten Antrag heute ablehnen wer-
den. 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, die FDP hat 
sich von Anfang an in dieser unendlichen Ge-
schichte zur Standortfrage des Großmarkts ein-

deutig positioniert. Wir haben uns von Anfang an 
gegen Marsdorf ausgesprochen und stattdessen 
Volkhoven/Weiler als Alternative präsentiert. Von 

Anfang an war uns klar, dass die Vorstellung, 
dass Lkw, Transporter und Versorgungsfahrzeu-
ge zum Großmarkt fahren müssen, in Marsdorf 

immer wieder zu großen verkehrlichen Proble-

men führt. Es schien uns wirklich absolut unrea-
listisch, dort den Standort für den Frischemarkt 
anzusiedeln. 

Neben dieser verkehrlichen Belastung - insbe-
sondere für die Einfallstraßen Aachener Straße, 
Dürener und Luxemburger Straße - ist es auch 

so, dass die Verbindungsachsen wie der Kölner 
bzw. der Marsdorfer Weg sowie die Friedrich-
Schmidt-Straße enorm belastet würden. Das 

kommt zu der Einführung des geplanten Ex-
pressbusses hinzu. Das klingt nach Verkehrsin-
farkt. 

Wir sind auch dafür, dass wir endlich zu einer 
Lösung kommen. Insofern kann ich es sehr gut 
nachvollziehen, dass wir sagen, wir müssen 

Tempo in diese Entscheidung hineinbringen. Es 
muss natürlich in der Tat ein Signal für die Händ-
ler am Großmarkt geben, wie die Zukunft auszu-

sehen hat. Sie brauchen Planungssicherheit. In 
der Tat ist das ein berechtigtes Anliegen, was 
auch vonseiten der Antragsteller angesprochen 

wurde. 

Liebe Kollegen und liebe Kolleginnen, aber im 
Hinblick auf die Betriebsform des Unternehmens 

sehen wir den Antrag sehr kritisch. Ein stadtei-
genes Unternehmen, das mit der Aufgabenwahr-
nehmung betraut werden soll, lehnen die Freien 
Demokraten ab. Das würde bedeuten, dass Mil-

lionen von Subventionen in einen hochumstritte-
nen Standort fließen. Wollen Sie das wirklich? - 
Wir wollen das nicht. 

Die Diskussionen im Wirtschaftsausschuss ha-
ben doch gezeigt, wie schwierig es ist, ein wirt-
schaftlich tragfähiges Betreibermodell zu finden. 

Diese Diskussion, die wir heute führen, taucht in 
schöner Regelmäßigkeit im Rat auf. Wir waren, 
wie gesagt, immer klar in der Ablehnung des 

Standortes, aber wir standen auch dort wirklich 
ganz allein gegen eine Phalanx aus SPD, CDU, 
Grüne und LINKEN. Dort war immer der Standort 

Marsdorf beschlossen worden. 

Aber eines ist heute anders: Sprachen sich in 
den vergangenen Jahren CDU, Grüne und 

LINKE zwar immer im Grundsatz für den Stand-
ort Marsdorf aus, haben sie sich doch nie so 
richtig getraut, eine endgültige Entscheidung zu 

treffen, stattdessen wurden immer neue Gutach-
ten in Auftrag gegeben. Einmal war es ein Ver-
kehrsgutachten, einmal ein Wirtschaftsgutach-

ten, einmal wurde die damalige Wirtschaftsde-
zernentin Ute Berg beauftragt, bei den Umland-
gemeinden für ein Frischezentrum zu werben. 
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Das Ergebnis: Die Nachbarkommunen haben 

dankend abgelehnt. 

Wenn wir heute die Debatte verfolgt haben, ist 
uns eines klar geworden - das muss man sagen 

-: SPD, LINKE und die BUNTEN haben sich ein-
deutig positioniert. Sie haben gesagt: „Wir wollen 
den Standort Marsdorf“, und sie haben vorge-

stellt, wie sie sich die Betriebsform vorstellen. 
Das ist nicht unsere Vorstellung, aber ich muss 
sagen: Nach den Ausführungen von Herrn Petel-

kau und Herrn Frank frage ich mich: Quo vadis 
Schwarz-Grün in dieser Frage? Wohin gehen 
Sie? - Sie haben heute keine eindeutige Antwort 

gegeben. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und der LINKEN - 
Jörg Frank [Bündnis 90/Die Grünen]: Da haben 

Sie nicht zugehört!) 

Ich finde, diese Antwort haben viele Menschen in 
dieser Stadt verdient. Die Händler haben sie 

verdient. Es haben die Leute im Kölner Westen 
diese Antwort verdient. Ich finde, auch dieser Rat 
hat diese Antwort verdient. Sie haben sie nicht 

gegeben. 

(Beifall bei der FDP) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Jetzt 

frage ich zunächst einmal nach Wortmeldungen 
zu dem Antrag von SPD, DIE LINKE und von der 
Gruppe BUNT. Wenn es dazu keine weiteren 
Wortmeldungen mehr gibt, rufe ich jetzt Herrn 

Wortmann auf als Antragsteller des Änderungs-
antrages. 

Walter Wortmann (Freie Wähler Köln): Sehr ge-

ehrte Frau Oberbürgermeisterin! Sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Ich habe heute ge-
hört, dass kürzlich noch einmal eine Vorbespre-

chung stattgefunden hat, ich glaube aber mit 
Fraktionsspitzen und -vertretern. Ich war da nicht 
geladen, deshalb kann es sein, dass sich Dinge 

hier wiederholen. Ich möchte dem aber einfach 
noch einmal Nachdruck verleihen. 

Ich habe eigentlich schon seit vielen Jahren ei-

nen Kontakt zu den Großmarkt-Leuten und ver-
folge die Entwicklung dieser Fläche. Ich möchte 
zu Ihrem Antrag einfach sagen: Mit Verlaub, Ihr 

Antrag beschreibt doch genau den Weg, den die 
Stadt gegangen ist, aber den sie doch nicht mehr 
gehen kann. Das ruft bei mir so ein bisschen 

Odysseeum hervor: aus einer betriebswirtschaft-
lichen Einheit mehr oder weniger ein städtisches 

Unternehmen zu machen. Das ist auch gar nicht 

das Ziel. 

Wir haben eine sehr klare Entscheidung getrof-
fen. Das wissen auch die Kaufleute auf dem 

Großmarkt, dass wir Marsdorf begraben haben. 
Da schließen wir uns der FDP an; da sind wir 
d'accord. Wir haben auch schon Ausweichflä-

chen vor drei Jahren empfohlen und vorgeschla-
gen. 

Wir wollen kein stadteigenes subventioniertes 

Frischezentrum. Wir fordern aber einen offenen 
Umgang mit den Betroffenen, und das ist eigent-
lich der Inhalt meines Antrages: Wir müssen mit 

den Leuten sicherlich Klartext reden, Entschei-
dungen treffen und auch konstruktive Maßnah-
men vorstellen.  

Dieses Genre der Großmarkt-Kaufleute - das 
muss ich Ihnen vielleicht nicht erklären - ist sehr 
speziell. Das ist nicht ein geordnetes System, 

wie man es aus anderen kaufmännischen Be-
langen kennt, sondern das ist ein - ich sage es 
mal so - bunter Haufen, aber letztlich steckt da-

hinter eine enorme Power. Zudem steckt da auch 
eine Menge Gewerbesteuer dahinter. Wenn Sie 
allein nur die Verteilersystematik dieses Groß-

markts sehen, die wir über die letzten 20 Jahre 
systematisch zurückentwickelt haben. Das habe 
ich eben in der Haushaltsrede schon gesagt: Sie 
müssen sich einfach mal vor Augen führen, dass 

ein Stand auf einem Wochenmarkt - nicht im 
Großmarkt, sondern einer der Kunden - durch-
schnittlich 180 000 Euro dreht. Wir sind in Köln 

der größte Standort in Deutschland mit Wo-
chenmärkten; denn wir haben pro Tag 3,5 Wo-
chenmarkttermine. Damit sind wir pro Kopf der 

Bevölkerung der stärkste Wochenmarktstandort 
in Deutschland. Das sollten Sie wissen. Die be-
ziehen ihre Ware zu einem großen Teil. 

Mir geht es eigentlich gar nicht um den Standort, 
um Marsdorf oder um andere Standorte, sondern 
es geht darum, den Leuten zu helfen, ihren neu-

en Standort zu suchen und mit diesen Leuten 
auch gemeinsam diesen Standort zu konzipie-
ren. Ich wiederhole mich: Da ist nicht die Profes-

sionalität eines Projektmanagements vorhanden, 
das so ein Ding aus Stumpf und Stiel baut, wie 
es die Stadt schon vor Jahrzehnten mit der 

Großmarkthalle in Raderthal gemacht hat. Des-
wegen sind die auf Ihre Hilfe angewiesen. Das 
schicke ich mal in den Raum. 

Der zweite Punkt ist, dass weitere Zustell- und 
Verteilersysteme daran hängen, in hohem Maße 
Hotels und gastronomische Betriebe, und es 

mittlerweile Zustellnetzwerke gibt, die da arbei-
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ten. Ich spreche auch aus eigener Berufserfah-

rung in diesen Strukturen. Das sind mehr oder 
weniger Wirtschaftsfaktoren, die auf der Fläche 
in Raderthal überhaupt nicht mehr stattfinden, 

aber die möglicherweise in sogenannten Stre-
ckengeschäften abgerechnet werden und enor-
me Gewerbesteuereinnahmen generieren. 

Deshalb habe ich in meinem Antrag in den Punk-
ten 3 und 4 darum gebeten, dass beide Seiten 
mit entsprechenden Statistiken und Nachweisen 

einfach mal die Wertigkeit dieser Großmarktflä-
chen darstellen. 

Ich widerspreche Ihnen deutlich, wenn ich hier 

ein gewerbesteuerpflichtiges Unternehmen oder 
eine Agglomeration als Daseinsvorsorge-Punkt 
erkläre. Es gibt eine Stadt im Rheinischen, die 

das wohl gerichtlich erfochten hat, aber das sehe 
ich hier überhaupt nicht. 

Last, but not least müssen Sie wissen: Es gibt 

große Ketten, die auch den Großmarkt logistisch 
nutzen, weil sie große Mengen bestimmter Pro-
dukte über diese Fläche drehen und dann in ihre 

eigenen zentralen Verteilerläger bringen. Unter-
schätzen Sie also bitte nicht die Kraft dieses 
Standorts. 

Wir reden, wenn wir mit der IG reden, vielleicht 
mit 20 oder 22 Händlern, die dort sind. Das sind 
sicherlich die bedeutenden, aber es gibt - soweit 
ich weiß - immer noch 112 Händler, die dort ihr 

Geschäft betreiben. Wenn Erbpachtverträge - 
mehr kann ich dazu nicht sagen - verlängert 
werden mit zwei großen Händlern und dann auf 

einmal diese Händler für eine Dauer von drei o-
der vier Jahren mit enormen Bürgschaftsver-
pflichtungen konfrontiert werden, um ihre Exis-

tenz dort zu sichern, dann ist das kein fairer Um-
gang mit diesen Leuten. Deshalb bitte ich Sie, 
meinem Antrag zuzustimmen. Ich werde natür-

lich nicht dem Antrag der SPD zustimmen. - 
Danke. 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Gibt es 

Wortmeldungen zu dem Änderungsantrag von 
Herrn Wortmann? - Herr Hammer. 

Lino Hammer (Bündnis 90/Die Grünen): Sehr 

geehrte Frau Oberbürgermeisterin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Aus der Sicht unserer 
Fraktion ist hier eine Beschlussfassung der Sa-

che gar nicht nötig. Der Kollege Frank hat es ge-
rade eben schon angedeutet: Es sind alle Be-
schlüsse gefasst. Die Beschlüsse, die heute hier 

gefasst werden sollten, sind längst schon über-

holt durch Verwaltungshandeln. Ich beantrage 

daher für unsere Fraktion den Übergang zum 
nächsten Tagesordnungspunkt. 

(Beifall bei Teilen des Bündnisses 90/Die Grü-

nen) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Meine 
Damen und Herren, Gegenrede? - Herr Joisten. 

Christian Joisten (SPD): Frau Oberbürgermeis-
terin! Meine Damen und Herren! Der Antrag ent-
hält selbstverständlich - das ist auch aufgezeigt 

worden; Herr Frank hat das selbst gesagt - eine 
Eingrenzung, zum Beispiel hinsichtlich der Be-
triebsform. Insofern enthält er auch neue Ele-

mente. Er ist ein ordnungsgemäß und rechtzeitig 
gestellter Antrag, nämlich aus dem Mai, und ich 
bitte dieses Haus um Abstimmung. Es ist, glaube 

ich, keine gute demokratische Gepflogenheit, bei 
einem Antrag einer Fraktion in dieser Art und 
Weise zum nächsten Tagesordnungspunkt über-

zuleiten. Wir haben Anspruch darauf, das ist ein 
neuer Antrag, und deswegen bitte ich um Ab-
stimmung. - Danke. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Meine 
Damen und Herren, ich muss, wie Sie wissen, 

zunächst über den Geschäftsordnungsantrag 
abstimmen lassen. Dann würde das allerdings - 
das möchte ich noch sagen, damit keine Miss-
verständnisse aufkommen - auch den Ände-

rungsantrag von Herrn Wortmann betreffen. 

Dann lasse ich jetzt über den Geschäftsord-
nungsantrag von Herrn Hammer abstimmen. 

Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Das sind Bündnis 90/Die 
Grünen, die CDU-Fraktion und die Ratsgruppe 

GUT. Ja, ich bin auch der Meinung. Gibt es Ge-
genstimmen? - Das sind die SPD-Fraktion, die 
Fraktion DIE LINKE, Herr Wortmann, die FDP, 

die AfD und Frau Gerlach. Gibt es Enthaltungen? 
- Das kann nicht mehr der Fall sein. Dann ist 
dem Geschäftsordnungsantrag zugestimmt, 

dann ist er so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe jetzt auf: 

3.1.3 Antrag der AfD-Fraktion betreffend „Karl 

Küpper Platz – Ehrung eines Widers-
tändlers“ 

  AN/1433/2019 
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Gestatten Sie mir bitte, Sie zu diesem Tagesord-

nungspunkt über ein Schreiben des Sohnes von 
Karl Küpper zu informieren, das mich letzte Wo-
che erreicht hat. Herr Gerhard A. Küpper hat da-

rin erläutert, sein Vater habe sich nie politisch in-
strumentalisieren lassen, daher empfinde er den 
Antrag als - das ist ein wörtliches Zitat - „Schlag 

ins Gesicht seines Vaters“ und bittet den Rat, 
dem Antrag nicht zuzustimmen. 

(Dr. Ralph Elster [CDU]: Hört! Hört!) 

Ich möchte Ihnen ergänzend - - 

(Lebhafter Beifall) 

Ich möchte Ihnen ergänzend mitteilen, dass die 

Stadt Köln das Wirken von Karl Küpper mit ei-
nem Platz im Herzen der Stadt und einer Ge-
denktafel an seiner Wirkungsstätte, der früheren 

Schankwirtschaft Kalker Hauptstraße, ehrt und 
das Protokoll natürlich große Jubiläen, die im 
nächsten Jahr erfolgen, im Blick hat und es sei-

tens der Stadt schon Überlegungen gibt, wie 
man vielleicht durch eine Veranstaltung im Rat-
haus ein aktives Gedenken gestalten kann. 

Selbstverständlich möchten wir diese Überle-
gungen gerne zunächst mit der Familie von Karl 
Küpper abstimmen. Das haben wir bisher noch 

nicht gemacht, aber dazu ist ja auch noch etwas 
Zeit.  

Diese Überlegungen wollte ich Ihnen zunächst 
einmal mitteilen. Ich gebe jetzt den Antragstellern 

das Wort. 

Sven Tritschler (AfD): Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Frau Oberbürgermeisterin! 

Zunächst einmal vielen Dank für die wie immer 
sachliche und objektive Tagungsleitung. 

Der Kölner Büttenredner Karl Küpper, meine 

Damen und Herren, ist einer der wenigen, die es 
geschafft haben, nicht nur zu Lebzeiten einen 
gewissen Ruhm zu erlangen. Und das zu einer 

Zeit, als Karneval noch größtenteils live, also 
nicht im Fernsehen oder im Radio, stattfand. 
Was Karl Küpper aber zu einer Ausnahmeer-

scheinung machte und heute mehr denn je ma-
chen würde, ist seine Unangepasstheit, sein 
Unwille, als Karnevalist im urtümlichsten Sinne 

sich in den Dienst der jeweils Herrschenden zu 
stellen, ja, sein Mut, sich ihnen entgegenzustel-
len und das völlig ungeachtet ihrer politischen 

Couleur und ihrer Macht. Karl Küpper, meine 
Damen und Herren, ist der Anti-Mitläufer, und 
das unterscheidet ihn wohltuend von all den 

Krämerseelen, die letzte Woche sein Erbe für 

sich in Anspruch genommen haben. 

(Ulrike Kessing [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Und ein wunderbarer Anti-Nazi!) 

Nicht nur die Nationalsozialisten mussten seinen 
beißenden Spott fürchten und bekämpften ihn 
dafür. Nicht nur von ihnen wurde er mit einem 

Rede- und Auftrittsverbot belegt. Nein, auch 
nach dem Krieg im vermeintlich entnazifizierten 
Köln war Küpper den Herrschenden ein Dorn im 

Auge. Und so wurde er 1952 unter Mitwirkung 
von Bundeskanzler, Bundesinnenminister und 
der Kölner Karnevalsobrigkeit erneut vom offiziel-

len Karneval ausgeschlossen.  

Wie kaum eine zweite widerlegt die Vita Küppers 
die Mär vom obrigkeitskritischen und unange-

passten Kölner Karneval und offenbart mehr, 
dass man zu allen Zeiten bemüht war, sich dem 
herrschenden Zeitgeist an den Hals zu werfen - 

ohne Rücksicht auf Verluste. Seine Geradlinig-
keit machte ihm unter allen Herren Schwierigkei-
ten; und ihn selbst hat sie sogar zum Heimatlo-

sen in seiner eigenen Heimat gemacht. Die SPD 
verließ er nach kurzer Zeit wieder, weil er das 
Gefühl hatte, von ihr instrumentalisiert zu wer-

den. Und auch bei der FDP hatte er wohl nur ein 
sehr kurzes Gastspiel. Es ist also vielleicht etwas 
vermessen, wenn sich die Altparteienriege hier 
jetzt zu den Bewahrern seines Erbes auf-

schwingt. 

(Beifall bei der AfD) 

Denn dann, meine Damen und Herren, müssten 

Sie sich auch fragen lassen, warum es für einen 
so großen Kölner bisher nicht zu mehr gereicht 
hat als zu einer Plakette und zu einem kleinen 

Plätzchen in der Stadt. Da gewähren Sie ja so-
gar einem Karl Marx mehr Andenken, wie wir 
letztes Jahr gesehen haben. 

Im politischen Umgang mit Verstorbenen ist na-
türlich eine gewisse Zurückhaltung geboten. Poli-
tische Vereinnahmungen verbieten sich da. Je-

mand, der vor fast 50 Jahren verstorben ist, den 
kann man schwerlich in die politische Farbenleh-
re der Gegenwart einsortieren. Und das wollen 

wir ausdrücklich auch nicht tun. Aber vielleicht 
lassen auch Sie besser die Finger davon. Es 
geht hier nicht um Gesinnung. Wir möchten Karl 

Küpper für seine Haltung ehren, für seinen Mut 
und seine Unangepasstheit - drei hervorste-
chende Eigenschaften, die man in Deutschland 

und in Köln in den letzten 100 Jahren leider allzu 
oft vermissen musste. Es wechseln vielmehr nur 
die Farben: die Farben der Herrscher, die Farben 
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der Mitläufer und die Farben der Opposition. So 

heißt es auch in einer Rede Küppers aus der 
Nachkriegszeit - ich zitiere -: 

Die Son brannt wie im Frieden. Ja, 

wenn man blond ist, wird man rot. Wenn 
man schwarz ist, wird man leicht braun. 
Und wenn man braun ist, wird man wie-

der schwarz. Äwwe dat es nur de Son 
schuld. 

Meine Damen und Herren des Kölner Rates, es 

geht heute darum, vor der Geschichte einen 
großen Kölner zu ehren, der jede Ehre verdient 
hat. Es geht um zeitlose Qualitäten wie Aufrich-

tigkeit, Mut und Geradlinigkeit. Es geht ausdrück-
lich nicht um parteipolitisches Kleinklein. Machen 
Sie also bitte auch keines daraus. Stimmen Sie 

für unseren Antrag! - Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Jetzt 

hat Frau Hoyer das Wort. 

Katja Hoyer (FDP): Sehr geehrte Frau Oberbür-
germeisterin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Kollegen! Liebe Kolleginnen! Es gehört zum übli-
chen Geschäft einer Ratspolitikerin, hier zu ste-
hen und den Antrag einer anderen Partei abzu-

lehnen - ganz einfach, weil man anderer Mei-
nung ist. Beim heutigen Antrag der AfD reicht 
aber eine einfache Ablehnung nicht aus. Er ver-
langt eine entschiedene und entschlossene Zu-

rückweisung. 

(Beifall) 

Liebe Kollegen, liebe Kolleginnen, es tut gut, zu 

wissen, dass die demokratischen Fraktionen hier 
im Rat einhellig und einmütig zu dieser Zurück-
weisung stehen. Sie ist nötig, weil es hier nicht 

um irgendeine Meinungsäußerung der AfD geht. 
Nein, der heutige Antrag besitzt eine andere 
Qualität. In diesem Antrag wird mit Karl Küpper 

ein aufrechter Demokrat, der mit den Mitteln des 
kölschen Humors die Nazis kritisiert hat, für die 
Zwecke der AfD missbraucht. Dieser Versuch ist 

genauso durchsichtig wie unanständig. 

(Beifall) 

Karl Küpper hat mutig und im wahrsten Sinne 

des Wortes unter Gefahr für Leib und Leben ge-
gen das nationalsozialistische Regime gekämpft 
- ein Regime, das vom Vorsitzenden der AfD, 

Alexander Gauland, als „Vogelschiss der Ge-

schichte“ bezeichnet wird. Diese Verharmlosung 

des menschenverachtenden Naziregimes ist ei-
ne bewusste Strategie der AfD. Wir kennen diese 
Strategie und haben sie hier im Rat oft genug zu-

rückgewiesen. Sich aber eines ausgewiesenen 
Gegners der Nazidiktatur wie Karl Küpper für ei-
gene Zwecke zu bemächtigen, ist eine erschre-

ckende neue Vorgehensweise der AfD.  

Warum tut dies die AfD? - Ich habe mich im Vor-
feld dieser Rede mit meiner Kollegin Frau von 

Bülow unterhalten, ganz einfach schon aufgrund 
ihrer Funktion als Vorsitzende des Vereins Köln 
stellt sich quer. 

(Brigitta von Bülow [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Mitglied!) 

Sie hat, wie ich finde, drei gute Erklärungen ge-

bracht, die ich Ihnen hier gerne vortragen möch-
te.  

Die AfD strebt in die Mitte der Gesellschaft. Sie 

versucht, sich als bürgerliche Partei zu etablie-
ren. Sie will die bürgerliche Mitte erreichen, von 
der sie annimmt, dass sie besonders karnevals-

affin ist. Sie beansprucht die Tradition des Kar-
nevals für sich. Aber ein Kennzeichen bürgerli-
cher Grundwerte ist der Respekt vor der Würde 

des Anderen. Der vorliegende Antrag lässt die-
ses in hohem Maße vermissen. 

(Beifall) 

Ein zweiter Erklärungsansatz für diesen Antrag: 

Die AfD möchte sich damit von den Nationalso-
zialisten abgrenzen. Gleichzeitig möchte sie aber 
auch ausloten, wie weit sie öffentliche Tabus 

brechen kann, zum Beispiel mit der Aneignung 
des Erbes von Karl Küpper. 

Und ihr dritter Grund: Die AfD möchte sich ein-

reihen bei den Menschen, denen das Recht auf 
freie Meinungsäußerung verwehrt worden ist. 
Aber dieses verhöhnt die Opfer, verhöhnt alle, 

die sich auch in Zeiten des Nationalsozialismus 
diesem entgegengestellt haben, tatsächlich ihre 
Meinung geäußert und alles riskiert haben. Das 

hohe Gut der Meinungsfreiheit ist in der Demo-
kratie nicht verhandelbar. Das weiß die AfD und 
nutzt es vor allem für sich schamlos aus. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, Sie sehen: Die Ab-
lehnung ist parteiübergreifend. Das haben wir ja 

auch in der letzten Woche in den Zeitungen le-
sen können. Wir alle hier im Rat, die sich der 
Demokratie verpflichtet fühlen, haben das Ver-

halten der AfD disqualifiziert und kritisiert. 
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Aber die einhellige Empörung des Rates ist nur 

eine Seite der Medaille. Meine Herren der AfD, 
haben Sie auch einmal bedacht, dass Sie mit 
diesem Antrag vor allem die Familie von Karl 

Küpper verletzen? Sein Sohn war entsetzt, als er 
erfuhr, dass sein Vater von der AfD instrumenta-
lisiert werden sollte, von einer Partei, mit der sein 

Vater, würde er heute noch leben, sofort den 
Kampf aufnehmen würde, so Gerhard Küpper. 

(Beifall) 

Wie gut, meine Damen und Herren, dass sich die 
Bürger dieser Stadt - und die AfD bezeichnet 
sich ja immer als „Anwalt der Bürger“ - nicht von 

der AfD vereinnahmen lassen.  

Die AfD hat diesen Antrag vorgelegt, ohne Kon-
takt zur Familie von Karl Küpper aufzunehmen. 

Darauf angesprochen war die Reaktion der AfD: 
Die Familie könne ja Kontakt mit der Partei auf-
nehmen. Ich muss schon sagen: Das ist an 

Dreistigkeit nicht mehr zu übertreffen. 

(Beifall) 

Liebe Kollegen, liebe Kolleginnen, wer die Bio-

grafie über Karl Küpper liest und sie kennt, stellt 
fest, dass diesem Mann zweimal im Leben gro-
ßes Unrecht zuteil geworden ist, zunächst unter 

dem Hitler-Regime, wo er gegen die Nazis ge-
kämpft hat. Nach 1945 wurde er erneut mit ei-
nem Redeverbot belegt, weil er darauf hingewie-
sen hat, dass Nazifunktionäre auch im Karneval 

noch immer in Amt und Würden waren. Mit dem 
heutigen Antrag, meine Damen und Herren, wi-
derfährt Karl Küpper zum dritten Mal großes Un-

recht. 

(Beifall) 

Ein Kämpfer gegen den Nationalsozialismus 

vereinnahmt durch die rechtspopulistische AfD. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Tatsache 
muss uns allen Verpflichtung sein, Karl Küpper 

angemessen zu würdigen. Deswegen bin ich 
auch über die Ausführungen der Oberbürger-
meisterin zu Beginn dieser Debatte sehr dank-

bar. 

(Lebhafter Beifall) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Meine 

Damen und Herren, ich lasse jetzt über den An-
trag abstimmen. Gegenstimmen? - Die SPD-
Fraktion stimmt dagegen, Bündnis 90/Die Grü-

nen stimmen dagegen, die CDU-Fraktion stimmt 
dagegen, die Fraktion DIE LINKE stimmt dage-
gen, die FDP-Fraktion stimmt dagegen, Herr 

Wortmann stimmt dagegen, die Ratsgruppe GUT 

stimmt dagegen, Frau Gerlach stimmt dagegen. 
Die Oberbürgermeisterin stimmt natürlich auch 
dagegen. Gibt es Enthaltungen? - Dann ist die-

ser Antrag abgelehnt. Ich bedanke mich sehr 
herzlich bei Ihnen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, nachdem TOP 3.1.4 
zurückgezogen ist, rufe ich jetzt auf: 

3.1.5 Antrag der SPD-Fraktion betreffend „Si-

cherheit im Bezirk stärken - Veedels-
schutzmann erhalten“  

  (Dringlichkeitsantrag aus der Sitzung 

des Rates vom 26.09.2019) 
  AN/1327/2019  

Ich gebe Herrn Dr. Krupp das Wort. 

Dr. Gerrit Krupp (SPD): Sehr geehrte Frau 
Oberbürgermeisterin! Meine Damen und Herren! 
Ihnen liegt der Antrag der SPD vor. Uns geht es 

um die Erhaltung und die weitere Stärkung der 
sozialraumorientierten Polizeiarbeit hier in Köln.  

Wie Sie wissen - das ist ja im Sommer hinläng-

lich auch durch die Presse gegangen -, stehen 
bei der Polizei in Köln Umstrukturierungen an. 
Bezirks- und Schwerpunktdienste sowie Einsatz-

trupps - das sind also Zivilbeamte; Bezirks- und 
Schwerpunktdienste sind zum Teil uniformierte 
Beamte - werden abgebaut, werden verlagert, 
zentralisiert und eben aus den Bezirken heraus-

gezogen. Wir als SPD lehnen diese Umstruktu-
rierung ab, das muss ich klar sagen; denn damit 
geht wertvolles Wissen sozusagen vor Ort verlo-

ren. Die Sozialraumorientierung der Polizei wird 
im Prinzip abgebaut.  

Die Ursache des Ganzen ist aber nicht etwa, 

dass die Polizei erkannt hätte, dass die Sozial-
raumorientierung nicht funktionieren würde oder 
falsch wäre - damit würde man der Polizei hier in 

Köln Unrecht tun -, die Ursache ist vielmehr der 
Personalmangel, der hier herrscht, und dass 
eben jetzt wichtige polizeiliche Aufgaben gegen-

einander abgewogen werden. Und das, meine 
Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, kann es nun tatsächlich nicht sein. Das 

kann auch nicht das sein, was wir als Rat der 
Stadt Köln sozusagen unkritisch begleiten.  

Vielmehr ist es dann unsere Aufgabe, dafür zu 

sorgen, dass die Polizei in Köln auch personell 
so ausgestattet werden kann, dass sie alle wich-
tigen polizeilichen Aufgaben erfüllen kann und 
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auch an ihrer Sozialraumorientierung festhalten 

kann. Deswegen hier und heute die Aufforderung 
an den Innenminister NRW, entsprechende Stel-
len zuzusetzen. Doch bevor gleich kommt: „Das 

ist doch ein Thema des Landtages und nicht des 
Rates“ - nein, das hier ist explizit ein Kölner 
Thema, hier findet diese Umstrukturierung statt. 

Deswegen ist es gut und richtig, dass auch der 
Kölner Rat sich hierzu heute verhält. Die Gele-
genheit geben wir Ihnen mit diesem Antrag.  

Liebe Freunde von den Grünen, ich habe der 
Presse diese Woche entnommen, dass die Grü-
nen die Polizeibezirks- und Schwerpunktdienste 

in NRW ganz allgemein stärken möchten. Ich 
habe das mit Interesse im Stadt-Anzeiger gele-
sen und mir dann natürlich auch die Drucksache 

im Landtag herausgesucht, Ihren Antrag dort. 
Das ist die Drucksache 17/7750. Ich kann nur 
sagen: Darin steht vieles, das eigentlich nur dazu 

führen kann, dass Sie heute unserem Antrag zu-
stimmen. Denn darin beantragen die Grünen im 
Landtag, dass ganz explizit festgestellt werden 

soll - da sind wir wieder beim Thema Bekenntnis 
-, dass eben sozialraumorientierte Bezirks- und 
Schwerpunktdienste sinnvolle Ergänzungen des 

Wach- und Wechseldienstes sind, dass sie für 
die Bürger vor Ort Ansprechpartner sind und 
dass es sozusagen mehr davon geben muss. Es 
wird eine ganz erhebliche Personalaufstockung 

mit diesem Antrag im Landtag beantragt, um 
eben landesweit, und zwar auch unter expliziter 
Bezugnahme auf das Kölner Modell, das hier in 

den letzten 15 Jahren gefahren wurde, diese Be-
zirks- und Schwerpunktdienste personell zu stär-
ken. Deswegen ist es für Sie doch wunderbar: 

Sie haben hier und heute die Gelegenheit, unse-
rem Antrag zuzustimmen und damit Ihre Freunde 
im Landtag zu unterstützen. Dazu laden wir Sie 

herzlich ein! - Vielen Dank. Ich bitte um Zustim-
mung zu dem Antrag. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Jetzt 
hat Herr Petelkau das Wort. 

Bernd Petelkau (CDU): Frau Oberbürgermeiste-

rin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben heu-
te ein weiteres Beispiel, wie die SPD versucht, 

von ihrer Vergangenheit abzulenken. Diesmal ist 
es nicht das Versagen hier in Köln, sondern das 
komplette Versagen auf der Landesebene. 

(Christian Joisten [SPD]: Herr Petelkau 

lebt nur in der Vergangenheit!) 

Wir haben hier eine wunderbare Gelegenheit, 
und ich finde es schön, dass Sie den Antrag hier 

heute stellen, denn damit haben wir wirklich die 
Chance, noch einmal darüber zu diskutieren, 
was in der Sicherheitspolitik während der Regie-

rung Kraft in NRW passiert ist. Es ist nichts pas-
siert! Denn Sie haben in der Zeit weder die Zahl 
der Polizisten ausgebaut - 

(Monika Schultes [SPD]: Doch, haben 
wir!) 

- noch haben Sie die Polizisten mit moderner 

Ausrüstung ausgestattet, noch haben Sie etwas 
für die gesetzlichen Grundlagen getan. Fakt ist: 
Sie haben ein Fahrzeug auf Landesebene ange-

schafft, in das Polizisten in voller Montur noch 
nicht einmal einsteigen können. 

(Beifall bei der CDU) 

Ja, das ist das, was Sie geschafft haben.  

Das, was Sie nicht geschafft haben, ist, das 
Thema verdachtsunabhängige Kontrollen einzu-

führen. Und was noch weniger passiert ist, sind 
Stellenzusetzungen. Ich erinnere an den Vorvor-
gänger von Herrn Jacob, der nur deshalb Poli-

zeipräsident in Köln geworden ist oder der da-
mals aufgefallen war - das war im Übrigen derje-
nige, der hier die legendäre Silvesternacht ge-
managt hat -, weil er ein Maximum an Polizeibe-

amten abgezogen hat.  

Fakt ist: Wir haben momentan die Zahl der Aus-
zubildenden und derjenigen, die, für den Polizei-

dienst vorbereitet werden, maximiert. Es sind 
viele neue Stellen geschaffen worden. Es sind 
die haushalterischen Finanzmittel geschaffen 

worden. Das ist die Voraussetzung dafür, dass 
wir überhaupt in Köln neue Polizeibeamte be-
kommen. 

Aber das ist nicht nur das Zukunftsprogramm. 
Wir haben beispielsweise in den letzten zwei 
Jahren gezielte Zusetzungen bekommen. Wenn 

Sie meine Presseerklärungen regelmäßig gele-
sen hätten, hätten Sie gesehen: Es kommen re-
gelmäßig neue Beamte nach Köln. Teilweise 

bringen wir die Polizisten auch deshalb auf die 
Straße, weil wir bei den internen Diensten ent-
sprechende Ersatzqualifikationen, da eben Poli-

zisten auch eine gewisse Ausbildungsdauer be-
nötigen, vorantreiben. 

Also, mit kurzen Worte noch einmal zusammen-

gefasst: Ihr Antrag ist überflüssig, weil er auf 
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Landesebene längst von Innenminister Reul und 

unserem Staatssekretär Mathies, der hier in Köln 
auch hervorragende Arbeit als Polizeipräsident 
geleistet hat, umgesetzt wird.  

Zudem wird der Schutzmann im Veedel - das ist 
ja eine der Falschmeldungen, die Sie schon seit 
Jahr und Tag unterzubringen versuchen - nicht 

abgeschafft. Man muss traurigerweise sagen, 
dass wir einen Kriminalitätsschwerpunkt haben, 
der leider in den letzten Jahren explodiert ist, das 

ist das Thema Kinderpornografie. Wir haben ak-
tuell auch wieder einen schlimmen Fall direkt in 
unserer Nachbarstadt. Hier brauchen wir mo-

mentan eine ganze Reihe von Sonderermittlern, 
um diesen Fall aufzuklären und auch eine ord-
nungsgemäße Strafverfolgung sicherzustellen. 

Da muss man Prioritäten setzen.  

Das bedeutet aber nicht, dass der Schutzmann 
im Veedel abgeschafft wird oder dass die gute 

Ordnungspartnerschaft, die wir auf der städti-
schen Seite zwischen Ordnungsamt und Polizei - 
Ordnungspartnerschaft Ringe - und an anderen 

Stellen haben, nicht fortgesetzt wird.  

Deshalb noch einmal: Ihr Antrag ist überflüssig, 
weil längst die gute Politik der CDU auf Landes-

ebene entsprechend viel weiter ist. Ich würde 
mich freuen, wenn Sie genauso eifrig auf Lan-
desebene dabei wären, den Polizisten auch den 
rechtlichen Rahmen zu geben, ihren Job noch 

besser zu machen, wie das in anderen Bundes-
ländern gang und gäbe ist.  

Wir haben für Folgendes gesorgt: Sie können 

das selber gern auch einmal sehen, wie die Si-
cherheitsausrüstung der Polizei im Jahr 2020 ist. 
Wir haben gute neue Fahrzeuge, die jetzt in der 

Anschaffung sind - im Übrigen ein Kölner Pro-
dukt und kein bayrisches Produkt wie in der Ver-
gangenheit. Also insoweit: Wir tun etwas für 

NRW, für die Polizei. Dieser Antrag ist überflüs-
sig, und deshalb lehnen wir ihn ab. - Herzlichen 
Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Als 
Nächster hat Herr Schwanitz das Wort. 

Hans Schwanitz (Bündnis 90/Die Grünen): Sehr 
geehrte Frau Oberbürgermeisterin! Liebe Damen 
und Herren! Liebe SPD, was sollen wir mit die-

sem Antrag machen? - Dieser Antrag ist nicht gut 
für die politische Kultur in dieser Stadt. Und um 
ehrlich zu sein, liebe CDU, das haben wir gerade 

schon an der Rede meines Vorredners gesehen: 

Das ist, wenn wir so darüber diskutieren, alles 
kein Glanzpunkt, auch nicht wirklich für die Art, 
uns sachlich miteinander auszutauschen.  

Warum ist das so? - Nicht, weil es eine reine re-
solutionsmäßige Sache ist; denn das muss 
manchmal hier auch sein. Es sei zugestanden, 

dass wir uns zu Themen äußern, auch wenn wir 
darüber nichts zu entscheiden haben - auch 
nicht beim Veedelsschutzmann. Ich meine, das 

mag jetzt alles klingen, als seien wir hier bei 
Räuber Hotzenplotz oder bei Wachtmeister 
Dimpfelmoser, aber es ist nicht so, dass es nicht 

ein wichtiges Thema ist. Das ist in Ordnung, man 
kann Sachen auch einfach mal herunterbrechen. 
Aber das, was mich daran wirklich bestürzt, ist, 

dass die Fachlichkeit völlig herausgegangen ist. 
Eigentlich haben wir das Ganze gut und oft dis-
kutiert.  

Bevor ich inhaltlich darauf eingehe, noch Fol-
gendes: Als im September dieser Antrag ge-
kommen ist, habe ich erst noch gedacht, dass 

die SPD Äpfel und Birnen nicht sinnvoll ausei-
nanderhalten kann. Inzwischen sehen wir, da 
uns das Ganze immer noch hier auf der Tages-

ordnung erscheint: Es ist schon so, dass man 
uns absichtlich versucht Birnen als Äpfel zu ver-
kaufen in der Manier eines Hütchenspielers. Das 
ist nicht in Ordnung. 

(Heiterkeit und Beifall beim Bünd-
nis 90/Die Grünen und bei der CDU) 

Da ich sozusagen sehr, sehr viel von dem, was 

der Kollege Petelkau gerade sagte, nicht teile, 
will ich ganz klar Folgendes nach vorne stellen: 
Ich bin immer gern der Erste, der dabei ist, auf 

der kompletten Arbeit des Skandalministers Her-
bert Reul herumzukritisieren. Das ist wirklich ei-
ne Fehlbesetzung. Aber man sollte sich, liebe 

SPD, dann einen halbwegs relevanten Grund 
heraussuchen.  

Gehen wir kurz in den Antrag. Es ist ja nicht so, 

dass es keinen sinnvollen Satz darin gibt. Richtig 
ist: Natürlich ist es wichtig, dass man nicht die 
verschiedenen Polizeiaufgaben gegeneinander 

abwägt, ja. Aber natürlich ist es auch so, dass 
die Polizei, in diesem Falle das Polizeipräsidium, 
die verschiedenen Aufgaben gegeneinander ab-

wägen muss und dass irgendwie in der Organi-
sation halt die Kräfte eingesetzt werden.  

Wenn wir jetzt da beim Veedelsschutzmann hin-

eingehen - Äpfel und Birnen habe ich gerade ge-
sagt -: Es ist die Vermischung des Bezirks- und 
des Schwerpunktdienstes, woran dieser Antrag 
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krankt. Wir haben einmal die Birnen, das ist der 

Bezirksdienst, die sind gut, die müssen gestärkt 
werden. Wir haben im Landtag gerade gefordert, 
dass die Schlüsselzuweisungszahl von 10 000 

Einwohnern auf jeden Fall halbiert werden muss, 
damit wir die stärken können. Nur, das ist eben 
auch der Teil, der von dieser Organisationsver-

änderung nicht, aber auch gar nicht betroffen ist. 
Das haben wir bereits siebenundzwanzig Mal im 
Polizeibeirat hoch- und runtergenudelt. Das ist 

auch einstimmig diesbezüglich gewesen. 

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen 
und bei der CDU) 

Jetzt kommen wir zu den Äpfeln: Das sind die 
Schwerpunktdienste. Die Schwerpunktdienste 
sind eben nicht der Veedelsschutzmann.  

Lieber Gerrit Krupp, es gab ja auch von dir viele 
gute und kluge Fragen im Polizeibeirat. Wir ha-
ben spezielle Ortskompetenzen, spezielle Vee-

delskompetenzen gut herausgearbeitet. Da ist 
nichts, was dadurch verlorengeht. Diese Tren-
nung muss man doch polizeifachlich in der Dis-

kussion aufrechterhalten; besonders wenn wir 
sie so oft angeschaut haben. Das Pooling, das 
dort gemacht wird, wenn man sagt, es wird 

dadurch der Wach- und Wechseldienst gestärkt, 
es wird dadurch die Bekämpfung der Kinderpor-
nografie oder die Gefährderüberwachung ge-
stärkt, das kann man argumentativ so stehen 

lassen. Insbesondere ist es ja auch im zuständi-
gen Innenausschuss des Landtages fünfund-
siebzig Mal gemacht worden. Die ersten drei Mal 

war es noch Rot-Grün gemeinsam, bevor dann 
die Grünen auch keine Lust mehr hatten, den 
siebten, achten oder neunten Antrag immer wie-

der zu stellen. Aber tatsächlich: Die SPD hat das 
Thema ja gut aufgearbeitet im Landtag. Aber 
auch da hat man eingesehen: Es ist nichts zu 

holen bei dem Thema. 

Ganz konfus - das muss ich wirklich sagen - ist 
dann, wenn unter dem Veedelsschutzmann-

Antrag auch noch die zivilen Einsatztrupps hin-
einkommen; denn die zivilen Einsatztrupps sind 
nun wirklich inhaltlich das Gegenteil des Vee-

delsschutzmanns. Der Antrag ist also wirklich mit 
sehr heißer Nadel gestrickt worden, um es nett 
auszudrücken. Ich möchte darum bitten, liebe 

SPD: Kommt zurück zu einer inhaltlichen und ei-
ner sachorientierten Polizeipolitik! Da sind wir 
Grüne auch gern dabei. Es gäbe bei dem Thema 

in NRW in Wahrheit sehr, sehr, sehr viel zu tun, 
weil dieses Ministerium mehr als falsch besetzt 
ist. Aber dieser Antrag ist Hütchenspielerei oder 

zumindest kein großes Vermögen. Deswegen 

bitte ich: Zieht diesen Antrag zurück! Andernfalls 

müssen wir ihn ablehnen. - Danke. 

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Jetzt 

hat Frau Tokyürek das Wort. 

Güldane Tokyürek (DIE LINKE): Sehr geehrte 
Frau Oberbürgermeisterin! Meine Damen und 

Herren! Ich würde gern mit einer persönlichen 
Anmerkung anfangen. Heute geht es nur um 
Schuldzuweisungen. Ich finde, wir sollten nicht 

darüber reden, was die SPD einmal gemacht hat 
und was die CDU einmal gemacht hat. Es geht 
doch darum, dass wir inhaltlich arbeiten, und ich 

finde, das sollte unsere Aufgabe sein als Stadträ-
te in diesem Rat hier. 

(Beifall bei der LINKEN und der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Umorganisation 
der Polizei, die die Schwerpunktdienste zentrali-
sieren soll, sollte von uns nicht hingenommen 

werden. Was auf den ersten Blick nach ein biss-
chen Veränderung aussieht - man könnte ja mei-
nen, ein bisschen Veränderung schadet nicht -, 

ist auf den zweiten Blick eine Änderung der Aus-
richtung der Polizei. Ich sehe das ein bisschen 
anders als Sie, Herr Krupp. Man kann sich natür-

lich auch die Frage stellen, die sich jeder hier im 
Rat stellen sollte: Möchte man eher eine präven-
tions-, sozialraum-, dialogorientierte und koope-
rationsorientierte Bürgerpolizei, oder möchte 

man lieber eine repressions-, überwachungs- 
und kontrollorientierte Polizei haben? Das ist ja 
die entscheidende Frage hier.  

Meine Damen und Herren, die letzten Jahren 
haben doch gezeigt, dass hier im Stadtrat der 
Ansatz einer sozialraumorientierten und bürger-

nahen Polizei große Zustimmung gefunden hat. 
Mit dieser Veränderung geht die Polizei ein Stück 
weit von diesem Ansatz weg. Natürlich muss sie 

es tun, aber sie geht von diesem Ansatz ein 
Stück weit weg. Das ist aber nicht der richtige 
Weg. 

(Beifall bei der LINKEN) 

In diesem Zusammenhang möchte ich die CDU 
und die Grünen gern an die Ratssitzung vom 

22.09.2016 erinnern. Sie haben folgenden Erset-
zungsantrag gestellt, der mit Mehrheit beschlos-
sen wurde - auch mit unseren Stimmen. Sie sa-

gen - ich zitiere -: 
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Der Rat stellt fest, dass es das aus-

drückliche Interesse der Stadt Köln ist, 
die öffentliche Sicherheit im öffentlichen 
Raum zu verbessern. Ausgehend von 

den früheren Erfahrungen in Köln mit 
einer sozialraumorientierten und koope-
rativ vernetzten Polizeiarbeit fordert der 

Rat die Polizeibehörde auf, dieses Kon-
zept in Köln wieder verstärkt umzuset-
zen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Weiter geht es dann noch um die sozialraumori-
entierte Polizeiarbeit, was es denn für Effekte hat 

und wie erfolgreich das ist. Dann heißt es weiter: 

Daher fordert der Rat die Landesregie-
rung auf, die Kölner Polizeibehörde ent-

sprechend personell besser auszustat-
ten. 

(Beifall bei der LINKEN) 

So, meine Damen und Herren, was besagt jetzt 
der SPD-Antrag? - Eigentlich gar nichts anderes. 
Nur heute, 2019, ist es wichtiger als 2016. 2016 

gab es diese Pläne überhaupt nicht. Sie haben 
trotzdem gefordert, dass die Landesregierung 
die Polizei personell besser ausstatten soll. Und 

jetzt sagen Sie: Dieser Antrag ist unwichtig, ha-
ben wir schon, passiert schon alles. - Das ist 
aber nicht die Wahrheit. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Weiter möchte ich ausführen: Der Bezirksdienst 
ist ein landesweiter Standard. Jede Behörde er-
hält dafür vom Innenministerium eine Planstelle 

je 10 000 Einwohnern zugeteilt. Diese Stellen 
dürfen überhaupt nicht reduziert werden. Das 
wird auch nicht getan, da hat Herr Schwanitz 

recht. Es geht um die Schwerpunktdienste, dass 
diese zentralisiert werden, und das ist ein großes 
Problem. Und, Herr Schwanitz, wir haben uns 

auch informiert. Natürlich, diese Schwerpunkt-
dienste sind ein großes Problem. Wir haben das 
im Polizeibeirat gefragt bzw. waren das nicht wir, 

sondern Herr Krupp hat diese Frage gestellt: 
Was passiert denn mit den Schwerpunktdiens-
ten? Was passiert denn mit den Milieukenntnis-

sen, den Kenntnissen mit den Akteuren, den 
ganzen Kooperationen? 

Im Nachhinein muss ich sagen, dass das im Po-

lizeibeirat sehr unzureichend beantwortet worden 
ist. Dass ein Bezirksdienst nicht ausreicht, das 
wissen wir, Herr Schwanitz. Das weiß auch die 

SPD. Ich möchte nur daran erinnern, dass das 
natürlich auch die Grünen im Landtag verstan-

den haben; denn sie haben ja diesen Antrag auf 

mehr Bezirksdienst gestellt, je 5 000 Einwohner. 
Sie haben verstanden, welche Bedeutung die 
bürgernahe Polizeiarbeit für die Sicherheit der 

Menschen hat und welche Erfolge dieser Ansatz 
mit sich bringt. Aber anscheinend haben das die 
Grünen im Stadtrat Köln nicht verstanden. 

Ich möchte noch darauf hinweisen, dass 2004, 
als diese Bezirks- und Schwerpunktdienste ein-
geführt wurden, es kleinräumig für Bereiche von 

25 000 bis 50 000 Einwohnern war. Da gab es 
diese bürgernahe, sozialraumorientierte Polizei-
arbeit. Das wurde gestärkt, die Kooperation mit 

dem Ordnungsamt wurde gestärkt und so weiter 
und so fort, und auch die gezielte Präsenz an 
Brennpunkten konnte erhöht werden. Mit Wegfall 

der Schwerpunktdienste durch Zentralisierung 
werden diese Erfolge zunichte gemacht. Diese 
Erfolge wird es dann nicht mehr geben. Die be-

reits fundierten Problem-, Milieu- und Struktur-
kenntnisse werden damit mit der Zeit immer we-
niger. Das war auch die Frage von Herrn Krupp 

im Polizeibeirat: Was passiert mit diesen Kennt-
nissen? 

Meine Damen und Herren, wir brauchen nicht 

weniger, sondern wir brauchen mehr sozial-
raumorientierte und bürgernahe Polizeiarbeit. 

(Beifall bei der LINKEN und der SPD) 

Deswegen werden wir als LINKE diesem Antrag 

zustimmen. Und wenn Sie sich an Ihren eigenen 
Ersetzungsantrag von 2016 erinnern, dann 
müssten Sie zwangsläufig auch dem Antrag der 

SPD heute zustimmen. - Danke schön. 

(Beifall bei der LINKEN und der SPD) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Jetzt 

hat Herr Görzel das Wort. 

Volker Görzel (FDP): Sehr geehrte Frau Ober-
bürgermeisterin! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Liebe Freundinnen und Freunde von der 
SPD! Dieser Antrag ist unseriös, er ist in der Sa-
che falsch, und er ist nichts anders als Klamauk. 

(Beifall bei der FDP) 

Warum? - Was die Frage der Seriosität betrifft, 
lieber Kollege Krupp, muss ich schon sagen: Ich 

bin sehr erstaunt, dass Sie eine Äußerung des 
Polizeipräsidenten in einem Nebensatz im Poli-
zeibeirat nehmen - wahrscheinlich nicht Sie per-

sönlich, sondern Ihre Fraktionskollegen - und ei-
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nen Tag später in einer Ratssitzung daraus einen 

Dringlichkeitsantrag machen. Lieber Kollege 
Krupp, ich weiß, Sie sind ein seriöser Mensch, 
aber hier haben Sie den Bogen überspannt. Der 

Polizeibeirat ist ein geheimes Organ. Sie haben 
hier Interna verwendet, um just einen Tag später 
ohne Not wie Oskar aus der Kiste einen Dring-

lichkeitsantrag zu stellen. Das kann ich nicht un-
kommentiert lassen. 

(Beifall bei der FDP - Christian Joisten 

[SPD]: Das war Presselage!) 

Sie zielen - - 

(Christian Joisten [SPD]: Haben Sie 

nicht den Kölner Stadt-Anzeiger gele-
sen?) 

- Ja, der Stadt-Anzeiger war vom 12.09., Herr 

Kollege Joisten. 

Sie zielen in Ihrem Antrag gegen den Innenmi-
nister des Landes Nordrhein-Westfalen. Aber 

Herr Joisten, wenn Sie schon den Stadt-
Anzeiger vom 12.09. zitieren: Es hat Ihr ehema-
liger Amtsvorgänger Herr Börschel in seiner Ei-

genschaft als Landtagsabgeordneter Herrn Ja-
cob persönlich wegen dieser Umstrukturierung 
verantwortlich gemacht. Ein Schelm, wer Böses 

dabei denkt, ob hier nicht noch offene Rechnun-
gen aus Mülheim beglichen werden müssen. 
Das gehört zur Wahrheit dazu. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Unsachlich: Hier werden Argumente einfach so 
in den Raum geworfen. Hier wird der Schutz-
mann gegen den Wachdienst gegen die Schwer-

punkteinheiten ausgespielt. Ein Blick in den Köl-
ner Stadt-Anzeiger vom 12. September zeigt: 
Der Polizeipräsident begründet ausdrücklich die-

se Umstrukturierung mit den Vorfällen in Lügde, 
insbesondere Kinderpornografie.  

Wenn wir heute den Kölner Stadt-Anzeiger le-

sen, erfahren wir, dass allein die Auswertung ei-
nes Handys aus diesem Kinderpornoring aus 
Bensberg 800 Stunden dauert. Dann wissen wir, 

dass es hier um eine sinnvolle und eine kluge 
Entscheidung geht, dort anzusetzen, wo momen-
tan Spezialisten gebraucht werden. Und der heu-

tige Tag ist Beleg genug dafür, liebe Freunde von 
der SPD, dass euer Antrag an der Sache kra-
chend vorbeigeht. 

Last, but not least: Zu sagen, die Personalnot 
müsse gestoppt werden und es müssten mehr 
Stellen hinzugefügt werden, ist wirklich Klamauk. 

Ihr Parteifreund „Jäger-90“ hatte es jahrelang in 

der Hand, Personal zuzusetzen. Das Gegenteil 

ist geschehen. Jetzt mit einer so billigen Lösung 
zu kommen, wir bräuchten nur Personal beizufü-
gen und alles würde gut, ist billig und Effektha-

scherei. Es ist Klamauk. Und wüsste ich es nicht 
besser, würde ich Ihnen am Ende meiner Rede 
nur zurufen: Wenn man keine Ahnung von der 

Sache hat, sollte man vielleicht keinen Antrag 
stellen! - Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei Teilen der 

CDU - Dr. Gerrit Krupp [SPD] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

- Sehr gerne. 

Dr. Gerrit Krupp (SPD): Herr Görzel, lieber Vol-
ker, die Unterstellung, in unserem Antrag werde 
etwas aus dem Polizeibeirat verwendet, was 

nicht vorher öffentlich gelaufen ist, weise ich aufs 
Schärfste zurück. Das ist auch einfach eine Un-
verschämtheit. Ich frage dich jetzt und hier, was 

in diesem Antrag steht, was nicht vorher in Be-
antwortung von Anfragen im Landtag, die öffent-
lich sind, oder in Pressemitteilungen des Polizei-

präsidiums schon verlautbart wurde. Was steht in 
diesem Antrag aus dem Polizeibeirat? Das ver-
stehe ich überhaupt nicht. 

Volker Görzel (FDP): Lieber Kollege Krupp, lie-
ber Gerrit, du bringst mich jetzt in eine schwieri-
ge Situation; denn ich müsste jetzt hier aus einer 
Nachfrage aus dem Polizeibeirat zitieren, die ein 

Mitglied deiner Partei am Ende des Vortrags des 
Herrn Polizeipräsidenten klarstellend gefragt hat.  

(Zurufe von der SPD: Das war nicht die 

Frage!) 

Das war nämlich die Frage, ob es sinnvoll sei, 
Personal zuzusetzen. Und keine 13 Stunden 

nach dieser Auskunft erscheint just genau das 
hier in einem Dringlichkeitsantrag. Lieber Kolle-
ge, daher tut es mir sehr leid, aber Sie haben 

danach gefragt. 

(Christian Joisten [SPD]: Das war keine 
Begründung!) 

Dr. Gerrit Krupp (SPD): Steht in diesem Antrag, 
dass der Polizeipräsident behauptet hat, es sei 
besser, Personal zuzusetzen? - Das steht da 

nicht. Darin steht, dass die SPD fordert, Personal 
zuzusetzen. 
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Volker Görzel (FDP): Herr Kollege, bitte haben 

Sie Verständnis dafür: Der Respekt vor meinem 
Amt im Polizeibeirat verbietet es mir, hier weitere 
Auskünfte zu geben. Ich schlage vor, wir klären 

das im nächsten Gremium. Dem sitzen Sie ja 
vor. - Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP - Christian Joisten 

[SPD]: Das ist aus der Luft gegriffen, 
Herr Görzel!) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Gibt es 

weitere Wortmeldungen zu diesem Tagesord-
nungspunkt, meine Damen und Herren? - Zweite 
Runde? - Herr Krupp. 

Dr. Gerrit Krupp (SPD): Sehr geehrte Frau 
Oberbürgermeisterin! Meine Damen und Herren! 
Jetzt wollen wir hier einmal etwas zurechtrücken. 

Erstens: Was Herr Schwanitz eben erzählt hat, 
das war allerdings nicht seriös; denn natürlich ist 
der Bezirks- und Schwerpunktdienst eine Unter-

stützung für die Veedelspolizisten vor Ort, für 
den Bezirksbeamten. Auch Ihr Antrag im Landtag 
bezieht sich ausdrücklich auf die Bezirks- und 

Schwerpunktdienste. Genau über die reden wir 
hier. Ob Sie die auch „Veedelsschutzmann“ nen-
nen oder nicht, das ist mir eigentlich gleich. Fakt 

ist, dass sie den Veedelsschutzmann unterstüt-
zen und Bestandteil der Struktur vor Ort sind. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN) 

Und, lieber Volker, die Nummer hier nehme ich 

dir wirklich krumm, das sage ich dir. Ich habe 
hier nichts aus dem Polizeibeirat zitiert. In die-
sem Antrag steht, dass die SPD mehr Personal 

für die Polizei in Köln fordert, weil der Polizeiprä-
sident selbst öffentlich erklärt hat, dass er die 
Leute für den Wach- und Wechseldienst braucht. 

Genau das ist der Punkt, wo wir sagen: Das darf 
nicht gegeneinander abgewogen werden, son-
dern dann muss entsprechend Personal zuge-

setzt werden. Wo darin eine geheime Information 
aus dem Polizeibeirat ist, wenn wir mehr Perso-
nal fordern, nachdem der Polizeipräsident das öf-

fentlich erklärt hat, leuchtet mir wirklich nicht ein. 

 (Lebhafter Beifall bei der SPD und der 
LINKEN) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Gibt es 
weitere Wortmeldungen? - Das sehe ich nicht.  

Dann lasse ich über den Antrag abstimmen. Gibt 

es Gegenstimmen? - Das sind Bündnis 90/Die 

Grünen, die CDU-Fraktion, die FDP-Fraktion und 

Herr Wortmann. Enthaltungen? - Es enthalten 
sich AfD und die Ratsgruppe GUT. Damit wurde 
diesem Antrag nicht zugestimmt. 

Ich rufe auf: 

3.1.6 Antrag der SPD-Fraktion betreffend 
„Wohnen.Bezahlbar.Machen: Wohnun-

gen über Lebensmittelmärkten bauen - 
Ausnahmeregelung jetzt beschließen!“ 
AN/1442/2019  

Ich gebe Herrn Frenzel das Wort. 

Michael Frenzel (SPD): Frau Oberbürgermeiste-
rin! Meine Damen und Herren! Die Oberbürger-

meisterin hat heute Morgen den Tag eingeleitet 
mit den Worten: „Wir haben uns für heute viel 
vorgenommen.“ Sie können diese Ankündigung 

jetzt wahrmachen in Bezug auf den bezahlbaren 
Wohnraum und den Antrag der SPD unterstüt-
zen. 

Herr Frank, Sie lachen. In der Ratssitzung vom 
9. Juli 2019 - ich weiß es nicht, ich glaube, Sie 
waren auch anwesend - war unter TOP 10.21 die 

Vorlage zur Fortschreibung des Einzelhandels- 
und Zentrenkonzepts vorgesehen, eine Ausnah-
meregelung für Erweiterungen von Lebensmit-

telmärkten in städtebaulich integrierter Lage, um 
mehr Wohnungsbau zu ermöglichen. Jedoch die 
nicht nachvollziehbare ablehnende Haltung von 
CDU und Grünen in den Ausschüssen hat offen-

bar dazu geführt, dass die Verwaltung, dass die 
Oberbürgermeisterin ihre eigene Vorlage zu-
rückgezogen hat. Eine Erklärung dafür, Frau 

Oberbürgermeisterin, sind Sie der Kölner Bevöl-
kerung, die unter der zunehmenden Wohnungs-
not leidet, insgesamt bisher schuldig geblieben. 

Wir, die Sozialdemokratie, haben jedoch weiter-
hin den festen Willen, diesen Vorschlag Ihrer 
Verwaltung zu unterstützen. Er griff akzeptabel 

den einstimmigen Ratsbeschluss von vor einem 
Jahr auf, Parkplätze und Supermärkte mit Woh-
nungen zu überdachen - ursprünglich ein SPD-

Antrag, und dann mit einstimmigem Ratsbe-
schluss hier verabschiedet.  

Der Ihnen jetzt vorliegende Antrag steht in einer 

konsequenten Reihe des Verwaltungsvorschla-
ges sowie des einstimmigen Ratsbeschlusses 
und unseres Ratsantrages betreffend: Parkplätze 

und Supermärkte mit Wohnungen überdachen. 
Wir wollen nämlich damit Lebensmittelmärkten in 
bebauten Gebieten auch außerhalb von Zentren 

erlauben, ihren Markt zu erweitern, wenn diese 
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zusätzlich zu ihrer Markterweiterung Wohnraum 

schaffen. Wir halten dies angesichts großer Flä-
chen, die oft eingeschossige Märkte heute mit ih-
ren großzügigen Parkplätzen einnehmen, für ein 

geeignetes Instrument, um die Wohnungsnot zu 
bekämpfen. Die Verwaltung hatte im Wirt-
schaftsausschuss 48 Standorte als Zahl mögli-

cher Anwendungsfälle dieser Ausnahmeregelung 
genannt. Vorsichtig geschätzt wären das etwa 
1 000 oder mehr neue Wohnungen über Super-

märkten, wenn die Ratsmehrheit das nicht blo-
ckieren würde. Gerade deswegen wollen wir jetzt 
den ersten Schritt machen, um Wohnen auf die-

se Art und Weise durch eine effektivere Ausnut-
zung von Flächen zu ermöglichen.  

Warum jetzt? Warum können wir nicht auf die 

Überarbeitung des Einzelhandelskonzeptes war-
ten, wie ich von einigen von Ihnen gehört habe? 
- Ich möchte Ihnen ein gutes Argument dafür 

nennen. Das neue Einzelhandels- und Zentren-
konzept wird, wenn es dann einmal fertig vor-
liegt, zahlreiche Fachausschüsse und sämtliche 

Bezirksvertretungen durchlaufen müssen. Mit ei-
ner schnellen Entscheidung ist erfahrungsgemäß 
nicht zu rechnen. Beim letzten Mal hat die Stadt 

Köln dafür, glaube ich, über drei Jahre ge-
braucht. 

Wir meinen, wir sollten darüber hinaus auch 
überlegen, mutiger zu sein und die Ausnahmere-

gelung auch auf Neuansiedlungen von Lebens-
mittelmärkten anwenden; ebenso ob das Drehen 
an der Stellschraube der maximal zulässigen 

Kaufkraftabschöpfung noch mehr Potenzial für 
den Wohnungsbau heben kann. Wir würden da 
gerne ran, wenn die Verwaltung zu dem Schluss 

kommt, man kann es wagen, ohne bestehende 
Zentren zu gefährden. Das Ergebnis kann auch 
sein, dass man es bleiben lassen sollte oder al-

lenfalls im Einzelfall eine Ausnahme macht. Wir 
sind gespannt. Lassen Sie uns gemeinsam die-
sen Weg gehen!  

Falls der Einwand kommt, dass der Einzelhan-
delserlass von der 35-Prozent-Quote bei der Be-
rechnung der Supermärkte ausgeht, möchte ich 

auf Folgendes hinweisen: Diese Quote ist das 
Ergebnis der Anfang des Jahrtausends von der 
Bundesregierung eingesetzten Arbeitsgruppe 

Strukturwandel im Lebensmitteleinzelhandel ge-
mäß § 11 Abs. 3 BauNVO - so hieß die wirklich -, 
bestehend aus Vertretern von Bund, Ländern, 

Gemeinden und Einzelhandelsverbänden. Diese 
Quote ist aber keineswegs einbetoniert, wie die 
Verwaltung zuletzt mit Schreiben an die Fraktio-

nen zu behaupten scheint. Ich verweise hier nur 
auf den Masterplan Einzelhandel der Stadt 

Dortmund, der eine Quote von 75 bis 85 Prozent 

vorsieht. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, eine 
Ablehnung des Antrages würde sicherlich in das 

Bild passen - der Fraktionsvorsitzende der SPD 
hat es heute Vormittag erwähnt -, dass man in 
den letzten Monaten - ich habe gehört, bei den 

Grünen wollte man es gar nicht so richtig glau-
ben - über 2 000 Wohneinheiten im Sommer 
verhindert hat: 1 400 Wohnungen sind das Po-

tenzial der Supermärkte, 300 Wohnungen im Be-
reich Geschosswohnungsbau Sürther Feld, wo 
Sie eine höhere Ausnutzung abgelehnt haben, 

300 Wohnungen an der Friedensstraße in Els-
dorf und weitere 600 bis 700 Wohnungen am 
Fernsehturm Colonius. Sie können das nach-

rechnen. Es ist nicht aus der Luft gegriffen. 

Die fortschrittlichen Kräfte im Kölner Rat jeden-
falls wollen Wohnen bezahlbar machen. Unter-

stützen Sie uns bitte dabei, um unseren Antrag 
und damit auch den ursprünglichen Vorschlag 
der Oberbürgermeisterin und ihrer Verwaltung zu 

unterstützen. Mein Appell richtet sich auch an 
Sie, sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin: 
Stimmen Sie heute für die Vorlage, die Sie be-

reits im Sommer dieses Jahres für richtig befun-
den und mit Ihrer Unterschrift freigezeichnet ha-
ben! - Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Frau 
De Bellis-Olinger hat das Wort. 

Teresa De Bellis-Olinger (CDU): Sehr geehrte 

Frau Oberbürgermeisterin! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Lieber Herr Kollege Fren-
zel! Der Antrag, den die SPD heute vorgelegt 

hat, ist eine hartnäckige Wiederholung des An-
trags vom 20. März 2018 nach dem Motto: Was 
konnten wir bisher nicht durchbekommen und 

kann erneut auf dem Tisch serviert werden, nur 
mit mehr Konzentration auf Einzelhandel? Klar, 
es serviert sich natürlich besser, indem man 

auch Negativzahlen untermischt. Dabei lassen 
Sie aber komplett außer Acht, wie diese Zahlen 
zustande kommen und welche Verantwortung 

die SPD dabei hat.  

Ja, es ist richtig, dass in den letzten drei Jahren - 
ich betone: drei Jahre - nur 12 405 Wohnungen 

realisiert wurden. Das sind im Durchschnitt 4 251 
Wohnungen pro Jahr. Baugenehmigungen sind 
in diesem Zeitraum - auch in drei Jahren - 

12 754 erteilt worden. Im Durchschnitt sind das 
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pro Jahr 4 133. Lege ich dabei Ihre Regierungs-

zeit von 2010 bis zum 31.12.2014 zugrunde, ha-
ben Sie pro Jahr lediglich 3 070 Wohnungen rea-
lisiert - 

(Michael Frenzel [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

- ich sehe Sie, aber ich möchte gerne zu Ende 

ausführen - und nur 3 503 Baugenehmigungen. 
Das sind über 1 000 Wohnungen und über 1 000 
Baugenehmigungen weniger. Das kann man 

auch nachrechnen, lieber Kollege Frenzel.  

Das muss man sich erst einmal auf der Zunge 
zergehen lassen. Deshalb lassen Sie doch ein-

fach einmal die Schwarzmalerei, da alle Daten 
beweisen, dass sowohl die Zahl der Baugeneh-
migungen als auch die Zahl der Baufertigstellun-

gen jährlich steigen. 

(Beifall bei der CDU und dem Bünd-
nis 90/Die Grünen) 

Im Jahr 2018 haben wir ein Rekordhoch erreicht, 
und das auch im sozial geförderten Bereich. Da 
ist die jetzige Kooperation viel besser unterwegs.  

Köln ist eine beliebte Stadt. Wir alle haben uns 
für das Wachstum ausgesprochen. Und einmal 
ganz ehrlich, liebe SPD: Wachstum findet nicht 

erst seit drei Jahren statt. Die SPD hätte, als sie 
noch in der Verantwortung war, erkennen müs-
sen, dass die Bevölkerungszahlen ansteigen und 
dass sie Maßnahmen ergreifen muss. Wie heute 

Morgen unser Fraktionsvorsitzender in der 
Haushaltsrede gesagt hat - ich zitiere -: Woh-
nungsbau findet nicht über Nacht statt. - Wir be-

nötigen ein systematisches Vorgehen auch im 
Einklang mit dem Einzelhandelskonzept, wobei 
das nicht bedeutet, dass Ausnahmen nicht mög-

lich sein sollten. 

Um all diese Facetten zu berücksichtigen, müs-
sen sich die Fachausschüsse Stadtentwicklung 

und Wirtschaft damit auseinandersetzen. Hierhin 
gehört die Debatte. 

Lieber Kollege Frenzel, ich verstehe nicht, dass 

sie jedes Mal diesen Weg umgehen. Sie sind 
fachpolitischer Sprecher Ihrer Fraktion im Stadt-
entwicklungsausschuss. Ihr Kollege Herr van 

Geffen ist Vorsitzender des Wirtschaftsaus-
schusses und Mitglied im Stadtentwicklungsaus-
schuss. Dennoch scheuen Sie es offenbar, diese 

wichtige Debatte zuerst in den Fachausschüssen 
zu führen, wo sie eigentlich geführt werden 
muss, und beschäftigen immer erst den gesam-

ten Rat. Doch das verzögert meiner Meinung 
nach den notwendigen Prozess und die Schaf-

fung von mehr Wohnraum umso mehr und ist 

auch unnötig. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, wir wissen, dass 

Kölns Wachstum anhält. Das setzt uns alle unter 
großen Handlungsdruck. Damit es vorangeht 
und fachlich über die Überbauung von Super-

märkten diskutiert wird, werden wir den Antrag in 
die Fachausschüsse verweisen, zumal die Ver-
waltung aktuell an einer bezirksweiten Untersu-

chung arbeitet, wo Überbauungen von Super-
märkten auf Flächen mit vorhandener Bestands-
struktur möglich sind, wie wir auch letztes Jahr 

im Rat beschlossen haben. Die Untersuchung 
liegt uns noch nicht vor.  

Ich bin mir sicher, dass wir gemeinsam - das ist 

ein Angebot an Sie, lieber Kollege Frenzel - ei-
nen guten Weg finden, für mehr Wohnungsbau 
zu sorgen. Wir bieten Ihnen an, gemeinsam stra-

tegisch an die Sache heranzugehen und dabei 
städtebauliche, planungs- und baurechtliche As-
pekte sowie Aspekte des Einzelhandels zu be-

rücksichtigen. Darauf gebe ich Ihnen mein Wort. 

(Beifall bei der CDU und dem Bünd-
nis 90/Die Grünen) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Frau 
Pakulat hat jetzt das Wort. 

Sabine Pakulat (Bündnis 90/Die Grünen): Sehr 
geehrte Frau Oberbürgermeisterin! Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! Liebe SPD! Ich habe heute 
schon den ganzen Tag das Gefühl, ich befinde 
mich in einer Zeitschleife, weil lauter Themen 

aufpoppen, die immer wieder und wieder hier 
aufgekocht werden.  

Sie haben jetzt im ersten Teil Ihres Antrags quasi 

den Text der Verwaltungsvorlage stehen, die 
schon im Sommer dieses Jahres in zwei Fach-
ausschüssen abgelehnt wurde. Im zweiten Teil 

Ihres Antrags wollen Sie der Verwaltung einen 
neuen Arbeitsauftrag erteilen, den ich tatsächlich 
sehr kritisch sehe. Zu einem Teil liegen gar keine 

Daten dafür vor, die Sie da haben wollen, und 
müssten erst aufwändig ermittelt werden. Zum 
anderen Teil sind diese gar nicht zu ermitteln. Sie 

versuchen damit, der Verwaltung sehr viel Arbeit 
zu machen. Wir würden es tatsächlich bevorzu-
gen, wenn gerade dieses Amt in der Verwaltung 

sich verstärkt mit der Fortschreibung des Einzel-
handels- und Zentrenkonzepts stattdessen be-
schäftigt. 
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(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen 

und von Dr. Ralph Elster [CDU]) 

Das ist ja ein Konzept, das der Rat der Stadt 
Köln einmal in Auftrag gegeben hat. Es ist 2013 

schon verabschiedet worden. Es war uns immer 
eine supergute Arbeitsgrundlage. Es hat verläss-
liche Eckpunkte gesetzt. Es war für Rat, Verwal-

tung, Investoren nachvollziehbar, aufgrund wel-
cher Bedingungen wir welche Entscheidungen 
getroffen haben. Es ist wirklich sehr wichtig - das 

sage ich auch in Richtung Verwaltung -, dass wir 
für dieses Konzept endlich eine Fortschreibung 
bekommen und dass es angepasst wird an diese 

wachsende Stadt.  

Ich möchte hier noch einmal sehr, sehr deutlich 
sagen, wie eilig es ist. Deshalb würde ich einfach 

an Sie appellieren, die Arbeitskraft dieses Amtes 
auch in dieser Richtung zu stärken und nicht mit 
Nebenschauplätzen zu belegen. 

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen 
und von Ralph Sterck [FDP]) 

Ich möchte die SPD noch einmal daran erinnern: 

Es gab bereits letztes Jahr, am 20. März 2018, 
einen Ratsbeschluss, der genau die Überbauung 
von Supermärkten und Parkplätzen befördern 

sollte. Das ist keine Erfindung der SPD. Wir wol-
len das alle. 

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen 
und von Ralph Sterck [FDP]) 

Alle in diesem Rat wollen, dass der Wohnungs-
bau möglichst schnell vonstattengeht, und die 
Überbauung von einstöckigen Supermärkten ge-

hört natürlich dazu, die von Parkplätzen auch. 
Daher: Es gibt da gar keinen Dissens. 

(Christian Joisten [SPD]: Dann können 

Sie ja zustimmen!) 

Ich würde aber sagen: Für diesen Ausnahmebe-
schluss, den Sie haben wollen, und für Punkt 2 

Ihres Antrages sowieso gibt es momentan hier 
im Rat keinen Grund. Ich würde Sie bitten, das 
Thema mit uns tatsächlich noch einmal in den 

Fachausschüssen zu diskutieren - so, wie Frau 
De Bellis-Olinger das vorgeschlagen hat.  

Diese Diskussion am Leben zu erhalten und wei-

ter zu köcheln, wie Sie es versuchen, hat tat-
sächlich den Vorteil, dass es ja auch bei uns al-
len immer weitergeht und in dem Moment, wo wir 

die Fortschreibung bekommen, wir alle bereit 
sind zur Entscheidung. 

(Beifall von Marion Heuser [Bünd-

nis 90/Die Grünen]) 

Ich glaube nicht an die drei Jahre, nein. Das war 
das erste Konzept. Da wusste noch niemand, 

wie man damit umgehen sollte, welche Bedin-
gungen es gibt und was man dabei alles beach-
ten muss. Jetzt bekommen wir eine Fortschrei-

bung für ein tatsächlich bereits bewährtes In-
strument. Ich denke, auch in den Bezirksvertre-
tungen wird das sehr viel schneller gehen als 

das letzte Mal. Ich bin guter Hoffnung und dank 
meines Optimismus bin ich ganz sicher, dass wir 
das noch in dieser Wahlperiode hinkriegen. 

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen 
und von Ralph Sterck [FDP]) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Herr 

Weisenstein hat das Wort. 

Michael Weisenstein (DIE LINKE): Sehr geehr-
te Frau Oberbürgermeisterin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Grundsätzlich ist das natürlich ei-
ne gute Idee, wenn man sagt: Wir haben hier ei-
nen ALDI oder einen Lidl, einen Eingeschosser 

mit Platz und mit Parkplatz darum herum, da 
stocken wir etwas auf und bauen Wohnungen. - 
Es zeigt sich aber, dass es relativ komplex ist.  

Man kann häufig nicht einfach etwas darauf bau-
en, weil die Statik es oft nicht erlaubt, sodass der 
Markt gegebenenfalls abgerissen und neu ge-
baut werden muss. Genau das wissen die Be-

treiber der Discounter auch und nutzen die Ge-
legenheit in ihrer Argumentation, um zu sagen: 
Wenn wir oben schon Wohnungen bauen, dann 

wollen wir auch unten die Verkaufsfläche vergrö-
ßern. - Aus Sicht der Betreiber der Discounter ist 
das sogar nachvollziehbar, wenn man bedenkt, 

dass sich das Sortiment der Discounter in den 
letzten Jahren vervielfacht hat. Es ist ja nicht so 
wie früher, dass es bei ALDI nur Zucker und 

Mehl gibt, sondern dort gibt es heutzutage fast 
alles.  

Wir haben mit denen gesprochen, Lidl und ALDI 

waren also bei uns. Wir haben alle angespro-
chen, und sie haben natürlich schon sehr auf die 
Tränendrüse gedrückt und gesagt: Ja, wenn wir 

oben schon etwas bauen, dann müssen wir un-
ten auch mehr verkaufen. - Dieser Argumentati-
on konnten wir nicht ganz folgen, zumal wir ja 

feststellen, dass man im Wohnungsbau zurzeit 
doch ganz ordentliche Rendite erwirtschaften 
kann, zumal wenn einem das Grundstück unten 

schon gehört. 
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Wir bewegen uns bei der ganzen Sache, wie ich 

finde, in einem relativ schwierigen Interessen-
konflikt. Denn wir haben ja das Einzelhandel- 
und Zentrenkonzept nicht einfach so erfunden, 

sondern es hat einen ganz wesentlichen und 
wichtigen Grund, nämlich dass wir die Nahver-
sorgung in den Stadtteilen und kleinen Zentren 

erhalten wollen. Da ist es mehr als logisch, dass 
ein relativ großer Discounter, wenn wir diesen in 
relativer Nähe haben, zumindest die Gefahr mit 

sich bringt, das, was im Stadtteil noch an Kauf-
kraft vorhanden ist, zu absorbieren und somit 
das Nahversorgungszentrum kaputtzumachen. 

Deswegen müssen wir da sehr vorsichtig sein. 
Zumal wir uns, denke ich, alle wünschen, Nah-
versorgung zu gewährleisten für Menschen, die 

vielleicht nicht automobil sind oder die aufs Auto 
verzichten, um ihre Bedürfnisse des täglichen 
Bedarfs fußläufig befriedigen zu können. 

Der vorliegende Antrag von der SPD will nun 
überprüft haben, ob es nicht möglich ist, die 
Kaufkraftabsorbierung der Discounter in der 

Nachbarschaft sehr weit nach oben zu treiben. 
Unsere Auffassung ist es, dass man da sehr vor-
sichtig sein muss. Es ist ja die Rede von den 

35 Prozent bis auf 80 Prozent. Das zu erhöhen 
halten wir für gefährlich. Deswegen können wir 
diesem Antrag hier heute leider nicht folgen, ob-
gleich uns der Wohnungsbau natürlich wie vielen 

anderen hier auch sehr wichtig ist.  

Was uns an dem Antrag auch noch etwas gestört 
hat, ist ein Aspekt in der Begründung, in der 

ausgeführt wird, dass es wichtig wäre, das hier 
und heute zu beschließen, weil der umständliche 
Prozess in den Fachausschüssen und in den 

Bezirksvertretungen gegebenenfalls zu langen 
Verzögerungen führt. Das finden wir nicht richtig. 
Das ist ein hochsensibles Thema. Man braucht 

gerade hier die Expertise der Bezirksvertreterin-
nen und Bezirksvertreter, um sagen zu können: 
Okay, hier kann man vielleicht über eine Aus-

nahme nachdenken, aber da bitte nicht. - Daher 
können wir dem Antrag hier heute leider nicht 
folgen. Wir würden uns aber freuen, wenn wir im 

Fachausschuss die Gelegenheit hätten, das sehr 
qualifiziert im Detail und vielleicht auch am Ein-
zelbeispiel zu diskutieren. - Vielen Dank für die 

Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Herr 

Sterck hat das Wort. 

Ralph Sterck (FDP): Werte Frau Oberbürger-

meisterin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mei-
ne Damen und Herren! Wahrscheinlich raucht 
den Ratsmitgliedern, die nicht im Stadtentwick-

lungsausschuss sind, jetzt so ein bisschen der 
Kopf ob der Fachdiskussion, die hier losgegan-
gen ist. Das ist genau die Kritik, die auch die Kol-

legin De Bellis-Olinger und die Kollegin Pakulat 
hier angebracht haben, dass eine solche Debatte 
eigentlich in den Fachausschuss gehört. Aber die 

SPD steht sich natürlich selbst ein bisschen im 
Wege mit der Selbstverpflichtung, immer etwas 
Neues zum Wohnungsbau zu bringen. Dann wird 

es halt auch inhaltlich immer dünner. Das muss 
ich sagen. Dann kommen solche Dinge dabei 
heraus, über die wir eigentlich im Stadtentwick-

lungsausschuss gesprochen haben in einer 
Fachdebatte zur entsprechenden Verwaltungs-
vorlage, die hier ja schon angesprochen worden 

ist. Es gab auch gute Gründe, warum wir diese 
dort nicht beschlossen haben. Es gab die ent-
sprechenden Stellungnahmen der Betreiber mit 

den vier Buchstaben, über die wir hier heute re-
den, die gesagt haben: Das ist zwar gut gemeint, 
aber es bringt nicht viel. - Ich glaube, wir hatten 

Zuschriften von zweien dieser Betreiber, die ge-
sagt haben: Wir haben in Köln einen einzigen 
von diesen 48 Standorten, die die Verwaltung 
genannt hat, identifiziert, auf den dieses Kriteri-

um zutrifft. - Da muss ich sagen, Herr Frenzel, 
wenn Sie jetzt hier mit Ihren Wohnungszahlen 
um sich schmeißen und einen Finger auf die 

Ratsmehrheit zeigen, die hier angeblich irgend-
welche Wohnungen verhindert hat, dann zeigen 
aber drei Finger auf Sie zurück. Wenn wir näm-

lich bei den Supermärkten davon ausgehen, 
dass es nur noch ein oder zwei Fälle in Köln be-
trifft, dann reden wir nicht über 1 400 Wohnun-

gen, die dort geschaffen werden können, son-
dern vielleicht über gute 100, die dabei nachher 
herauskommen. 

Wenn Sie das Sürther Feld ansprechen, dass wir 
dort keine Vergabe gemacht haben: Aber es sind 
doch gerade Ihre Konzeptausschreibungen, die 

Sie dort vorgeschrieben haben, worauf sich 
nachher kein einziger Investor mehr gemeldet 
hat, - 

(Beifall bei der FDP) 

- weil wir die Bedingungen so hochgeschraubt 
haben. Das waren 300 Wohnungen, die Sie dort 

angesetzt haben. 

Bei der Subbelrather Straße ist es doch die Fra-
ge mit dem Kooperativen Baulandmodell und 

den Problemen, die wir dort haben, wenn eine 
Auflage gemacht wird, dort sozialen Wohnungs-
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bau zu machen, was mit den Landesbestimmun-

gen nicht übereinstimmt und wo der Investor 
sagt - das ist genau das, was ich heute Morgen 
in meiner Rede gesagt habe -: Wisst ihr was, 

Freunde, ich kann dahin auch ein Hotel bauen, 
das ist gar kein Problem, dann kriegt ihr keine 
700 Studentenwohnungen. - Daran sind Sie von 

der SPD doch mitschuldig, die mit verhindern, 
dass wir Wohnungsbau an dieser Stelle entspre-
chend realisieren. Deswegen ärgert es mich, 

dass Sie hier von 2 400 Wohnungen reden, die 
angeblich nicht gebaut wurden. Denn es sind 
Wohnungen, die auch auf Ihrem Kerbholz sind, 

warum wir an der Stelle nicht weiterkommen. 

(Beifall bei der FDP) 

Lassen Sie uns, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

diese Debatte im Stadtentwicklungsausschuss 
führen, dann können wir es auch ein bisschen 
weniger aufgeregt tun. Wir haben dort ja ein sehr 

gutes Arbeitsklima. Ich glaube, dass wir eine gu-
te Lösung finden. Ich glaube, dass wir da noch 
nacharbeiten müssen, dass wir mit dem Instru-

mentarium, wie es ursprünglich von der Verwal-
tung vorgesehen war, nicht so weit kommen - 
schon gar nicht auf die 1 400 Wohnungen. Wir 

müssen ein Instrumentarium finden, womit wir 
Anreize schaffen, dass auch im Bestand Dinge 
aufgestockt werden. Damit tun sich die Betreiber 
entsprechend schwer. Deswegen müssen wir da 

entsprechende Möglichkeiten schaffen. Das ist 
aber eine Debatte, die wir nicht heute hier füh-
ren, sondern die führen wir dann im Theo-

Burauen-Saal im Stadtentwicklungsausschuss. 
Auf die Debatte freue ich mich; da gehört sie hin. 
- Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Gibt es 
weitere Wortmeldungen? - Herr Frenzel. 

Michael Frenzel (SPD): Vielen Dank, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, wie Sie jetzt versucht ha-
ben, sich mit unserem Antrag auseinanderzuset-

zen. Es waren einige ganz gute Punkte dabei. Es 
hat mich aber auch einiges, muss ich ehrlich sa-
gen, ein bisschen enttäuscht.  

Als Erstes: Herr Sterck, diese Fachdiskussion 
haben wir im Stadtentwicklungsausschuss ge-
führt und auch beendet mit einem Beschluss. Sie 

haben es ja selbst erwähnt. Insofern wäre unse-
re Erwartung gewesen, dass wir diese Vorlage 
dann anschließend hier in den Rat bekommen, 

was allerdings nicht passiert ist, deswegen noch 

einmal unsere Initiative.  

Es ist richtig, ich habe hier das Schreiben von 
ALDI - ich glaube, das kann man sagen -, die 

sagen: ein Markt Potenzial. Wir haben auch mit 
anderen Discountern gesprochen, die gesagt 
haben, dass sie auf Anhieb Potenzial für einen 

und zwei weitere Märkte haben, von denen sie 
auch ausgehen, dass sie es machen können. 
Und es gibt noch mehr davon.  

(Ralph Sterck [FDP]: Wenn Sie dieses 
Schreiben haben, wie können Sie denn 
dann von 1 400 Wohnungen reden?) 

- Das ist doch Quatsch, was Sie sagen. 

(Ralph Sterck [FDP]: Es ist doch 
Quatsch, was Sie erzählen!) 

Es gibt ein Gutachten zum Potenzial von Woh-
nungen auf Lebensmitteleinzelhandelsflächen. 
Ich kann Ihnen das gern zur Verfügung stellen, 

Herr Sterck, dann können Sie sich einlesen. Die-
ses Gutachten sagt: 80 bis 100 Wohneinheiten 
pro Markt. Wenn Sie davon ausgehen, dass es in 

Köln vielleicht weniger am Ende sind, dann glau-
be ich Ihnen das auch. Wenn wir davon ausge-
hen, dass es mehr als einen Discounter in der 

Stadt gibt - ich nehme einmal an, dass wissen 
auch Sie, Herr Sterck -, dann ist es doch ganz 
klar, dass es ein erhebliches Potenzial für Woh-
nungen auf Lebensmitteleinzelhandelsflächen 

gibt. Ich lasse mich, ehrlich gesagt, auch nicht 
davon abbringen; denn wir haben ja auch als Rat 
gemeinsam diesen Beschluss gefasst, lieber 

Herr Sterck, wenn Sie sich daran erinnern. 

(Teresa De Bellis-Olinger [CDU]: Aber 
sollten wir nicht die Untersuchung ab-

warten?) 

Das ist genau der Punkt, warum wir uns jetzt mit 
diesem Thema auseinandersetzen: weil wir die-

sen Beschluss gemeinsam gefasst haben und 
eine Verwaltungsvorlage, die uns einen Vor-
schlag genau für diese Umsetzung macht, jetzt 

in der Schublade verschwinden soll bis zur Vor-
lage des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts. 
Offensichtlich ist das die Meinung, die Frau Pa-

kulat vertreten hat, also die Ratsmehrheit. Da 
sage ich: Das ist nicht unsere Meinung. Wir sind 
der Meinung, wir brauchen den bezahlbaren 

Wohnraum jetzt und nicht erst, wenn wir irgend-
wann eine Neuauflage des Einzelhandels- und 
Zentrenkonzepts haben. 

(Beifall bei der SPD) 



Ó 

 

 

 

 

  

 54. Sitzung vom 7. November 2019   Seite 28  

Herr Weisenstein, zu den 85 Prozent: Ich habe 

das nur als Beispiel gebracht, was die Dortmun-
der machen. Ich sehe das nicht unbedingt als 
Maßgabe für Köln an. Ich wollte damit nur aus-

drücken, dass wir über die 35 Prozent nachden-
ken sollten. Wir könnten ja am Ende zu dem 
Schluss kommen, wir belassen es dabei, aber es 

würde natürlich das Potenzial noch einmal erhö-
hen, wenn wir von einer anderen Zahl als 
35 Prozent ausgingen, wie es im Moment die 

Verwaltung tut. 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Lassen 
Sie eine Zwischenfrage zu? 

Michael Frenzel (SPD): Ja, natürlich. Selbstver-
ständlich. Dafür bin ich ja da. 

Ja, Frau De Bellis-Olinger, ich wäre sonst auch 

gleich noch nach unten zu Ihnen gekommen. Sie 
haben ja auch noch etwas dazu gesagt. 

Teresa De Bellis-Olinger (CDU): Wir können 

uns auch gleich noch separat unterhalten. 

Herr Kollege Frenzel, Sie vermischen da zwei 
Dinge miteinander. Bei dem Beschluss vom 

20. März, in dem es um die Überbauung von Su-
permärkten und Parkplätzen ging, haben wir 
doch gemeinsam beschlossen, dass die Verwal-

tung im gesamten Stadtgebiet die Untersuchung 
durchführt. Jetzt sagen Sie - ich verkürze es ein-
fach einmal -: Es gibt ein Gutachten, das kann 
man auf die Stadt Köln herunterbrechen. - Das 

mag ja sein. Meine Frage dazu: Das heißt, Sie 
sind jetzt der Auffassung, dass die Verwaltung 
die Untersuchung stoppen sollte, weil sie nicht 

mehr benötigt wird? 

Michael Frenzel (SPD): Nein, Frau De Bellis-
Olinger, ich glaube, da haben Sie etwas grundle-

gend falsch verstanden, wie auch vorhin bei den 
Zahlen, aber dazu gleich noch etwas. Ich will 
überhaupt nicht, dass die Verwaltung ihre Arbeit 

stoppt; denn sie hat die Arbeit ja gemacht. Wir 
haben ihr einen Ratsauftrag gegeben, dann kam 
sie mit einer Vorlage bzw. mit einem Umset-

zungsvorschlag zu uns, und dann soll der nicht 
umgesetzt werden. Deswegen stellen wir unse-
ren Antrag, weil wir nämlich der Meinung sind, 

dass das Bauen auf Supermärkten weiterverfolgt 
werden sollte.  

Und, Frau De Bellis-Olinger, noch ein Hinweis: 

Sie haben vorhin Zahlen vorgelegt. Die Zahlen 
waren falsch. Sie hatten darin einen Rechenfeh-
ler. Sie haben nämlich die Bauleistung der Jahre 

2016 bis 2019 an fertiggestellten Wohnungen 
durch drei multipliziert.  

(Zurufe: Durch multipliziert?) 

Dividiert - Dabei kommt ein anderes Ergebnis 
heraus. Es sind nämlich 2 800 Wohnungen. 2016 
waren es 2 387. Es waren keine 4 000 pro Jahr. 

(Dr. Ralph Elster [CDU]: Da sieht man 
doch, wie nötig es ist, das im Fachaus-
schuss zu diskutieren, Herr Kollege!) 

Meine Damen und Herren, Herr Dr. Elster, wir 
haben die Diskussion im Fachausschuss geführt. 
Das war eine Ratsvorlage. Die nächste Be-

schlussfassung wäre im Rat gewesen, und des-
wegen liegt das Ihnen jetzt hier vor und Sie kön-
nen sich dazu verhalten, indem Sie diesem Vor-

schlag zustimmen.  

Ich möchte nur sagen: Frau De Bellis-Olinger, ich 
bin, ehrlich gesagt, etwas überrascht über die 

Diskussion. Denn meiner Meinung nach hätte ich 
mir mehr Entgegenkommen für unseren Antrag 
vorstellen können, weil er nämlich sachgerecht 

den Vorschlag der Verwaltung aufnimmt und zu-
sätzliche Aspekte - die Kritik, die Herr Sterck er-
wähnt hat - von den Betreibern aufnimmt. Des-
halb bitte ich Sie noch einmal um Zustimmung zu 

unserem Antrag. 

(Beifall bei der SPD) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Wir 

sind in der zweiten Runde, meine Damen und 
Herren. Gibt es weitere Wortmeldungen? - Herr 
Frank. 

Jörg Frank (Bündnis 90/Die Grünen): Ich will gar 
keine große Runde aufmachen, aber Herr Fren-
zel wirft ziemlich viel mit Nebelkerzen und setzt 

hier Zahlen in die Welt, die keine Grundlage ha-
ben.  

Also, erstens ist das Gutachten, von dem er 

spricht, kein Gutachten, das sich auf Köln be-
zieht. Zweitens hat es ein Angebot eines großen 
Discounters gegeben, der aber fünf Buchstaben 

hat; nur um das einmal deutlich zu machen. Die-
ser möchte seine Einzelhandelsfläche von 
530 Quadratmeter auf 1 300 Quadratmeter ver-

größern und schafft uns dafür 35 Wohnungen. 
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Nur, um das einmal klar zu haben: Er will die 

Nebensortimente erweitern und würde natürlich 
mit seiner mehr als Verdopplung den eigentü-
mergeführten Einzelhandel abschnüren. Das ist 

die Realität. Deshalb kann es nicht sein, dass wir 
solche seltsamen Geschäfte einfädeln.  

Wenn ein Discounter ein Grundstück hat und 

bauen möchte, dann kann er das. Dann soll er 
eine Bauvoranfrage stellen und zu den Ämtern 
gehen, und dann kann er natürlich auf seinem 

Grundstück auch Wohnungen bauen. Dazu be-
darf es keiner Veränderung des Einzelhandels-
konzeptes. 

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 

Das muss man hier einmal klarstellen.  

Dieses Modell der Verwaltung hat in den Aus-

schüssen keine Mehrheit gefunden. Das kommt 
schon einmal vor. Deshalb ist es auch nie mehr 
im Rat aufgetaucht. Das ist so. Mehrheit ist 

Mehrheit. Deshalb ist es völlig verkehrt, wenn 
jetzt hier Herr Frenzel darüber Krokodilstränen 
weint. 

(Heiterkeit und Beifall beim Bünd-
nis 90/Die Grünen) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Weitere 

Wortmeldungen zu diesem Tagesordnungspunkt 
sehe ich nicht, meine Damen und Herren. Dann 
lasse ich zunächst über den Verweisungsantrag 
der CDU, dem sich aber, glaube ich, auch ande-

re Rednerinnen und Redner angeschlossen ha-
ben, abstimmen. 

Gibt es Gegenstimmen gegen die Verweisung? - 

Der SPD-Fraktion. Enthaltungen? - Keine. Dann 
ist er so verwiesen, und ich muss über den Ur-
sprungsantrag nicht mehr abstimmen lassen. 

Ich rufe auf: 

3.1.7 Dringlichkeitsantrag der FDP-Fraktion 
betreffend „Abschaltung der 

Pförtnerampel“ 
  AN/1502/2019 

Ich gebe zunächst Herrn Sterck das Wort. 

Ralph Sterck (FDP): Werte Frau Oberbürger-
meisterin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mei-
ne Damen und Herren! Frau Oberbürgermeiste-

rin, Frau Verkehrsdezernentin, ich nehme an, Sie 
waren in den letzten Tagen auch mal morgens 
vor Ort in Weiden West an der Aachener Straße 

und haben sich die Situation dort einmal ange-

schaut, die Sie mit Ihrer Vorlage erzeugt haben. 

Ich war am Montag dort und habe mir das ange-
sehen. Den Herrn, von dem ich vorher in der Zei-

tung gelesen habe, der dort mit der Hand die 
Schaltung umlegt, habe ich nicht mehr angetrof-
fen; anscheinend hat das mit dem Anbinden an 

den Verkehr - das ist schon einmal ein Fort-
schritt; insbesondere bei dem schlechten Wet-
ter - geklappt. 

Ich habe dann versucht, dort einen gewissen 
Rhythmus abzuzählen. Es soll immer 80 Sekun-
den rot sein; ich konnte das aber nicht feststel-

len. Deswegen nehme ich an, dass die Verwal-
tung von ihrem ursprünglichen Ansinnen, dort 
den Verkehr in dieser Form zu blockieren, abge-

rückt ist. Es sollten 500 Fahrzeuge pro Stunde 
weniger sein. 

Frau Blome, das wäre jetzt auch meine Frage an 

Sie: Wie häufig ist dort pro Stunde nach der Re-
gelung, die Sie jetzt programmiert haben, länger 
als 22 Sekunden grün? Wie viele Fahrzeuge 

können jetzt wirklich diese Stelle entsprechend 
passieren? Kommen Sie Ihrem Ziel von 500 
Fahrzeugen dort entsprechend nahe? 

In jedem Fall merkt man schon nach den weni-
gen Tagen und Wochen, die diese Pförtnerampel 
in Betrieb ist, dass es sich hier um einen Schild-
bürgerstreich in doppelter Hinsicht handelt. Da-

für, liebe Kolleginnen und Kollegen, haben wir 
uns hier als Stadt Köln den Vorwurf gefallen las-
sen müssen von unseren Nachbarkommunen, 

die Stadt Köln würde in dieser Form asozial vor-
gehen, weil die Nachbarkommunen nicht einge-
bunden sind - das ist ein formaler Akt - und weil 

wir unsere Verkehrsprobleme und unsere Um-
weltprobleme nicht nur in den Nachbarkreis ver-
lagern wollen, sondern sie damit auch noch ent-

sprechend verstärken, weil die Verkehrsproble-
me und die Umweltprobleme natürlich größer 
werden, wenn man den Verkehr an dieser Stelle 

abwürgt. 

Dafür haben wir uns auch Probleme im eigenen 
Stadtgebiet eingefangen: Die Seitenstraßen sind 

natürlich entsprechend überfüllt. Auch das kann 
man leicht beobachten anhand der Umwegfahr-
ten, die dort vorgenommen werden. Das löst bei 

unseren Kölnerinnen und Kölnern, die davon be-
troffen sind, natürlich zusätzliche Belastungen 
aus, die man gerade den Bürgerinnen und Bür-

gern, die in Junkersdorf vom Verkehr belastet 
sind, ersparen würde. Die Bürgerinteressenge-
meinschaft ist heute hier vertreten und kann das 

sicherlich gern bestätigen. 
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Also: Die Pförtnerampel ist schon heute geschei-

tert, meine Damen und Herren. Deshalb sagen 
wir als FDP: Lieber ein Ende mit Schrecken als 
ein Schrecken ohne Ende. Lassen Sie uns das 

heute beenden und die Pförtnerampel abschal-
ten. Ich hoffe, dass Sie unserem Antrag in die-
sem Sinne zustimmen. - Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Bevor 
ich jetzt die Verkehrsdezernentin bitte, dazu Stel-

lung zu nehmen - sie kann vielleicht schon ein-
mal ans Mikrofon kommen, wenn sie sich nicht 
dafür entscheidet, vom Platz aus zu antworten -, 

möchte ich Sie einmal daran erinnern, und zwar 
alle miteinander, dass es uns gelungen ist, das 
Dieseleinfahrverbot in der ganzen Umweltzone 

abzuwenden. 

(Beifall bei der CDU) 

Dass natürlich Maßnahmen erforderlich sind, die 

wir alle sonst vielleicht nicht in Betracht gezogen 
hätten, muss man auch sehen. Ich bitte Sie wirk-
lich, das zu berücksichtigen und hier auch eine 

Wertung, was sozial oder weniger sozial sei, 
nicht vorzunehmen. Die Menschen, die zu uns 
wollen und kommen, bringen ihre Luftverschmut-

zung auch mit. Schließlich kommen sie nicht alle 
mit dem Fahrrad. 

(Lino Hammer [Bündnis 90/Die Grünen]: Noch 
nicht!) 

Frau Blome. 

Beigeordnete Andrea Blome: Vielen Dank, 
Frau Oberbürgermeisterin. - Sehr geehrte Da-

men und Herren! Natürlich ist diese Dosieranla-
ge, sprich Pförtnerampel - oder wie auch immer 
Sie es nennen wollen -, kein Selbstzweck, son-

dern dient dem Auftrag, den der Rat uns erteilt 
hat, nämlich dass die Gesundheit der Kölnerin-
nen und Kölner höchste Priorität hat und dass 

wir selbstverständlich im Zuge der Aufstellung 
des Luftreinhalteplans aufgefordert waren, Maß-
nahmen an allen Hotspots in dieser Stadt vorzu-

nehmen. 

Durch die Maßnahme, die wir in Weiden West 
ergriffen haben, nämlich die Dosierung des Ver-

kehrsflusses, also den Verkehrsfluss auf der 
Aachener Straße selbst, ist festzustellen, dass 
sich der Verkehrsfluss auf der Aachener Straße 

verbessert hat. Überstauungen von Kreuzungen 
sind nicht mehr vorhanden, dadurch ist der Ver-

kehr auch flüssiger, und er ist auch weniger ge-

fährlich geworden. 

Insofern geht es auch nicht darum, die 500 Autos 
abzuzählen, sondern es geht darum, permanent 

zu überwachen - das tun wir jetzt von der Zentra-
le aus -, dass die Bonnstraße nicht überstaut 
wird. Wir brauchen auch nicht dorthin zu gehen, 

weil wir das im Verkehrslagebericht ablesen 
können. Heute Morgen habe ich einen Screens-
hot von 7.31 Uhr mit grünen Flächen bekommen, 

sprich: Es war dort kein Stau. Es wird sich auch 
die Situation dort einspielen - wie alle Situatio-
nen. 

Außerdem ist es auch so, dass wir im November 
im verkehrsreichsten Monat sind. Die Autobah-
nen sind ohne Ende zugestaut, was ich als Be-

troffene auch selbst jeden Tag feststellen kann.  

Insofern hat diese Anlage ihren Zweck erfüllt. Wir 
haben das auch in die entsprechenden Progno-

sen eingerechnet. Das Oberverwaltungsgericht 
hat uns noch weitere Hausaufgaben für ver-
schiedene Hotspots in dieser Stadt mitgegeben. 

Weiden West ist nicht mehr dabei, sodass auch 
das Gericht anerkannt hat, dass die Maßnah-
men, die wir dort getroffen haben und die wir 

auch an den Luftmesswerten ablesen werden 
können, gegriffen haben. Daher kommt dort - sa-
gen wir es einmal so - die Drohung von stre-
ckenbezogenen Dieselfahrverboten - dieses 

Thema ist noch nicht ganz vom Tisch an anderen 
Stellen in dieser Stadt - nicht zum Tragen. Inso-
fern wurde das Ziel, nämlich die Luft im ange-

bauten Bereich an der Aachener Straße, in dem 
Menschen wohnen, zu verbessern, auch er-
reicht. - Vielen Dank. 

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und bei der 
LINKEN) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Jetzt 

hat Herr Joisten das Wort. 

Christian Joisten (SPD): Frau Oberbürgermeis-
terin! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich kann es 
auch kurz machen: Die Pförtnerampel ist in der 
Tat etwas, was nicht dazu beiträgt, die Umwelt 

zu entlasten, sondern sie trägt dazu bei, sie wei-
ter zu belasten. Ich stimme selten mit der FDP 
überein, aber an der Stelle - so muss ich sagen - 

sind wir sehr klar miteinander unterwegs. Ich ha-
be mir das auch selbst vor Ort angeschaut: Die 
Staus, die dort generiert werden, sind nicht dafür 

geschaffen, die Probleme der Umwelt zu lösen. 
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Im Übrigen hat man wieder die übliche Strategie 

gewählt, den dritten Schritt vor dem ersten zu 
tun. Darin sind manche hier ganz gut. Der erste 
Schritt muss doch immer sein, dass wir die Ka-

pazitäten schaffen, Alternativen anzubieten, 
sprich ÖPNV-Ausbau. Der zweite Schritt muss 
sein, dass man P+R-Möglichkeiten ausbaut. 

Wohin sollen denn die Autos, wenn Sie in Wei-
den West zur S-Bahnstation bzw. zur Linie 1 fah-
ren? Das heißt, wir haben einen völlig überfüllten 

Park+Ride-Parkplatz, der dringend ausgebaut 
werden muss. Auch darüber reden wir seit vielen 
Jahren hier in diesem Rat, aber es passiert 

nichts. 

Wenn man all das getan hat, kann man am Ende 
natürlich darüber reden, wie man den Individual-

verkehr stärker kanalisieren kann. Aber man 
kann nicht den dritten Schritt vor dem ersten tun. 
Der führt nur zu mehr Rückstau, zu mehr Abga-

sen und damit zu einer höheren Umweltbelas-
tung. Es kann also nicht der Weg sein, meine 
Damen und Herren, dass Autofahrer gegängelt 

werden, ohne dass es ausreichende Alternativen 
gibt. Das führt zu mehr Umweltbelastung und zu 
weniger Klimaschutz. Das ist keine Mobilitäts-

wende. Das ist nicht der Klimaschutz, den wir 
uns hier vorstellen. Deswegen sind wir natürlich 
auch dafür, diesen Wahnsinn an der Stelle erst 
einmal zu stoppen. 

Wir müssen aber alles andere, was eben ge-
nannt wurde, dringend anpacken. Wie viele an-
dere Themen, die wir heute miteinander bespro-

chen haben - Mehltau, Nichtdynamik, Nichtent-
wicklung, Nichtanpacken der Themen -, ist das 
ein Thema, das wir hier, glaube ich, in diesem 

Rat immer wieder miteinander besprechen und 
vor allem am Ende beschließen müssen. An-
sonsten werden wir immer wieder vor 

Pförtnerampeln stehen, die den Verkehr oder 
auch andere Projekte aufhalten und nicht nach 
vorn bringen. In diesem Sinne würde ich hier 

heute allen empfehlen, dem Antrag der FDP zu 
folgen und diese Pförtnerampel wieder abzu-
schaffen. - Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Herr 
Michel hat jetzt das Wort. 

Dirk Michel (CDU): Sehr geehrte Frau Oberbür-
germeisterin! Sehr geehrte FDP! Herr Stieler hat 
uns schon vor 14 Tagen im Verkehrsausschuss 

informiert. Mit der Stellungnahme der Beigeord-

neten Frau Blome eben ist, denke ich, jedem 

deutlich geworden, dass wir durch die Anstren-
gungen der Verwaltung unsere Ziele erfüllen. 

Der Verkehrsablauf auf der Aachener Straße hat 

sich trotz engerer Räume verbessert. Zudem ist 
eine Schadstoffminderung eingetreten. Wir ha-
ben Fahrverbote für Köln erst einmal verhindert. 

Das ist eine gute Leistung. Vielen Dank, Frau 
Blome. 

(Beifall bei der CDU und dem Bündnis 90/Die 

Grünen) 

Um bei Spitzenbelastungen Auswirkungen auf 
das übergeordnete Verkehrsnetz auszuschlie-

ßen, erfolgt eine Drosselung - demnächst übri-
gens mittels Sensoren über unseren Verkehrs-
rechner aus unserer neuen Tunnel- und Ver-

kehrsleitzentrale. Überörtliche Verkehrsstörun-
gen konnten nicht festgestellt werden. Es ist uns 
aber wichtig, dass durch regelmäßige Verkehrs-

erhebungen Verlagerungseffekte überprüft wer-
den. 

Besonders erwähnenswert ist der Erfolg der re-

gelmäßig stattfindenden Arbeitsgruppe Rhein-
Erft-Kreis. Im Gegensatz zum FDP-Antragsteller 
sitzen dort Experten, die permanent an Lösun-

gen arbeiten. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU und dem 
Bündnis 90/Die Grünen) 

ÖPNV-Verstärkungsangebote im Rhein-Erft-

Kreis als Beispiel wurden nicht nur vereinbart, 
sondern umgesetzt und angenommen. Die Zu-
sammenarbeit hat sich bereits ausgezahlt, und 

weitere Angebote werden geplant - genauso wie 
weitere Grundstücke für P+R-Plätze. Die Ver-
handlungen sind weit fortgeschritten. 

Nach Einschätzung der Arbeitsgruppe Rhein-
Erft-Kreis und der Stadt Köln gibt es derzeit kei-
ne Gründe, die Zuflussdosierung abzuschalten. 

Das Ergebnis dieser Verkehrsfachleute halten 
wir für glaubwürdiger als die Verkehrsvorschläge 
der FDP. 

Da wir laut Gericht noch weitere Schwerpunkte 
bearbeiten müssen, gebe ich die Hoffnung noch 
nicht auf, dass die FDP in Köln Großstadtver-

kehrspolitik mitgestaltet und demnächst im Inte-
resse aller Verkehrsteilnehmer verantwortungs-
voll handelt, die Verwaltung unterstützt und vor 

allem für Autofahrer keine Fahrverbote mehr ris-
kiert. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und dem Bündnis 90/Die 

Grünen) 
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Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Herr 

Hammer hat jetzt das Wort. 

Lino Hammer (Bündnis 90/Die Grünen): Sehr 
geehrte Frau Oberbürgermeisterin! Verehrte Kol-

leginnen und Kollegen! Ich sage es einmal so: 
Es war ja ein bisschen absehbar, dass der An-
trag kommen würde - so, wie in den vergange-

nen Tagen und Wochen, bevor diese Ampel 
überhaupt in Betrieb gegangen ist, der Unter-
gang zumindest des individuell-motorisierten 

Abendlandes vorhergesehen wurde. Dann stellt 
sich die SPD-Fraktion - ich glaube, es war am 
Tag der Inbetriebnahme - in Stunde drei hin und 

kann schon das abschließende Urteil für sich fäl-
len: „Das Ding gehört abgeschaltet“, weil man 
sich darüber mokiert, dass ein Mitarbeiter ab und 

an mal nachsteuern muss.  

Ich kann Ihnen dazu als studierter Maschinen-
bauingenieur sagen: Es gibt Systeme, die brau-

chen vielleicht mal zwei oder drei Tage, bis sie 
sich einpendeln und alles in Ordnung ist. Direkt 
nach einer gefühlten halben Minute zu sagen: 

„Ja, alles Driss, brauchen mer nit“, ist, wie ich 
finde, zumindest nicht sehr vorausschauend. 

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 

Es funktioniert jetzt. Die Ampel ist an den Groß-
rechner angeschlossen, die Verkehrsflüsse auf 
der Aachener Straße haben sich gebessert. Ich 
freue mich auch, dass wir die Eingewöhnungs-

phase dieser Pförtnerampel nicht auf den glei-
chen Tag des Starts vom Expressbus gelegt ha-
ben. So können wir jetzt schon die Vorausset-

zung dafür schaffen, dass der Expressbus, wenn 
er Mitte Dezember kommt, auch zügig durch-
kommt und kein „Bremsbus“ wird, wie Sie es 

immer befürchten. Insofern war es, wie gesagt, 
der richtige Zeitpunkt, mit dieser Ampel loszule-
gen.  

Wir stehen selbstverständlich in Kontakt mit un-
seren Nachbarkommunen. Auch da werden zum 
Beispiel schon jetzt Sonderbusse bzw. Busver-

stärkerfahrten eingesetzt, um die Leute aus den 
Umlandgemeinden zum Parkplatz Weiden West 
zu bringen, damit die Menschen, solange noch 

nicht ausgebaut ist, trotzdem den Verknüpfungs-
punkt haben. 

Wir haben die Frage der Verkehrsverlagerung 

und die Frage, ob das alles in die Seitenstraße 
etc. geht, auch an anderer Stelle in dieser Stadt 
lange rauf- und runterdiskutiert, als es um die 

Sperrungen oder die Fahrbahnverengungen auf 
der Mülheimer Brücke ging, wo es auch Befürch-

tungen gab bei dem, was wir dort machen oder 

was die Verwaltung uns vorgeschlagen hat, was 
wir mitgetragen haben mit einer Einspurigkeit - 
einfach, um die Sanierung dort nicht weiter zu 

gefährden. Auch da stellen wir fest: Es staut sich 
dort gar nicht in dem Maße, wie am Anfang im-
mer befürchtet wurde. Nach einer kurzen Einge-

wöhnungszeit geht das Ganze. Es ist auch nicht 
so, dass sich alles ins Umland verteilt. Es gibt 
Leute, die wirklich umsteigen. 

Ich komme aus dem Ruhrgebiet. Dort hat man 
es gewagt, in Essen die A40 mitten in der Stadt 
für ein halbes Jahr, glaube ich, zu sperren. Das 

hat für eine kleine Eingewöhnungsphase ge-
sorgt, in der sich alles ein bisschen geknubbelt 
und gestaut hat. Aber als sich alle daran ge-

wöhnt hatten, dass man eben nicht mehr mitten 
durch die Stadt auf dieser Autobahn fahren kann, 
ging es auch. Dann sind die Leute umgestiegen. 

Sie haben prioritär Fahrgemeinschaften gebildet 
oder sind auf Bus und Bahn umgestiegen, man-
che sogar auf das Fahrrad. Irgendwann war aber 

diese Autobahnsanierung fertig. Was geschah 
am ersten Tag der Eröffnung? - Stau auf dieser 
Autobahn! Insofern ist die Frage, ob nicht ein 

dauerhafter Umstieg an der Stelle deutlich sinn-
voller wäre. 

Alles in allem bleibt mir nur zu sagen: Die 
Pförtnerampel ist momentan sinnvoll. Sie erfüllt 

ihren Dienst. Es gab auch schon Forderungen, 
an anderer Stelle diese Pförtnerampel zu ma-
chen - lustigerweise auch aus dem Bereich dort 

vor Ort. Daher sehen wir für unsere Fraktion kei-
nerlei Grund, diesem Antrag zu folgen, und wer-
den ihn daher ablehnen. - Vielen Dank. 

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und der 
LINKEN) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Jetzt 

hat Herr Weisenstein das Wort. 

Michael Weisenstein (DIE LINKE): Sehr geehr-
te Frau Oberbürgermeisterin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Herr Sterck, Sie haben überhaupt 
nicht verstanden, worum es hier geht. 

(Heiterkeit und Beifall bei der LINKEN) 

Wir haben dankenswerterweise eine Mehrheit im 
Rat gefunden, und die Verwaltung hat die Reg-
lementierung des Verkehrs gut umgesetzt; denn 

die Infrastruktur auf der Aachener Straße wurde 
einfach nicht mehr Herr dieses großen Ansturms 
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der Autos, die aus dem Westen morgens in die 

Stadt wollen. 

Es gibt jetzt überhaupt kein Horrorszenario, son-
dern es gibt die Situation, dass die Autofahrer 

teilweise an dieser roten Ampel fünf Umläufe 
stehen müssen. Das sind zehn Minuten. Das 
sind zehn Minuten, die sie locker wieder heraus-

holen, wenn sie weiter in die Stadt fahren, weil 
eben dort der Verkehr jetzt wesentlich flüssiger 
ist als zuvor. 

Viele heben auf das Dieselfahrverbot ab, das 
angeblich vom Tisch ist. Das ist nicht vom Tisch! 
Es ist auch gut, dass es als Drohkulisse noch da 

ist; denn wir brauchen nicht nur eine 
Pförtnerampel, Herr Sterck, sondern wir brau-
chen auch an anderen Ecken dieser Stadt Zu-

flussregelungen, damit die Bevölkerung vor der 
Gesundheitsgefährdung durch Abgase geschützt 
wird. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Herr Sterck, Sie wissen das genau, aber Sie wol-
len es nicht wissen, Sie wollen es populistisch 

ausschlachten. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Wir haben im Prinzip momentan eine zweite we-

sentlich effektivere Pförtnerampel, die eben nur 
keine Ampel in dem Sinne ist, sondern dort sind 
Spuren gesperrt. Das ist in Mülheim, und das ist 
gut so. Die Mülheimer atmen auf, weil sie nicht 

mehr so viele Lkw haben und somit die Luft end-
lich ein bisschen besser ist. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Natürlich ist es nichts anderes als Zuflussregulie-
rung, wenn man zwei Abbiegespuren von der Au-
tobahn kommend sperrt. Wir haben es nicht ge-

zählt, aber garantiert sind es wesentlich mehr als 
300 bis 400 Fahrzeuge, die dort pro Stunde zu-
rückgehalten werden. Die 300 bis 400 sind es 

nämlich an der Aachener Straße. Es ist für uns 
das wichtigste Thema, dass die Anwohner ge-
schützt werden vor zu viel Abgasen. 

Außerdem hat diese sogenannte Pförtnerampel 
noch weitere positive Effekte. Es passiert jetzt 
nämlich mal etwas im ÖPNV. Herr Joisten hat 

gefordert: „Wir müssen Weiden West aus-
bauen!“, das ist mit Sicherheit richtig, aber wir 
dürfen uns nicht immer zurücklehnen und sagen: 

Jetzt müssen wir zunächst einmal das machen, 
dann warten wir wieder, und dann gucken wir 
mal; wenn wir 300 Parkplätze mehr haben, dann 

können wir etwas machen.  

Der Rhein-Erft-Kreis hat es uns vorgemacht. Der 

Rhein-Erft-Kreis hat gesehen: Oh, die machen 
ernst. - Es kann ja sein, dass das alles nicht 
charmant war. 

(Zuruf von Ulrich Breite [FDP]) 

- Es war vielleicht nicht charmant, wie wir vorge-
gangen sind, das mag sein. Es kann auch sein, 

dass es dort ein Kommunikationsproblem gab - 
das kann ich nicht beurteilen -, dann tut mir das 
auch leid. Das ist aber gar nicht der Punkt. Man 

muss natürlich beim nächsten Mal - das ist klar - 
immer alles besser machen. Vielleicht muss man 
auch früher und intensiver reden, aber diese 

Pförtnerampel hat dazu geführt, dass der Rhein-
Erft-Kreis sein Busangebot nach Weiden ver-
stärkt hat. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Das heißt, wir haben einen wichtigen Schritt er-
reicht: Wir drängen das Auto zurück und fördern 

den ÖPNV. Ein wunderbarer Effekt! 

Ich wollte eigentlich gegen die Dringlichkeit spre-
chen, weil dieser Antrag, den Sie jetzt hier ein-

gebracht haben, alles andere als dringlich ist. Sie 
wissen genau, Herr Sterck, dass ab 15. - 

(Lino Hammer [Bündnis 90/Die Grünen]: Mitte 

Dezember!) 

- Dezember der Expressbus auf der Aachener 
Straße fährt. Sie wissen genau, so ein Express-
bus kann natürlich nur zügig durchfahren, wenn 

auch der Stau reduziert ist. Auch das schafft die 
Pförtnerampel. Die Kombination Expressbus und 
Pförtnerampel wird genau den großen Sprung 

nach vorn bringen, die Aachener Straße flüssig 
zu machen und zeitgleich für die Gesundheit der 
Bevölkerung zu sorgen. 

Meine Damen und Herren, es ist jetzt schon sehr 
vieles gesagt worden. Ich will auch nicht langwei-
len und wiederholen, aber wir müssen Folgendes 

zusammenfassen: Die Pförtnerampel ist gut für 
den ÖPNV, sie ist gut für den Menschen, sie ist 
gut für die Stadt, und wir brauchen an anderer 

Stelle ähnliche Zuflussrichtungen. - Danke 
schön. 

(Beifall bei der LINKEN und dem Bündnis 90/Die 

Grünen) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Jetzt 
hat Herr Zimmermann das Wort. 
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Thor-Geir Zimmermann (Ratsgruppe GUT): 

Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Ja, die Pförtneram-
pel scheint eine richtige Touristenattraktion zu 

sein. Ich weiß gar nicht, wer noch nicht da war. 
Herr Sterck, Herr Joisten, offensichtlich die ge-
samte SPD-Fraktion sowie die Verwaltung waren 

da. 

(Heiterkeit - Niklas Kienitz [CDU]: Vielleicht ist 
deswegen so viel Stau!) 

Ich stelle es mir so vor, dass Sie demnächst dort 
auch Kaffee und vielleicht Heizdecken an die 
Leidgeprüften austeilen - Kaffee natürlich in Plas-

tikbechern, weil alles andere ja Ökogedöns ist. 
So lieben es die Autofahrer, wenn sie so, wie von 
Herrn Sterck und der FDP, dargestellt werden. 

Wir waren noch nicht bei der Pförtnerampel, ob-
wohl wir sie gern beschlossen hätten. Es kamen 
andere Dinge dazwischen. Wir waren aber tat-

sächlich - Frau Reker hatte das Urteil erwähnt - 
beim OVG in Münster gewesen. Wir haben uns 
gedacht, als Besucher schauen wir uns die Beru-

fungsverhandlung mal an. Frau Blome, wir ha-
ben uns dort auch kurz gesehen. Wir haben uns 
angehört, was der Richter eigentlich zu unserem 

Luftreinhalteplan sagt. Die Bezirksregierung etc. 
- alle waren da. 

Frau Reker hat natürlich vollkommen recht - das 
wissen Sie auch, Herr Sterck -: Wir sind vorläufig 

mit zwei blauen Augen davongekommen. Warum 
sind wir vor flächendeckenden Fahrverboten o-
der sofortigen Fahrverboten etc. davon gekom-

men? - Unter anderem wegen dieser 
Pförtnerampel, ob wir sie lieben oder nicht, und 
auch wegen der Busspuren und vieler anderer 

Maßnahmen des Luftreinhalteplans. 

Ich habe Verständnis dafür, Herr Sterck, dass 
Sie dieses heiße Eisen jetzt mitnehmen - das 

wurde gerade auch von Herrn Weisenstein er-
wähnt, dass das so eine Art Wahlkampfding ist - 
und mit der Wut der Autobürger und der Gelb-

westen noch ein bisschen Öffentlichkeit generie-
ren für dieses heiße Eisen. Ich habe auch keinen 
Spaß daran, wenn Autofahrerinnen und Autofah-

rer irgendwo im Stau stehen. Warum sollte ich 
das haben? Aber sagen Sie ihnen doch bitte lie-
ber - so, wie das Herr Michel auch gesagt hat -, 

dass wir diese Dinger dort haben, damit sie 
überhaupt weiterfahren können. Wenn sie an-
schließend sogar ein bisschen flüssiger fahren 

können, dann ist das doch eine gute Sache. Das 
wurde hier von meinen Vorrednern auch schon 
dargestellt. 

Oder nehmen Sie sich ein Beispiel an Herrn 

Bernd Petelkau. Er ist sicherlich offiziell oder in-
offiziell nicht der allergrößte Freund unserer Ex-
pressbusse und der Busspur, obwohl wir das 

gemeinsam beschlossen haben, aber was macht 
Herr Petelkau inzwischen? - Er bewirbt auf Fa-
cebook diese Busse, neuerdings umfirmiert in 

„Direktbusse“, zwischen Widdersdorf und Haupt-
bahnhof und erklärt den Leuten, dass sie zukünf-
tig mit dem Bus in einer halben Stunde direkt von 

Widdersdorf zum Hauptbahnhof kommen. Res-
pekt dafür. Das ist ein korrekter, ordentlicher 
Umgang mit diesem Thema und wie man die 

Leute informiert, anstatt Panik zu verbreiten, 
dass sie jetzt ihr Leben an einer Ampel verbrin-
gen müssten. 

(Beifall bei der CDU und dem Bündnis 90/Die 
Grünen - Jörg Frank [Bündnis 90/Die Grünen]: 

Dann loben wir das doch!) 

Übrigens muss ich an dieser Stelle auch loswer-
den für all diejenigen, die die Pförtnerampel im-
mer noch hassen: Das war ein Beschluss von 

den Grünen, der CDU und den LINKEN. Viel-
leicht ist das auch ein Modell für Thüringen. - 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der Ratsgruppe GUT) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Jetzt 
hat Frau Gerlach das Wort. 

Lisa Hanna Gerlach (Einzelmandatsträgerin): 

Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte FDP! 
Mir fehlt ein Punkt in der Diskussion, und zwar, 

dass wir eine Richtlinie des Europäischen Par-
laments und des Rates über Luftqualität und 
saubere Luft für Europa vom 21. Mai 2008 ha-

ben. Mehr als zehn Jahre war also bekannt, dass 
mit diesem Gesetz Messstellen eingerichtet wer-
den, dass die Ergebnisse daraus ernst zu neh-

men sind und umgesetzt werden müssen. 

Sind wir in einer Zeitschleife? - Seit 2008 hätte 
man wissen können, wenn man gemessen hätte, 

dass die Aachener Straße zu den Zeiten, an de-
nen die Grenzwerte überschritten sind, gesperrt 
werden wird. 

Ich bin ganz begeistert, dass wir eine Express-
busspur bekommen und eine Pförtnerampel ha-
ben. Das ist super. Das sind nur 500 Autos pro 

Stunde weniger. Eigentlich hätte die Straße 
komplett gesperrt werden müssen in dieser Zeit. 
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(Zuruf) 

- Das sagt die EU-Kommission. 

Frau Verkehrsdezernentin Blome sagt: Der Ver-
kehr läuft jetzt besser als vorher oder jedenfalls 

pendelt sich das ein. - Das ist doch eine ganz 
gute Geschichte. Die Wahrnehmung, es würde 
sich hier um einen Schildbürgerstreich handeln, 

kann ich überhaupt nicht nachvollziehen. 

Was ich aber wissen möchte, ist Folgendes: Wir 
haben das seit zehn Jahren gewusst - warum 

haben wir bis heute kein schlüssiges Gesamt-
konzept für die Pendler und die Umlandgemein-
den? Was für ein Glück, dass die Gemeinden 

selbst ihre Buslinien eingerichtet haben. Dass sie 
uns dabei helfen, ist toll. Warum ist Köln jetzt 
wieder auf einem Sonderweg? Warum haben 

andere Städte dieses Problem offenbar voraus-
gesehen und haben nicht mit irgendwelchen 
Pförtnerampeln zu tun? Warum hat niemand den 

Bürgerinitiativen und der Presse vorher erklärt, 
dass die Alternative eine Straßensperrung ist? 
Wann kommen wir von der Pförtnerampel bitte 

weg? 

Der Park+Ride-Parkplatz Weiden West ist viel zu 
klein. Die Erweiterung wird erst Ende 2022 - hof-

fentlich - fertig. Selbst dann ist noch zu wenig 
Platz; denn es kommen nur 570 weitere Stell-
plätze für Autos und 130 für Fahrräder hinzu, 
obwohl wir eigentlich doppelt so viele bräuchten. 

Das heißt, möglicherweise begleitet uns die 
Pförtnerampel oder ein Autofahrerverkehr durch 
Wohngebiete noch im Jahr 2023 oder darüber 

hinaus. Wie können wir das Problem lösen? Wie 
können wir es schaffen, dass die Pendler zur 
Expressbushaltestelle in Weiden und zu ihrem 

Arbeitsplatz kommen, und wie wird das auf Dau-
er zumutbar? Oder wäre es eine Alternative, 
wenn die Stadt Köln ihre Straßenbahnlinie ein 

oder zwei Stationen nach draußen verlegen wür-
de - dorthin, wo Platz genug ist für eine 
Park+Ride-Station, die genug Kapazitäten hat? 

Das betrifft nicht nur die Linie 1 oder die Linie 7 
oder was auch immer, sondern das könnte rund 
um Köln durchaus von Interesse sein. 

(Beifall von Michael Frenzel [SPD]) 

Das würde auch die Kooperation mit angrenzen-
den Gemeinden für das Planungsverfahren si-

cherlich verbessern. Ich denke, dass die Ver-
stimmung der Kommunen im Umland dann auch 
durchaus nachlassen würde. 

In Zeiten des Klimanotstands brauchen wir weni-
ger Stickoxid-Feinstaub und weniger CO2-

Emissionen. Diese Pförtnerampel trägt dazu bei. 

Ich möchte die Damen und Herren von der Auto-
fahrerlobby nun darum bitten - nachdem dieser 
Antrag offensichtlich abgelehnt werden wird -, 

jetzt nicht mehr darüber zu jammern; denn das 
Jammern kommt zehn Jahre zu spät. 

Ich hoffe, wir werden die Kapazitätserweiterun-

gen schaffen. - Ich danke euch für die Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei der 

LINKEN und bei der Ratsgruppe GUT) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Weitere 
Wortmeldungen zu diesem Tagesordnungspunkt 

sehe ich nicht. Dann würde ich gern darüber ab-
stimmen lassen. 

Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 

das Handzeichen. - Das sind die SPD-Fraktion, 
die FDP-Fraktion, Herr Wortmann und die AfD-
Fraktion. Gibt es Enthaltungen? - Dann ist der 

Antrag abgelehnt. 

Ich rufe jetzt auf: 

3.1.9 Dringlichkeitsantrag der Fraktionen 

SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, der Gruppe GUT und RM 
Wortmann (Freie Wähler Köln) betref-

fend „Wissenschaftliche Aufarbeitung 
der Vergabe zum Bau der Messehallen 
Nord sowie der Firmenansiedlungen in 
den ‚alten Messehallen‘“ 

 AN/1533/2019 

Ich bitte zunächst Frau Dr. Diemert kurz Stellung 
zu nehmen. 

Stadtkämmerin Prof. Dr. Dörte Diemert: Frau 
Oberbürgermeisterin! Liebe Ratsmitglieder! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Bei dem einen oder 

anderen ist angesichts der Berichterstattung der 
letzten Tage möglicherweise der Eindruck ent-
standen, die Verwaltung wolle das sogenannte 

Messegutachten der Öffentlichkeit vorenthalten. 
Vielleicht hatte nicht jeder von Ihnen schon die 
Gelegenheit, unsere Mitteilungsvorlage von An-

fang dieser Woche zu lesen. Daher an dieser 
Stelle noch einmal einige Hinweise zum Verfah-
ren: 

Selbstverständlich will die Verwaltung das Gut-
achten, wie auch in der Politik beschlossen, ver-
öffentlichen. Genauso selbstverständlich werden 

wir dabei die zu beachtenden Gesetze und Vor-
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schriften beachten. Es geht hier also nicht um 

„wollen“, sondern um „dürfen“. Es geht um trans-
parentes und um rechtskonformes Handeln. Al-
les, was wir dürfen, werden wir auch machen. 

Deswegen hat die Verwaltung in einem ersten 
Schritt die Ausschüsse zunächst vollumfänglich 
und transparent darüber informiert, was uns der-

zeit vorliegt, und deswegen wird die Verwaltung 
natürlich gemeinsam mit dem Gutachter und 
dem Presserechtler auch alles dafür tun, damit in 

einem zweiten Schritt möglichst schnell und 
möglichst weitgehend eine Veröffentlichung unter 
Abwägung des Interesses der Öffentlichkeit und 

des gesetzlich geforderten Schutzes der Persön-
lichkeitsrechte sichergestellt wird. 

Ich hoffe, das trägt noch einmal zur Klärung und 

Ihrer Information bei. - Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und dem Bündnis 90/Die 
Grünen) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Jetzt 
hat zunächst Herr Dr. Krupp das Wort. 

Dr. Gerrit Krupp (SPD): Sehr geehrte Frau 

Oberbürgermeisterin! Meine Damen und Herren! 
Wir können es kurz halten: Der gemeinsame An-
trag liegt hier vor. Ich denke, es ist in der Situati-

on und bei der Berichterstattung, die wir haben 
und hatten, und dem Eindruck, der entstanden 
ist, nur recht und billig, dass auch noch einmal 
der Rat unterstreichen kann und unterstreichen 

will, dass eben der Transparenz Genüge getan 
werden soll.  

Es ist klar: Die Stellen, wo rechtliche Grenzen 

gesetzt sind, wo Persönlichkeitsrechte entge-
genstehen, können und dürfen nicht veröffent-
licht werden. Aber es ist ebenso klar: Es muss 

möglich sein, eine Form dieses Gutachtens zu 
finden und es so zu überarbeiten, dass die wich-
tigsten Erkenntnisse selbstverständlich öffentlich 

sind, dass aber Persönlichkeitsrechte gleichzeitig 
gewahrt werden. Wenn jetzt durch den Gutachter 
daran gearbeitet wird, dann ist das richtig so, 

und dann sind wir zuversichtlich, dass es auch 
so kommen wird. 

Nichtsdestotrotz finde ich es legitim, das hier als 

Rat auch noch einmal deutlich herauszustellen, 
weil das Thema nun einmal auch eine solche öf-
fentliche Bedeutung und Aufmerksamkeit hat. 

Wenn wir das hier und heute gemeinsam so be-
schließen können, dann ist der Sache Genüge 
getan. - Danke. 

(Beifall bei der SPD) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Jetzt 
hat Herr Kienitz das Wort. 

Niklas Kienitz (CDU): Frau Oberbürgermeiste-

rin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich fasse 
mich kurz: Natürlich schließe ich mich bei die-
sem gemeinschaftlich und breit getragenen An-

trag den Ausführungen meines Vorredners an. 
Ich glaube, die richtigen Stichworte sind gefallen. 
Es geht um Transparenz bei gleichzeitiger Wah-

rung von Persönlichkeitsrechten. Insofern auch 
noch einmal herzlichen Dank an Frau 
Prof. Dr. Diemert für ihre Ausführungen. 

Ich glaube, es ist wichtig, sich in diesem Span-
nungsfeld zu bewegen, aber auch dann für uns 
als Rat hier noch einmal deutlich zu machen, 

dass wir eben das Thema Transparenz in den 
Vordergrund gerückt wissen wollen. Insofern bin 
ich froh, dass es uns gelungen ist, eine solch 

breite Mehrheit zu formulieren und zu finden. In-
sofern noch einmal herzlichen Dank an Frau Di-
emert. - Danke. 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Herr 
Richter bitte. 

Manfred Richter (Bündnis 90/Die Grünen): Lie-

be Frau Oberbürgermeisterin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Auch im Sinne der Vorredner 
möchte ich noch einmal betonen, dass aus unse-
rer Sicht das Messegutachten ein sehr wichtiger 

Meilenstein in der Aufarbeitung der einzelnen 
Prozesse ist. Insofern wollen wir noch einmal 
Herrn Prof. Graeff und seinem Team Dank sa-

gen, die in den letzten ein oder zwei Jahren die 
vielen komplexen Prozesse akribisch aufbereitet 
haben. Auch wenn einzelne Ergebnisse daraus 

vielleicht auf geteilte Meinungen treffen - das soll 
es auch, weil es teilweise auch schon veröffent-
licht war, obwohl es nicht öffentlich ist -, diente es 

als gute Grundlage für die weitere Aufbereitung. 

Auch möchten wir den vielen Kooperationspart-
nern, Interviewpartnern, der Stadtverwaltung, der 

Koelnmesse Dank sagen, die sehr kooperativ an 
diesem Prozess mitgewirkt haben und auch In-
formationen geliefert haben, um das Ganze dar-

zustellen, weil es auch schon 16 Jahre zurück-
liegt. 
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Leider hat ein wichtiger Akteur, die Sparkasse 

KölnBonn, nicht in dem gewünschten Maße ko-
operiert, was für uns als irritierend und negativ 
zu erwähnen ist. Das wäre auch ein wichtiger 

Beitrag gewesen, um da noch einmal Klarheit 
herzustellen. 

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 

Sicher, unsere langjährigen Ratskolleginnen und 
-kollegen, die noch jung und fidel geblieben sind 
und die damals 2003 - vor 16 Jahren - mit dabei 

waren, sagen, dass bei aller Wertschätzung für 
das Gutachten inhaltlich neue Erkenntnisse in 
dem großen Sinne nicht vorhanden sind, aber 

die dargestellte zusammengefasste Aufarbeitung 
von chronologischen Abläufen, Akteuren, realen 
und wahrgenommenen Entscheidungsdrücken 

eine sehr gute Grundlage ist, weshalb es not-
wendig ist, dass dies auch in die Öffentlichkeit 
transportiert wird. Noch einmal vielen Dank an 

Frau Prof. Dr. Diemert, die das Vorgehen hier 
dargestellt hat, dass es angemessen und rechts-
sicher der Öffentlichkeit vorgestellt wird. 

Zudem wünschen wir im zweiten Teil des Antra-
ges - der Antrag ist zweigeteilt in Information 
zum einen und die Ableitung von Zukunftsmaß-

nahmen daraus zum anderen -, dass ein Sym-
posium im ersten Halbjahr 2020 für alle kommu-
nalen Mandatsträger und für die Öffentlichkeit er-
folgt, um auf Basis einer rechtssicheren Veröf-

fentlichung zu sehen, was damals 2003 eigent-
lich los war. Schließlich gibt es einen klaren fi-
nanziellen Schaden und einen Vertrauensverlust 

für die Stadt Köln. Das ist eine wichtige Grundla-
ge, um daraus zu lernen, wie zukünftige Compli-
ance-Dinge anders geregelt werden. - Vielen 

Dank. 

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und bei 
Teilchen der CDU) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Herr 
Detjen hat das Wort. 

Jörg Detjen (DIE LINKE): Frau Oberbürgermeis-

terin! Meine lieben Damen und Herren! Nun liegt 
das Messegutachten vor und kaum jemand darf 
es lesen. Zumindest für die Ratsmitglieder hat 

sich die Situation jetzt etwas vereinfacht: Alle 
Ratsmitglieder sollen einen Ausdruck bekom-
men. 

Für die Öffentlichkeit ist das Gutachten bislang 
noch nicht zugänglich. Das finden wir ein Un-
ding. Der Rat hatte den Auftrag erteilt, um eben 

Transparenz zu schaffen. Wenn man keinen 

Weg findet, das zu veröffentlichen, schafft man 
natürlich keine Transparenz. Trotzdem sind wir 
froh, dass wir jetzt einen Weg finden, wie man 

eine gewisse Transparenz herstellen kann. 

Zum Gutachten selbst: Wer sich in den letzten 
15 Jahren mit dem Messeskandal beschäftigt 

hat, muss enttäuscht sein. Neue Enthüllungen 
bietet das Gutachten nicht. Entschuldigungen 
von verschiedenen Akteuren, die hier noch im 

Raum sitzen, wurden auch nicht ausgesprochen. 
Das ist ein Beleg für die beeindruckende journa-
listische Arbeit, die von Werner Rügemer, Frank 

Überall, Andreas Damm, Peter Berger und 
Georg Wellmann geleistet wurde; von denen ich 
zumindest zwei hier im Raum gesehen habe. Am 

11. Dezember wird der WDR einen neuen Bei-
trag zum Messeskandal senden. Das kann ich 
nur empfehlen. 

Auch unsere Kritik, die wir am Messedeal hat-
ten - damals noch als kleine PDS-Gruppe -, hätte 
ohne die gleichzeitige Recherche der vielen 

Journalisten nicht die Resonanz gehabt, die sie 
gefunden hat. Trotzdem hätte unsere Kritik noch 
schärfer sein können: 2002 beim Messegeschäft 

und 2006, als die Kostenerhöhung erneut disku-
tiert wurde - Stichwort „Wertgutachten der ge-
bauten Messe“.  

Wir alle können uns an die EU-Kommission erin-

nern und sollten ihr dankbar sein, dass sie diese 
Entscheidung getroffen hat. Das war nämlich die 
entscheidende Wende. Nicht unsere eigene Kri-

tik oder unser Fehlverhalten hat diese Wende 
herbeigeführt, sondern die Entscheidung der EU-
Kommission. Trotzdem gab es 2015 wieder die 

Zustimmung zu dem Messedeal am Ende dieses 
Prozesses. 

Meine Damen und Herren, wie gesagt, dieses 

Gutachten ist wichtig, weil es noch einmal einen 
anderen Horizont darstellt, systematisch ist und 
auch einen wissenschaftlichen Blick hat. 

Das, was ich nicht teilen kann, ist das wissen-
schaftliche Ergebnis von Herrn Graeff, auch 
wenn ich die Untersuchungen schätze und diese 

in Ordnung sind, nämlich die Feststellung: Alle 
hatten etwas davon. - Welche Schlussfolgerung 
man daraus zieht, ist die nächste Frage. Ich 

würde sagen: Wir hatten einen Schaden von 
mindestens 300 Millionen Euro. Zudem hatten 
wir einen Schaden in der Stadtgesellschaft und 

einen erheblichen Vertrauensverlust innerhalb 
der Stadtgesellschaft. 
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Der Autor des Gutachtens, Professor Graeff, hat 

in einer Sitzung des Finanzausschusses und des 
Rechnungsprüfungsausschusses die Forderung 
nach einer systematischen Kritik und systemi-

schen Gegenmaßnahmen für wichtig erachtet. 

Verehrte Ratsfrauen und -männer, wenn wir 
gleich über die Städtischen Kliniken diskutieren, 

sehe ich systemische Parallelen. 

Erstens: Ist nicht wieder ein Zeitdruck da? Zwei-
tens: Eine Vorlage, die die Verwaltung nicht ge-

schrieben hat und bei der man sich die Frage 
stellt, ob die Verwaltung diese Vorlage eigentlich 
durchschaut? 

(Zurufe vom Bündnis 90/Die Grünen) 

- Ja, schreien Sie doch! Schreien Sie doch! Aber 
so war es ja immer mit den Grünen. Sie haben 

geschrien und schlussendlich zugestimmt. 

(Jörg Frank [Bündnis 90/Die Grünen]: Das ist 
aber eine freche Unterstellung!) 

Für mich ist die folgende Frage wichtig: Welche 
Konsequenzen ziehen wir daraus?  

Ich möchte Ihnen einige - ich bin gleich fertig, 

Frau Oberbürgermeisterin - Anregungen geben; 
das ist nicht so lang. 

Erstens: Städtische Grundstücke dürfen nicht 

ohne Ausschreibungen an einen Investor ver-
kauft werden und dann wieder zurückgemietet 
werden. Das ist eine Praxis, die bis heute hier in 
diesem Hause nicht ganz unüblich ist. Ich erinne-

re an den Bericht des Rechnungsprüfungsaus-
schusses. 

Zweitens: Bauaufträge werden erst dann be-

schlossen, wenn die Planung abgeschlossen ist. 

Drittens: Der Rat muss lernen, mit dem Argu-
ment des Zeitdrucks souverän umzugehen und 

diesen Zeitdruck abzuwehren. Dazu kann jeder 
von uns zahlreiche Beispiele nennen. 

Viertens und letztens: Der Rat muss lernen, die 

Risiken von Großprojekten zu hinterfragen, be-
vor er Beschlüsse fasst. Hier machen wir gerade 
erste Schritte - Stichwort „Risikomanagement im 

Bauen“.  

Das sind Konsequenzen, meine Damen und Her-
ren, die ich für nötig erhalte. 

Lassen Sie mich eine persönliche Bemerkung 
zum Schluss machen: Dass diejenigen, die da-
mals mitgemacht haben, jetzt übereifrig nach 

Transparenz rufen, macht mich misstrauisch und 

auch ein wenig zornig. - Danke schön. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Herr 

Zimmermann. - Entschuldigung! Erst Herr Breite 
und dann Herr Zimmermann. 

(Zuruf: Thor, noch bist du eine kleine Liste! Du 

bist ja noch nicht der Oberbürgermeister!) 

Ulrich Breite (FDP): Aber träumen darf man. 
Träumen darf man, meine Damen und Herren. 

Frau Oberbürgermeisterin! Meine Damen und 
Herren! Es ist immer ein Phänomen und immer 
wieder interessant, nach Herrn Detjen zu reden, 

insbesondere, wenn wir jetzt über die Aufarbei-
tung des Messeskandals sprechen und er das 
mit dem Tagesordnungspunkt zu den Städti-

schen Kliniken, den wir nachher haben, ver-
quickt. Das ist schon wirklich skurril, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall bei der FDP und dem Bündnis 90/Die 
Grünen) 

Ich glaube, das wird auch dem Ernst des The-

mas hier nicht gerecht, wenn man das in dieser 
Form macht; denn dann wird, obwohl wir uns 
doch alle für den Antrag ausgesprochen haben, 

dieses Thema ein bisschen für andere Sachen 
missbraucht. Da geht es insbesondere auch um 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

Das, was er und auch andere Redner angespro-

chen haben, ist sicherlich richtig. Das stand auch 
in der Zeitung. Das Resümee, dass dies sozusa-
gen eine Win-Win-Situation für alle war, ist si-

cherlich richtig. Wir sind froh, dass RTL bei uns 
in Köln geblieben ist - nicht nur als Gewerbezah-
ler, sondern auch als Medienstandort. 

Wir sind sehr, sehr froh, dass wir die Hallen ha-
ben, und auch darüber, dass sie so schnell ge-
baut worden sind. Trotzdem muss man sagen: 

Wie das zustande gekommen ist, kann man kriti-
sieren. Und das tun wir auch. 

Der dritte Punkt ist folgender: Ich glaube, im 

Nachhinein ist die Sparkasse damit nicht zufrie-
den; denn ihre gesamte Schieflage hat auch et-
was mit diesen Geschäften zu tun, meine Damen 

und Herren. Ich möchte daran erinnern, was wir 
in der Zweckverbandsversammlung machen 
mussten, um diese Sparkasse KölnBonn aus der 
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finanziellen Schieflage zu retten. Sie ist da wie-

der herausgekommen - Gott sei Dank, Frau 
Oberbürgermeisterin; das sehen Sie sicherlich 
genauso -, aber wir müssen immer noch sagen, 

warum das in der Form geschehen ist. 

Darum ist es wichtig, das alles genau zu durch-
leuchten, und ich bin froh, dazu ein Symposium 

zu machen. Es geht dabei gar nicht um Schuld-
zuweisungen oder derartiges, sondern es geht 
darum, daraus zu lernen, wie man bei solchen 

Geschäften - das ist richtig - mit Druck umgeht 
und es trotzdem besser und richtiger machen 
kann. Denn das ist manchmal so im Leben, im 

Geschäftsleben sowie bei uns in der Politik, dass 
wir manchmal schnell handeln müssen. Ich hoffe, 
dass wir die richtigen Rückschlüsse daraus zie-

hen. - Danke schön. 

(Beifall bei der FDP und dem Bündnis 90/Die 
Grünen) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Jetzt 
hat Herr Zimmermann das Wort. 

Thor-Geir Zimmermann (Ratsgruppe GUT): 

Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Als das Gutachten 
zum Messeskandal angekündigt wurde, habe ich 

mich im ersten Moment extrem gefreut - einfach, 
weil es endlich da ist. Im zweiten Moment war 
ich doch sehr, sehr enttäuscht, weil es in der ers-
ten Mitteilung hieß, dass dieses Gutachten vor-

läufig weder ausgehändigt noch veröffentlicht 
wird. Dies ist inzwischen anders. Es gibt neue 
Mitteilungen und heute auch den Beschluss, 

dass wir das öffentlich machen und ein öffentli-
ches Symposium dazu veranstalten wollen. Das 
freut mich besonders; denn dieses Gutachten ist 

wirklich eine besondere Leistung. Das sollte man 
gerade auch als Stadt Köln vielleicht etwas of-
fensiver ausstellen. So, wie Herr Graeff und an-

dere, die sich um diesen Auftrag früher mal be-
worben haben, immer wieder herausstellten: 
Diese Art der Aufarbeitung, dass das eine Kom-

mune selbst leistet, ist wirklich außergewöhnlich. 
Das ist etwas, was wirklich besonders ist. Das 
sollten wir eigentlich auch - „feiern“ ist das fal-

sche Wort, weil es um ein nicht besonders schö-
nes Anliegen geht - betonen und den Bürgern 
sagen sowie sie dazu einladen, das aufzuarbei-

ten. 

Ich bin in der Frage der Persönlichkeitsrechte 
kein Jurist, aber ich bitte darum, das noch einmal 

näher zu prüfen; denn Frau Diemert hatte sehr 

plausibel dargestellt, dass die Persönlichkeits-

rechte wieder erstarken - wenn ich das so sagen 
kann - nach einem gewissen zeitlichen Abstand. 
Die Frage ist natürlich, ab welchem Zeitpunkt wir 

eigentlich rechnen. Wenn wir „ab 2003“ sagen, 
ist das natürlich ein sehr langer Zeitraum. Wenn 
wir aber daran denken, dass wir die Vergleichs-

kröte erst vor zwei oder drei Jahren geschluckt 
haben, dann ist dieser Zeitraum gar nicht mehr 
so lang. Wenn wir an die letzten Urteile im Esch-

Oppenheim-Prozess etc. denken, dann ist das 
auch noch nicht so lang her. Da könnte man 
meines Erachtens deutlich mehr Namen sowie 

die dazugehörigen Funktionen nennen, als dies 
bislang wohl geplant ist. 

Zur Qualität des Gutachtens: Ich konnte es zu-

mindest bereits querlesen. Jörg Detjen hat natür-
lich recht, es steht darin nichts Neues. Er hat na-
türlich auch damit recht, dass die Presse damals 

ihre Funktion - nach Anlaufschwierigkeiten von 
manchen - gut wahrgenommen und wesentlich 
dazu beigetragen hat, das Thema mit aufzuarbei-

ten. 

Aber als jemand, der damals nicht im Rat saß 
und das damals auch nur in der Presse verfolgt 

hat, muss ich heute sagen: Das hat für mich 
dennoch einen gewissen Mehrwert, weil dieses 
Gutachten tatsächlich die Vorgänge anschaulich 
darstellt und man nachvollziehen kann, was da-

mals hier im Rat, in der Verwaltung und auch mit 
den Investoren so los war.  

Jörg, du hattest gerade erwähnt, dass wir froh 

sein können, dass es zu diesem EU-Urteil ge-
kommen ist. Es gibt zum Beispiel ein Kapitel zu 
dem Weg, wer das angestoßen hat und wie er 

versucht hat, zunächst auf lokaler Ebene etwas 
zu der fehlende Ausschreibung nachzufragen 
und zu besprechen, und wie er an die Verwal-

tung der Stadt Köln und an die Bezirksregierung 
herangetreten ist und erst auf EU-Ebene über-
haupt offene Ohren gefunden hat. Das wird in 

diesem Gutachten unter anderem sehr deutlich 
dargestellt. Ich finde es schon spannend, dass 
die Stadt und auch viele andere Funktionsträger 

da offensichtlich taub waren und dass es erst 
dieses EU-Urteils brauchte. 

Also: Der Beschluss heute ist gut. Wir sind froh, 

dass wir aus der Mitteilung der Verwaltung, das 
Gutachten öffentlich zu machen, jetzt tatsächlich 
auch einen handfesten Beschluss machen. Ich 

bitte die Verwaltung darum, diese Veranstaltung 
und das veröffentlichte Gutachten auch wirklich 
seiner Bedeutung entsprechend zu würdigen. - 

Danke schön. 
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(Beifall bei Teilen des Bündnisses 90/Die Grü-

nen) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Herr 
Wortmann. 

Walter Wortmann (Freie Wähler Köln): Vielen 
Dank, Frau Oberbürgermeisterin. - Ich habe nur 
einen ganz kurzen Redebeitrag. Ich habe mei-

nen Antrag zurückgezogen, der etwas Verwal-
tungsarbeit beinhaltet hat, weil ich darin schon 
gewisse Details gefordert habe. Ich habe mich 

mit auf diesen Antrag setzen lassen, weil ich da-
rin eigentlich meinen Antrag sehe.  

Ich finde es spannend, wie unterschiedlich doch 

die Kollegen diese politische Korrektheit hier in-
terpretieren, was das betrifft, und hoffe natürlich 
darauf - das ist eigentlich die Begründung der 

Dringlichkeit -, dass die Veröffentlichung noch 
einmal diskutiert wird. Thor Zimmermann hat es 
schon einmal gesagt: Es sind Namen gefallen, 

die in aller Munde sind. Deshalb müssten sie gar 
nicht mehr hinein; die stehen und kann man je-
derzeit herausfinden. Bedauerlicherweise be-

kommt Herr Pachl das alles nicht mehr mit. - 
Danke. 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Weitere 

Wortmeldungen? - Frau Gerlach. 

Lisa Hanna Gerlach (Einzelmandatsträgerin): 
Ich wollte nur kurz meine Unterstützung für die-
sen Antrag aller demokratischen Fraktionen im 

Rat bestätigen. Ich wäre auch sehr gern selbst 
beim Antrag mit dabei gewesen, mich hat aber 
leider keiner gefragt. - Danke. 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Weitere 
Wortmeldungen sehe ich jetzt nicht. Darum lasse 
ich jetzt über diesen gemeinsamen Antrag ab-

stimmen. Gibt es Gegenstimmen? - Das ist nicht 
der Fall. Enthaltungen? - Auch nicht. Dann ist es 
so beschlossen. Vielen Dank. 

Ich rufe jetzt auf: 

3.1.10 Antrag der AfD-Fraktion betreffend 
"Kliniken der Stadt Köln rasch sanie-

ren - neue Nutzung für den Standort 
Holweide" (ursprünglich TOP 21.1 
n.ö.T.) 

  AN/1307/2019 

3.2  Vorschläge und Anregungen der Be-

zirksvertretungen gemäß § 37 Absatz 5 
der Gemeindeordnung des Landes 
Nordrhein-Westfalen 

3.2.2  Kliniken der Stadt Köln gGmbH: Antrag 
der Bezirksvertretung Kalk vom 
10.10.2019 (ursprünglich TOP 21.2 

n.ö.T.) 
  3680/2019 

10.22  Kliniken der Stadt Köln gGmbH: weite-

res Vorgehen im Projekt Klinikverbund 
(ursprünglich TOP 24.1 n.ö.T.) 

  3050/2019 

  Änderungsantrag der Fraktionen SPD 
und DIE LINKE 

  AN/1518/2019 

  Änderungsantrag der Fraktionen CDU, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

  AN/1534/2019 

Ich begrüße dazu sehr herzlich den Geschäfts-
führer der Kliniken der Stadt Köln, Herrn 
Baumann, den Klinischen Direktor der Kliniken, 

Herrn Prof. Dr. Kierdorf, und den Ärztlichen Di-
rektor des Krankenhauses Merheim, Herrn Prof. 
Dr. Goßmann, zur heutigen Sitzung. Ich finde es 

gut, dass Sie an unseren Beratungen teilneh-
men. 

(Beifall) 

Ich rufe jetzt die Anträge so auf, wie sie gestellt 

worden sind. Als Erster hat Herr Boyens das 
Wort. 

Stephan Boyens (AfD): Frau Oberbürgermeiste-

rin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Lage der Kliniken der Stadt Köln ist ernst - offen-
sichtlich so ernst, dass man unseren Dringlich-

keitsantrag dazu in der letzten Ratssitzung hier 
nicht vor der Öffentlichkeit diskutieren wollte. 

Von 100 Millionen Euro Restrukturierungs- und 

Sanierungsaufwand ist die Rede. Und ob dies 
auch nur annähernd ausreichen wird, das, meine 
Damen und Herren, sei einmal dahingestellt.  

Dabei ist die Situation eigentlich ganz einfach. 
Die Situation der Kliniken der Stadt Köln und der 
Stadt ist durch folgende Faktoren geprägt: 

Wir haben erstens eine deutliche Überversor-
gung mit Krankenhausbetten im Raum Lever-
kusen, Köln, Bonn. 
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Zweitens ist die Auslastung insbesondere des 

Standorts Holweide zum Teil auf 50 Prozent ge-
sunken. Ein Weiterbetrieb ist wirtschaftlich so 
nicht möglich. Gleichzeitig ist die Bausubstanz 

von Holweide deutlich überaltert, weist einen er-
heblichen Sanierungsstau auf - das Gebäude ist 
aus dem Jahr 1972 - und der Standort Merheim 

ist mit erheblicher Ausbaureserve nur 
3 Kilometer entfernt. 

Drittens - das ist ein Allgemeinplatz -: Wir haben 

einen erheblichen Mangel an Wohnraum in die-
ser Stadt. Holweide bietet mit rund 
200 000 Quadratmetern auf einem parkähnlichen 

Gelände - voll erschlossen, mit Anbindung an 
den öffentlichen Nahverkehr, inmitten eines 
Wohngebietes gelegen - potenziell Raum für 800 

bis 1 000 Menschen. 

Es ist doch damit offensichtlich vollkommen klar, 
was hier getan werden müsste. Von unserer 

Oberbürgermeisterin dürfen, ja, müssen wir Füh-
rung erwarten, und zwar Führung gerade auch 
dann, wenn es schwierig wird, wenn es unange-

nehm wird. Ein Genosse hat dazu, glaube ich, 
mal gesagt: Führen heißt dort hingehen, wo es 
zischt und brodelt. Aber bei Ihnen, Frau Reker, 

habe ich den Eindruck, Sie schweben wie ein 
„Merkel-Nebel“ über allen Wassern.  

Sie waren jüngst auf der Betriebsversammlung in 
Holweide, aber anstatt den Mitarbeitern klaren 

Wein einzuschenken und zu sagen: „Liebe Leu-
te, dieser Standort ist nicht zu halten“, haben Sie 
von einem zukünftigen Klinikverbund mit der Uni-

Klinik, einer „Charité des Westens“ schwadro-
niert. 

Frau Oberbürgermeisterin, hat Ihnen noch nie-

mand gesagt, dass Größe allein kein Wert an 
sich ist? Wie können Sie so naiv sein und glau-
ben, das Land Nordrhein-Westfalen ließe sich 

einen maroden Klinikverbund der Stadt Köln ein-
fach so ans Bein binden, ohne dass wir selbst 
einen Sanierungsbeitrag leisten? 

Haben Sie sich einmal die Frage gestellt, warum 
der zuständige Aufsichtsrat in seiner Funktion so 
kläglich versagt hat? Wie konnte es passieren, 

dass die ehemals stolzen Kliniken der Stadt 
Köln, eines der größten und profitabelsten kom-
munalen Krankenhäuser, unter den Augen des 

Aufsichtsrats zum Sanierungsfall wurden? Ver-
dient dieser Aufsichtsrat überhaupt seinen Na-
men? Welche Verantwortung trägt sein Vorsit-

zender? - Auf dieses Gremium, meine Damen 
und Herren, trifft offensichtlich das Bonmot von 
Hermann Josef Abs zu:  

Was ist der Unterschied zwischen einer 

Hundehütte und einem Aufsichtsrat? 
Die Hundehütte ist für den Hund, der 
Aufsichtsrat ist für die Katz.  

Das haben wir hier erlebt. 

Meine Damen und Herren, die Misere bei den 
Kliniken der Stadt Köln macht wieder einmal 

mehr das eklatante Führungsproblem in dieser 
Stadt deutlich. Sie, Frau Oberbürgermeisterin, 
zeigen hier vorweg Führungsschwäche. So führt 

man keine Millionenstadt. 

Sie macht aber noch ein weiteres Problem deut-
lich, nämlich die offensichtlich mangelnde Quali-

tät der Aufsichtsräte unserer Stadt; denn das, 
was sich hier bei den Kliniken der Stadt Köln ge-
zeigt hat, haben wir auch im Bereich KölnTou-

rismus und möglicherweise auch noch bei ande-
ren Aufsichtsräten dieser Stadt. 

Frau Stadtkämmerin, ich an Ihrer Stelle würde 

mein städtisches Beteiligungsmanagement deut-
lich aufrüsten; denn sich auf die städtischen Auf-
sichtsräte zu verlassen, heißt, genau das zu er-

leben, was wir hier erleben. 

Die Stoßrichtung unseres Antrags bietet deshalb 
folgende Vorteile: Wir sanieren die Kliniken der 

Stadt Köln, ohne im Geringsten das medizini-
sche Versorgungsniveau zu beeinflussen. Wir 
verstärken unsere Verhandlungsposition gegen-
über dem Land. Wir passen unsere Strukturen - 

längst überfällig - endlich an den regionalen Ge-
sundheitsmarkt in Köln an. Und wir schaffen 
dringend benötigten Wohnraum auf einem städti-

schen Gelände mit vollem Zugriff der Stadt. 

Meine Damen und Herren, die Kliniken der Stadt 
Köln sind akut insolvenzgefährdet. Um eine In-

solvenz abzuwenden, ist rasches Handeln erfor-
derlich. Die Verhandlungsposition von uns, der 
Stadt Köln, ist umso besser, je früher wir hier 

deutlich ein Zeichen setzen und einen eigenen 
Willen zum Sanierungsbeitrag erkennen lassen. 
Daher sind wir alle gefordert - wir alle sind gefor-

dert! -, hier rasch ein klares Zeichen im Sinne 
der Stadt zu setzen.  

Meine Damen und Herren, stimmen Sie deshalb 

für den Antrag der AfD. - Danke. 

(Beifall bei der AfD) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Als 

Nächster hat Herr Paetzold das Wort. 
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Michael Paetzold (SPD): Sehr geehrte Frau 

Oberbürgermeisterin! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Ich möchte nicht auf die Qualität des 
Wortbeitrags meines Vorredners eingehen, aber 

ich möchte meiner Meinung Ausdruck verleihen, 
dass sich der Antrag der AfD erledigt hat.  

Der Aufsichtsrat der Kliniken der Stadt Köln hat 

am 31.10. den Auftrag des Rats abgearbeitet. 
Die Geschäftsführung hat ein Medizin- und 
Standortkonzept vorgelegt, der Aufsichtsrat hat 

darüber beraten und der Gesellschafterver-
sammlung eine Empfehlung ausgesprochen. In-
sofern hat sich der Antrag, wie ich finde, erledigt, 

und wir müssen nicht mehr darüber abstimmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Meine 

Damen und Herren, das ist ein Antrag zur Ge-
schäftsordnung. Darüber würde ich sofort ab-
stimmen lassen. Zunächst aber eine Gegenrede. 

Stephan Boyens (AfD): Frau Oberbürgermeiste-
rin! Geehrter Herr Paetzold, ich glaube, Sie ma-
chen es sich jetzt ein bisschen leicht. Sie wissen 

ganz genau, dass Sie da eine erhebliche Ver-
antwortung tragen, und jetzt soll hier über einen 
Geschäftsordnungsantrag das Ganze mal so un-

ter den Teppich gekehrt werden. 

(Zurufe von der SPD: Überhaupt nicht! - Ihr An-
trag hat sich erledigt!) 

Wenn Sie Mumm haben, dann stellen Sie sich 

doch jetzt mal den Fragen, die ich aufgeworfen 
habe, und sagen Sie etwas zu dem Konzept, hier 
Wohnraum an einem Standort zu schaffen, der - 

noch einmal - nicht zu halten ist. Schauen Sie es 
sich bitte an. Ich war zweimal vor Ort; dort ste-
hen alte Gebäude aus den 70er-Jahren. Das 

sieht zum Teil aus wie - ich sage es einmal so - 
Bauten, die wir aus anderen Gegenden Deutsch-
lands kennen. 

Noch einmal: Dort können wir etwas gestalten, 
ohne die medizinische Versorgungsstruktur in 
Köln zu gefährden. Und noch einmal: In Merheim 

sind Ausbaureserven. Es geht mir doch nicht da-
rum, die Leuchtturmprojekte in Holweide abzuwi-
ckeln. Nein, ganz im Gegenteil. Ich möchte diese 

retten und nach Merheim bringen. Aber wir brau-
chen nicht diesen zweiten Standort 3 Kilometer 
davon entfernt. Das ist der Punkt. Dazu sollten 

Sie sich fachlich stellen, anstatt das hier unter 
den Teppich zu kehren. - Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Ich las-
se jetzt über den Geschäftsordnungsantrag von 
Herrn Paetzold abstimmen. Gibt es Gegenstim-

men? - Das sind die AfD-Fraktion und Rot-Weiß. 
Enthaltungen? - Keine. Dann ist der Antrag erle-
digt. 

Jetzt rufe ich trotzdem wieder Herrn Paetzold 
auf. 

(Michael Paetzold [SPD]: Zu unserem Ände-

rungsantrag?) 

- Genau, zur Vorlage. Als größte Fraktion zur 
Vorlage. 

Michael Paetzold (SPD): Sehr geehrte Frau 
Oberbürgermeisterin! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Meine Fraktion ist der festen Überzeu-

gung, dass die Kliniken der Stadt Köln an allen 
drei Standorten ein unabdingbarer Bestandteil 
der Daseinsvorsorge sind, den die Stadt Köln ih-

ren Bürgerinnen und Bürgern schuldet und den 
sie sich zur Not - diese Not haben wir gerade - 
auch etwas kosten lassen muss. 

Dieser Einsicht folgend hat sich der Rat in den 
vergangenen Monaten klar hinter seine Kliniken 
gestellt und den notwendigen und machbaren 

Sanierungsprozess mit namhaften Beiträgen un-
terstützt. 

Wir laden Sie mit unserem Änderungsantrag zur 
Vorlage der Verwaltung ein, dieses Bekenntnis 

des Rates zu seinen Kliniken heute zu wiederho-
len, und zwar in vollem Bewusstsein, dass die-
ses Bekenntnis Geld kosten wird - zum einen, 

weil die Sanierung weitere Unterstützung der 
Stadt erfordern wird, zum anderen, weil es auch 
eines Investitionsprogramms bedarf, um die Kli-

niken fit für die Zukunft zu machen. 

Wer jetzt hier auf die fixe Idee kommen könnte: 
„Dann nichts wie ab in den Klinikverbund, eine 

Sorge weniger“, der hat die Vorlage nicht richtig 
gelesen; denn da steht auf Seite 6 unter Punkt 4: 
„die Bewältigung der Lasten aus der Vergangen-

heit der Kliniken Köln ist Aufgabe der Stadt 
Köln“. Sinngemäß heißt es weiter: Die Stadt Köln 
leistet einen Sanierungsbeitrag, der sich an dem 

Sanierungsbeitrag der Stand-alone-Variante ori-
entiert. Sparen mit dem Klinikverbund läuft nicht. 
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Damit sind wir beim Titel der Ratsvorlage ange-

kommen: „weiteres Vorgehen im Projekt Klinik-
verbund“.  

Wir wollen es gleich sagen: Wir wollen keinen 

Zentimeter mehr vorangehen im Projekt Klinik-
verbund. Ich sage Ihnen auch, warum. Der Rat 
der Stadt Köln hat ziemlich viel Geld für eine Du-

e-Diligence-Prüfung freigegeben. Was hat er da-
für bekommen? - Keine saubere Due Diligence, 
kein Zahlenwerk, sondern ein ziemlich mageres 

Ergebnis, das im Wesentlichen auf der Grafik IV 
der Vorlage basiert, und ganz viel Prosa mit dem 
Tenor: könnte sein, wird vielleicht, müssen wir 

mal schauen, kann man vielleicht verhandeln.  

Deshalb wollen wir in Sachen Klinikverbund kei-
nesfalls vorangehen. Wir wollen sofort und heute 

kehrtmachen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das heißt, wir raten dem Rat der Stadt Köln 

dringend, die Idee des sogenannten Klinikver-
bundes noch heute zu beerdigen und die dies-
bezüglichen Verhandlungen mit der UKK umge-

hend zu beenden. Ich erkläre Ihnen auch gern, 
warum. 

Am 18.12.2017 hat die UKK der Stadt ein indika-

tives Angebot gemacht. Die UKK wollte 
50 plus X Prozent der Anteile der Kliniken der 
Stadt Köln erwerben, um die operative Steue-
rung der KSK zu übernehmen. Das war eine kla-

re Ansage, aber es war auch ein faires Angebot: 
Wer Anteile kauft, muss dafür zahlen, Verbind-
lichkeiten anteilig übernehmen und hat in Zukunft 

auch Sanierungsbeiträge zu leisten. Das wäre 
ein Sparmodell für die Stadt Köln gewesen. Das 
Ganze hatte nur einen Haken: Wenn die Stadt 

Köln etwas verkauft, dann muss sie das wirt-
schaftlichste Angebot annehmen, also hätte 
durchaus ein Privater die Uniklinik überbieten 

können. Dann wäre aus der KSK plötzlich eine 
private Klinik geworden. Das wollte Gott sei 
Dank hier in diesem Hause niemand. 

Immerhin das verhindert nun das vorgelegte Stif-
tungsmodell. Trotzdem ist es abzulehnen; denn 
dieses komplizierte Konstrukt ist letztlich nur ein 

Deckmäntelchen dafür, dass die UKK genau das 
bekommt, was sie von Anfang an wollte und was 
aus ihrer Sicht auch nur Sinn macht. Im Stif-

tungsmodell wird die UKK allein das Sagen ha-
ben. Sie wird die operative, unternehmerische 
Verantwortung übernehmen, und es wird zwin-

gend eine umsatzsteuerliche Organschaft geben. 
Was das heißt, ist eindeutig geregelt. Laut Ge-
setz liegt eine umsatzsteuerliche Organschaft 

vor, wenn eine juristische Person nach dem Ge-

samtbild der tatsächlichen Verhältnisse finanziell, 
wirtschaftlich und organisatorisch in das Unter-
nehmen des Organträgers eingegliedert ist und 

insoweit der Organträger seinen Willen gegen-
über den Organgesellschaften durchsetzen 
kann. 

Im Klartext heißt das: Wenn das Stiftungsmodell 
Realität wird, dann hat die Stadt in ihren Kliniken 
nichts, aber auch gar nichts mehr zu sagen. Da-

ran ändert leider auch der Änderungsantrag von 
CDU, Grüne und FDP nichts. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, überlegen Sie 
genau, was Sie tun. Mit der Zustimmung zu wei-
teren Verhandlungen geben Sie den Einfluss der 

Stadt Köln auf ihre Kliniken auf und damit jegli-
che Gestaltungsmöglichkeit, und Sie tun das oh-
ne jede Not. All das, was die UKK will - gemein-

same Forschung, europäisches Studienzentrum, 
vermehrte Zusammenarbeit, Heben von Syner-
gien -, lässt sich problemlos durch Kooperatio-

nen realisieren. Das hat meine Fraktion gebets-
mühlenartig wiederholt. Das funktioniert woan-
ders auch ganz gut - übrigens auch ziemlich gut 

mit anderen kommunalen Häusern und mit frei 
gemeinnützigen Trägern. Die Vorlage der Ver-
waltung behauptet aber so lapidar: Nein, Koope-
rationen funktionieren einfach nicht, das sagen 

auch alle Fachleute.  

Wie gesagt, wir sehen das anders, und seit we-
nigen Tagen haben wir auch ganz prominente 

Unterstützer. Der Wissenschaftsrat, immerhin 
das höchste Beratungsgremium im Bund und im 
Land in Fragen der Wissenschaft - ich komme 

gleich zum Ende -, empfiehlt in einer Stellung-
nahme vom Oktober, also ganz aktuell, der UKK, 
alternativ zu der Beteiligung der UKK an den 

Städtischen Kliniken eine strategische Zusam-
menarbeit zu erwägen, die zwar begrenzteren 
Gestaltungsspielraum böte - klar, sie hätten nicht 

mehr den Durchgriff -, aber auch weniger risiko-
behaftet wäre. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, der Rat 

der Stadt Köln wird gleich eine sehr weitreichen-
de Entscheidung fällen. Bitte halten Sie doch 
einmal kurz inne und überlegen Sie gut: Wollen 

Sie wirklich ohne jede Not und ohne jede Gegen-
leistung den Einfluss des Rates der Stadt Köln 
auf seine Kliniken aufgeben? Wenn Sie das nicht 

wollen - es spricht viel dafür, das nicht zu wollen 
-, dann lehnen Sie bitte die Beschlussvorlage ab 
und stimmen für unseren Änderungsantrag. - 

Vielen Dank. 
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(Lebhafter Beifall bei der SPD und der LINKEN) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Als 
Nächster hat Herr Petelkau das Wort. 

Bernd Petelkau (CDU): Frau Oberbürgermeiste-

rin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Situation an 
den Städtischen Kliniken ist so, dass wir sehr, 

sehr weise und gut entscheiden müssen, um hier 
die Zukunftssicherheit zu gewährleisten.  

Wir haben - das gilt nicht nur für die CDU-

Fraktion, sondern eigentlich auch für das gesam-
te schwarz-grüne Bündnis in dieser Stadt - im-
mer genau die Positionen definiert, die wir haben 

wollen. Zu diesen Positionen - die Oberbürger-
meisterin verfolgt hier deckungsgleiche Ziele - 
gehört vor allem, dass wir die Maximalversor-

gung im rechtsrheinischen Köln weiter so zu-
kunftsfähig erhalten wollen, wie sie bisher auch 
schon da ist. Das ist unser erstes wichtiges Ziel. 

Das zweite wichtige Ziel betrifft die Arbeitsplätze. 
Wir haben viele Arbeitsplätze in den Kliniken und 
viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die Tag für 

Tag hervorragende Arbeit leisten. Hier gilt es, 
diese Arbeitsplätze zu erhalten. Gleichzeitig - 
das ist uns auch wichtig, nachdem bereits seit 

weit mehr als einem Jahr über die Sache disku-
tiert wird - müssen wir hier die Zukunftsangst 
nehmen und den Beschäftigten Perspektiven 
aufzeigen. Deshalb brauchen wir zügige Lösun-

gen und keine langwierigen Runden, die Lösun-
gen weit in die Zukunft schieben. 

Das Dritte hängt damit eng zusammen, weil das 

natürlich auch die Frage der Akzeptanz durch die 
Patienten bzw. durch die einweisenden Ärzte be-
trifft, das ist die Frage der Zuverlässigkeit für die 

Zukunft: Welche Qualität können wir anbieten - 
sowohl von den Gebäuden als auch von der me-
dizinischen Ausstattung?  

Hier kommen wir zu einem entscheidenden 
Punkt, den Sie an der Stelle klar verkennen: Sie 
sehen immer wieder bzw. fordern jetzt Investiti-

onsprogramme. Wir haben auf der Landesseite 
in den letzten Jahrzehnten wenig Unterstützung 
gesehen. Wir benötigen jetzt eine Lösung, die 

uns gewährleistet, dass wir hier ein gutes Investi-
tionsprogramm haben. 

Für uns ist wichtig - deshalb unser Änderungsan-

trag, um die Verhandlungsposition der Verwal-
tung an dieser Stelle auch klar zu stärken -, zu-
künftig weiterhin Einfluss der Stadt Köln bei we-

sentlichen Dingen zu haben, dass wir sowohl in 

den personellen Fragen, aber vor allem auch bei 
den wichtigen Entscheidungen, die künftig zu 
treffen sind, ein Mitspracherecht bekommen, um 

eben diese Ziele, die ich am Anfang genannt ha-
be, auch zukünftig sicherzustellen. Hierzu ge-
hört, dass gewisse Voraussetzungen, die wir in 

dem Antrag einzeln aufgeführt haben, auch ganz 
konkret benannt werden. Dazu gehört unter an-
derem die Garantie für die bisherigen Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer, dass sie in ihren 
Rechten künftig nicht schlechter gestellt werden. 

Der Aufsichtsrat hat eine weise Entscheidung 

hinsichtlich des Gesundheitsstandorts Holweide 
getroffen, die es natürlich auch in die Zukunft 
mitzunehmen und dort umzusetzen gilt. Das ist 

ein weiterer wichtiger Punkt. 

Für die Frage der rechtlichen Struktur - hier ist 
ein Modell angedacht, das Aussicht hat, auch 

entsprechend rechtlich Bestand zu haben - gilt 
es natürlich, in den verschiedenen Gremien, die 
einzusetzen sind, den städtischen Einfluss auch 

zukünftig zu gewährleisten. Denn eines ist klar: 
Wir wollen auch zukünftig darüber mitentschei-
den, was in Köln passiert, dass eben die rechts-

rheinische Versorgung, die von den Kliniken bis-
her in hervorragender Form wahrgenommen 
wird, auch zukünftig entsprechend fortgesetzt 
wird. 

Das, was mich an dem Antrag von SPD und 
LINKEN sehr stark stört, ist dieser grundsätzliche 
Vorbehalt gegen die Unikliniken, der eigentlich 

durch nichts begründet ist. Denn die Unikliniken 
sind Maximalversorger, die bisher das linksrhei-
nische Köln - so, wie die Städtischen Kliniken im 

Rechtsrheinischen - wunderbar versorgen. Da-
ran gibt es keinen Deut. 

(Beifall bei der FDP) 

Das ist etwas, das darf man an dieser Stelle im-
mer wieder betonen. Das heißt, wir müssen hier 
in großen Dingen denken und nicht in kleinen.  

Ich möchte an dieser Stelle auch noch einmal 
betonen, dass es nicht nur darum geht, beste-
hende Strukturen zu erhalten, sondern wir müs-

sen an dem Gesundheitsstandort weiterdenken 
und Dinge weiterentwickeln. Hier ergeben sich 
zusätzliche Potenziale, und zwar nicht nur im Be-

reich der Onkologie, Köln zu dem Gesundheits-
standort in Deutschland weiterzuentwickeln. Das 
ist eine einmalige Chance, die wir haben, des-

halb sollten wir in die Kooperationsgespräche 
gehen. Ich glaube, dass am Ende dabei etwas 
Gutes herauskommt, was nicht nur für die Mitar-
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beiterinnen und Mitarbeiter sowie für die Patien-

tinnen und Patienten, sondern für die gesamte 
Stadt Köln einen Vorteil bringt. - Herzlichen 
Dank. 

(Beifall bei der CDU und dem Bündnis 90/Die 
Grünen) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Jetzt 

hat Herr Dr. Unna das Wort. 

Dr. Ralf Unna (Bündnis 90/Die Grünen): Sehr 
geehrte Frau Oberbürgermeisterin! Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! Ich versuche einmal, das in 
der Sache aufzudröseln. Wenn Sie unseren Zu-
satzantrag anschauen, dann erkennen Sie ins-

gesamt sieben Ziele, die wir nachgeschärft ha-
ben möchten. 

Zunächst einmal ist uns wichtig, dass wir einen 

klaren Übergang haben: Wenn die wirtschaftliche 
Verantwortung an die Universitätsklinik übergeht, 
müssen letztlich auch die finanziellen Risiken 

übergehen. 

Dazu ein erster Hinweis, lieber Kollege Paetzold: 
Natürlich hat der Wissenschaftsrat hier Risiken 

beschrieben - Risiken für die Universitätsklinik, 
nicht für die Stadt Köln. 

(Michael Paetzold [SPD]: Ja, klar! Das habe ich 

ja vorgelesen!) 

Das muss man nur einordnen. Man könnte auch 
den Spieß umdrehen und sagen: Wenn der Wis-
senschaftsrat auf Risiken für die Universitätskli-

nik hinweist, dann sind das im Gegenzug Chan-
cen für die Stadt Köln. 

Wir haben natürlich den weiteren Punkt aufge-

nommen, dass wir in Bezug auf die zukünftigen 
Investitionen das Haus mit der Uniklinik gleich-
stellen wollen. Sie wissen, dass die Universitäts-

klinik zu Köln in der Vergangenheit deutlich mehr 
Landesmittel bekommen hat als unsere Kliniken, 
die als Plankrankenhäuser behandelt wurden. 

Das möchten wir natürlich gleichgestellt sehen. 

Eine ähnliche Gleichstellung hätten wir gern in 
den Entscheidungsgremien. Auch da ist es, den-

ke ich, gut, wenn wir eine personelle Parität her-
stellen. 

Unter viertens sehen Sie den Wunsch - ich den-

ke, das ist gut begründet -, in den operativen und 
in den Aufsichtsratsgremien der Universitätsklinik 
zu Köln vertreten zu sein, weil wir es hier mit ei-

ner Zusammenführung von zwei sehr großen 

Häusern zu tun haben. Sie wissen, bei uns arbei-
ten etwa 4 500 Menschen. In der Universitätskli-
nik sind es etwas mehr als doppelt so viele, so-

weit ich informiert bin. Das heißt, es ist eine gro-
ße Aufgabe, diese zwei „Megatanker“ zusam-
menzuführen, die natürlich zunächst einmal un-

terschiedliche Ausrichtungen haben. Denn es ist 
so, dass die Ziele von Forschung und Lehre per 
Definition andere als die einer Versorgung der 

Bevölkerung sind. Wir glauben aber daran, dass 
es möglich ist, das zu vereinen. Es ist nur eine 
Aufgabe, die man benennen muss und die man 

dann auch entsprechend umsetzen muss. 

Wir denken, dass die Stadt Köln Sonderrechte 
haben sollte, die sich aus dieser Tatsache der 

Versorgung der Kölner Bevölkerung ergeben. 
Wir denken, dass die Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer entsprechend auch in Zukunft ge-

schützt werden sollen. 

Unter Punkt 7, lieber Kollege Paetzold und Auf-
sichtsratsvorsitzender, finden Sie den Hinweis 

auf den Beschluss des Aufsichtsrats, den Sie be-
reits zitiert haben. Wir denken schon, dass am 
Standort Holweide weiterhin gesundheitliche 

Versorgung der Bevölkerung stattfinden sollte, 
und zwar so, wie wir das miteinander im Auf-
sichtsrat auch völlig einvernehmlich haben wol-
len. Wir halten es für wichtig, das hier auch noch 

einmal festzumachen, um klarzumachen, dass 
eben nicht in Holweide die Häuslebauer anrü-
cken sollen, sondern dass die Bevölkerung dort 

weiterhin gut und zuverlässig versorgt werden 
soll. Das ist unsere Aufgabe. 

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und bei der 

SPD) 

Jetzt kann ich Ihnen nicht ersparen, dass ich mir 
noch einmal angeschaut habe, was Sie einge-

bracht haben. 

(Michael Paetzold [SPD]: Das will ich hoffen!) 

An der Stelle will ich das doch noch einmal kurz 

würdigen. 

Zunächst einmal unter Punkt 1: Der Rat bekennt 
sich zum Gesundheitsstandort Köln und seinen 

Kliniken. - Ja, das hat der Rat in letzter Zeit rela-
tiv häufig getan. Er hat sich nicht nur bekannt, er 
hat auch erhebliche Beträge hineingegeben. 

(Michael Paetzold [SPD]: Das habe ich auch ge-
sagt!) 

Insofern ist es schön, dass Sie das anerkennen, 

aber es hat sich, glaube ich, durch unser konkre-
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tes Handeln bereits manifestiert, dass der Rat 

der Stadt Köln hinter seinen Kliniken steht. 

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 

Das ist auch richtig so. Insofern bin ich bei dem 

Punkt bei Ihnen, aber das ist eigentlich eine 
Selbstverständlichkeit. 

Zur fairen Kooperation: Da müssen wir zur 

Kenntnis nehmen, und zwar sowohl als Auf-
sichtsräte als auch als Ratspolitiker, dass die 
Universitätsklinik zu Köln eine lose Kooperation 

so nicht möchte. So habe ich jedenfalls die ver-
antwortlichen Herren dort verstanden. Wir kön-
nen das zwar von einer Seite wollen, aber wenn 

die andere Seite das nicht will, haben wir einfach 
ein Verhandlungsproblem an der Stelle. Das 
müssen wir zur Kenntnis nehmen. 

Zu 3., den Klinikstandort Holweide erhalten: Ich 
habe mich etwas gewundert, dass es „Kli-
nikstandort“ heißt, also Krankenhaus. Nach dem, 

was der Aufsichtsrat benannt hat, ist es ein Ge-
sundheitsstandort und kein Plankrankenhaus 
mehr. Das ist ein feiner, aber erheblicher Unter-

schied. Insofern bin ich an der Stelle ausdrück-
lich nicht bei Ihnen, sondern nur beim Gesund-
heitsstandort - wie eben bereits benannt. 

Was die Investitionen anbelangt, ist es fraglich 
und mir unverständlich, wie das, was Sie aufge-
schrieben haben, eigentlich durchfinanziert wer-
den soll; denn das würde im Grunde - Sie spre-

chen teilweise sogar von drei Krankenhäusern - 
ein „Weiter so wie bisher!“ bedeuten. Wer das fi-
nanzieren soll und wo der Plan dahinter ist, um 

sinnvoll einen Turnaround zu schaffen, also noch 
nicht einmal 2+1 zu machen, sondern von drei 
Krankenhäusern zu sprechen, hat sich mir nicht 

erschlossen. Insofern werden wir als Bündnis 
90/Die Grünen Ihren Antrag ablehnen und dem 
von uns, denke ich, substanziell gut begründeten 

Antrag zustimmen. - Vielen Dank. 

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Jetzt 

hat Herr Detjen das Wort. 

Jörg Detjen (DIE LINKE): Sehr geehrte Anwe-
sende! Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin, 

die zentrale Frage Ihrer Vorlage werden Sie we-
der heute noch in einem halben Jahr beantwor-
ten, nämlich die Frage: Woher sollen die Fi-

nanzmittel für dieses Projekt kommen?  

Glauben Sie wirklich, dass sich das Land von 

den netten Bildern Ihres Stiftungsmodells beein-
drucken lässt? Wird nicht das Land fragen, wo 
Ihr Businessplan ist, wo Ihre Bilanz ist und wo Ihr 

Zukunftsplan ist? - Genau die Fragen werden sie 
stellen. Die Antworten dazu haben Sie nicht. 

Seit Jahrzehnten entzieht das Land Nordrhein-

Westfalen - - 

(Bernd Petelkau [CDU] führt ein Gespräch mit 
Stadtdirektor Dr. Stephan Keller) 

- Herr Petelkau, könnten Sie aufhören? Ich muss 
mich etwas konzentrieren. 

(Bernd Petelkau [CDU]: Ja!) 

Es ist, glaube ich, eine wichtige Debatte, bei der 
es doch gut ist, wenn man auch die Oppositions-
partei hört. 

(Beifall bei der LINKEN und der SPD) 

Seit Jahrzehnten entzieht das Land Nordrhein-
Westfalen, ob Schwarz-Grün oder Rot-Grün oder 

Schwarz-Gelb, den kommunalen Krankenhäu-
sern eine auskömmliche Finanzierung. Es ist er-
bärmlich, meine Damen und Herren, dass die 

Uniklinik neunzehnmal mehr für Bauinvestitionen 
- nur für Bauinvestitionen, nicht für Forschung; 
das ist eine andere Baustelle - bekommt als die 

Städtischen Kliniken. Laut Planungen des Wis-
senschaftsrates für die Förderung der Unikliniken 
in Nordrhein-Westfalen sollen die Gelder nach 
Bochum und nach Bielefeld fließen. Das ist die 

Realität. 

Gleichzeitig arbeitet das Land an einem neuen 
Krankenhausplan. Dabei sollen drastisch Betten 

abgebaut werden. Das heißt, für den Bettenab-
bau werden wir vielleicht einmal einen Geldbe-
trag erhalten. Wir brauchen aber langfristige Ein-

nahmen für den Betrieb der Städtischen Kliniken. 
Das ist doch das Problem. Wir dürfen nicht auf 
die Einmalkosten schauen, sondern auf die lang-

fristigen Kosten. Da muss sich etwas verändern. 
Diese Einnahmen können wir nur erzielen, wenn 
wir einen Zukunftsplan haben. Herr Baumann 

und der Aufsichtsrat der Kliniken arbeiten daran. 

Ist dieser Plan mit drei Standorten oder auch mit 
2+1 in Ihrem Stiftungsmodell garantiert? Kann 

man diesen Änderungsantrag so verstehen? 
Diese Frage und weitere 37 Fragen haben wir zu 
dem Stiftungsmodell gestellt. Die Antworten der 

Verwaltung - in dem Fall auch durch die Firma 
Luther - sind eine Mischung von Frechheit und 
Ratlosigkeit. Original: Auf die Frage können wir 

keine Antwort geben. 
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Für die Beratung dieses Stiftungsmodells werden 

Millionen Euro ausgegeben. Das wollen Sie 
nachher beschließen. Ich finde, das ist hinaus-
geschmissenes Geld. 

(Beifall bei der LINKEN und der SPD) 

Deshalb sagen DIE LINKE und die SPD in ihrem 
Antrag: Lasst uns gemeinsam um Landeszu-

schüsse kämpfen, und zwar mit der Betonung 
auf „kämpfen“. 

(Beifall bei Teilen der LINKEN und der SPD) 

Ohne Kampf werden wir diese Sachen nicht be-
kommen. Wir sind gern bereit, mit Ihnen gemein-
sam nach Düsseldorf zu gehen und gemeinsam 

mit Ihnen zu demonstrieren. Denn ohne diesen 
Druck, den wir aufbauen müssen, werden wir zu 
keiner Situation kommen, dass wir drei Bürger-

krankenhäuser halten können - in Holweide, 
Merheim und an der Amsterdamer Straße. 

(Beifall bei Teilen der LINKEN) 

Wir brauchen jetzt ein Investitionsprogramm des 
Kölner Stadtrates, damit der Umbau dieser drei 
Standorte entwickelt werden kann, damit neben 

dem Sanierungsprogramm ein Investitionspro-
gramm entwickelt und angestoßen werden kann. 
Der Aufsichtsrat hat zwar einen weisen Be-

schluss gefasst, aber der Aufsichtsrat hat nicht 
das Geld. Das ist doch das Problem! Wie wollen 
wir das bekommen? - Wir werden das nicht ein-
fach vom Land bekommen, sondern wir müssen 

ein eigenes Investitionsprogramm entwickeln. 
Das ist doch die ganze Zeit der Nebel, der hier 
verblasen wird. Wir werden nicht darum herum 

kommen, einen dreistelligen Millionenbetrag in 
die Hand zu nehmen, um dort einen Prozess der 
Investition zu entwickeln.  

(Beifall bei der LINKEN und bei Teilen der SPD) 

Wenn Betten abgebaut werden sollen, meine 
Damen und Herren, warum interessiert sich denn 

die Uniklinik überhaupt für diesen Prozess? - 
Herr Petelkau, es geht dabei gar nicht um die 
Diffamierung der Uniklinik. Darum geht es über-

haupt nicht. Vielmehr geht es um Realpolitik, zu 
erkennen, worum es geht. Meine Damen und 
Herren, es geht schlicht und ergreifend darum, 

dass die Universitätsklinik Patientendaten haben 
will, die sie für ihre weiteren Forschungsmittel 
und Akquirierung von Forschungsmitteln nutzen 

kann. Darum geht es, meine Damen und Herren. 

Deshalb müssen wir klug sein. Wir müssen 
kämpfen und unsere eigene Strategie entwickeln 

und dürfen nicht meinen, dass wir das Geld vom 

Land nachgeschmissen bekommen. Eigentlich 

müssten die großen Parteien, die alle im Landtag 
vertreten sind und über Jahrzehnte diese Mittel 
für die Krankenhäuser nicht bewilligt haben, das 

genau wissen. Das ist doch die Situation. Des-
wegen müssen wir uns komplett aufstellen und 
ein Sanierungs- und Investitionsprogramm ent-

wickeln. 

Ich bin über meiner Redezeit. Ich würde aber 
gern noch etwas zum Änderungsantrag und zu 

den Erweiterungen von Schwarz-Grün sagen 
und melde mich hiermit zu einer zweiten Run-
de. - Danke schön. 

(Beifall bei der LINKEN und von Christian Joisten 
[SPD]) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Herr 

Breite hat jetzt das Wort.  

Ulrich Breite (FDP): Frau Oberbürgermeisterin! 
Meine Damen und Herren! Frau Oberbürger-

meisterin, wie Sie sicherlich sehen, ist dieser 
Änderungsantrag nicht nur von CDU und Grünen 
gestellt, sondern auch von der FDP. Sie sehen in 

dem Bereich, dass sich hier drei Fraktionen zu-
sammengetan haben, die für die Zukunft Kölns 
im Gesundheitssektor kämpfen, meine Damen 

und Herren, - 

(Beifall bei der FDP und bei Teilen des Bündnis-
ses 90/Die Grünen) 

- und dass diese drei Fraktionen bei der Zu-

kunftsfähigkeit des Gesundheitswesens rechts- 
und linksrheinisch die Oberbürgermeisterin un-
terstützen. Das ist, glaube ich, eine ganz wichti-

ge Botschaft, die heute von diesem Rat ausge-
hen sollte. 

(Beifall bei der FDP und bei Teilen der CDU) 

Meine Damen und Herren, ich bin froh, dass wir 
zu Verhandlungen bereit sind; ich spreche von 
Verhandlungen, wir reden noch gar nicht über 

das Ergebnis. Die SPD will aber noch nicht ein-
mal reden. Sie will bei den Situationen, die wir 
bei den Städtischen Kliniken haben, nicht einmal 

reden. Was ist denn das für eine Verantwor-
tungslosigkeit, die wir hier erleben? Bei einem 
Verlust von 44 Millionen Euro letztes Jahr, von 

120 000 Euro am Tag - ich wiederhole es: 
120 000 Euro Verlust am Tag - sagen die SPD 
und der Aufsichtsratsvorsitzender der Kliniken, 

sie wollen noch nicht einmal mit einem Verhand-
lungspartner reden. 
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Meine Damen und Herren, wer hier im Rat so 

spricht, der hat die Situation nicht erkannt und 
übernimmt auch nicht die Verantwortung für un-
sere Städtischen Kliniken. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Es geht zum einen um die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter und zum anderen um die Patienten. 

Ich sage Ihnen: Wir möchten eine Verhandlung 
führen, damit die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter eine Sicherheit haben. Bei Ihnen haben sie 

hinsichtlich der Verluste keine Sicherheit, und 
Sie wollen noch nicht einmal darüber reden. Da 
muss ich sagen: Das ist verantwortungslos ge-

genüber den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. 

(Zurufe von der SPD: Das ist doch überhaupt 
nicht wahr! - Erst lesen, dann reden!) 

Ich muss auch sagen: Bei aller Liebe, es gibt ja 
Gründe dafür, warum wir diese Verluste haben. 
Ich kann mich erinnern, dass ein Sanierungsplan 

gemacht worden ist; wir hatten dazu schon ein-
mal eine Sitzung. Ich bin froh, dass wir jetzt öf-
fentlich reden und dass Sie, Frau Oberbürger-

meisterin, die Unterlagen auch in die öffentliche 
Sitzung gezogen haben; denn so kann man dar-
über reden, dass verschiedene Sanierungsmaß-

nahmen genannt wurden, die andere, wie die 
Uniklinik, schon längst vor etwa zehn Jahren 
gemacht haben, die hier immer verschleppt wur-
den. Noch immer gibt es, glaube ich, die Wä-

scherei mit dem öffentlichen Tarif oder die Nicht-
auslagerung oder andere Sachen, die andere 
gemacht haben, damit solche Kliniken - - 

(Jörg Detjen [DIE LINKE]: Sie wollen doch die 
Arbeitnehmer eins zu eins vorführen! Das steht 

in Ihrem Änderungsantrag!) 

- Ach, Herr Detjen, die werden doch nicht ar-
beitslos. Das sind Fachkräfte, die werden benö-
tigt. Die werden benötigt! Da brauchen Sie gar 

nicht zu schreien. Wir führen hier keinen Klas-
senkampf. Auf dem Arbeitsmarkt, den wir haben, 
werden alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

übernommen. Das wollen doch die Unikliniken. 

(Beifall bei der FDP) 

Auf keinen wollen sie verzeichnen! 

(Zuruf von Jörg Detjen [DIE LINKE]) 

- Da können Sie noch so viel schreien. Auf kei-
nen wollen sie verzichten!  

Wir wollen aber eine Vereinbarung hier treffen, 
um rechts- und linksrheinisch den Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeitern eine Zukunft zu geben und 

die bestmögliche Versorgung zu schaffen, und 
zwar im Rechts- und Linksrheinischen. Wenn wir 
bei den Städtischen Kliniken sehen, dass ganze 

Stationen zugemacht werden, weil das Personal 
fehlt, aber auch die Patienten nicht kommen, 
dann kann etwas nicht stimmen. Dann zu sagen, 

hier wäre keine Not, wir wollten ohne Not Ge-
spräche mit der Uniklinik führen - ich habe 
manchmal das Gefühl, die Uniklinik wäre ein 

Kredithai oder derartiges, also etwas ganz Ge-
fährliches. Wir reden von einer öffentlichen Ein-
richtung, meine Damen und Herren. Dass zwei 

öffentliche Unternehmen zusammenarbeiten und 
in eine Stiftung zusammengehen, das kann mei-
ner Meinung nach auch im Sinne der LINKEN 

und der SPD nichts Schlimmes sein. 

Eines möchte ich noch zu dem sagen, was ich in 
der Pressemitteilung der SPD gelesen habe: 

Man sollte auch bei der Wortwahl ein bisschen 
aufpassen. 

(Andreas Pöttgen [SPD]: Das sagt der Richtige!) 

- Ja, da können Sie gern lachen. 

Ich bin gleich fertig, Frau Oberbürgermeisterin, 
aber das muss ich hier noch sagen, weil Sie ja 

auch für die Verhandlungen eintreten. 

Hier zu sagen, wir wollten die Kliniken verscher-
beln, meine Damen und Herren, das möchte 
ich - - 

(Michael Paetzold [SPD]: Nein, wir wollen sie 
eben nicht verscherbeln!) 

- Das haben Sie hierin stehen.  

Herr Paetzold, ich muss Ihnen wirklich sagen: In 
einer Pressemeldung zu schreiben, dass wir die 
Kliniken verscherbeln würden, das spricht Bände 

darüber, wie Sie hier in dieser Sache agieren, 
wenn wir Verhandlungen mit der Uniklinik von 
Köln führen wollen. 

(Beifall bei der FDP der CDU und dem Bündnis 
90/Die Grünen) 

Bei aller Liebe, ich weiß nicht, was Sie da verde-

cken wollen. Wir bleiben aber dabei: Dieses Ver-
handlungsangebot ist gut, was wir noch bestärkt 
haben mit unserem Änderungsantrag. Ich hoffe 

auf eine breite Unterstützung hier. - Danke 
schön. 

(Beifall bei der FDP, der CDU und dem Bündnis 

90/Die Grünen) 
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Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Meine 

Damen und Herren, jetzt hat die 2. Stellvertre-
tende Bezirksbürgermeisterin Frau Dr. Groß das 
Wort zu TOP 21.2. Anschließend gehen wir in die 

zweite Runde. Uns liegt eine Anregung der BV 
Kalk vor. Darum haben wir jetzt die 2. Stellvertre-
tende Bezirksbürgermeisterin hier. 

2. Stellvertretende Bezirksbürgermeisterin Dr. 
Tanja Groß (Kalk): Sehr geehrte Frau Oberbür-
germeisterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Liebe Gäste, die noch auf den Tribünen verblie-
ben sind! Ich möchte mich für die Bezirksvertre-
tung Kalk zu dem vorliegenden Prüfantrag, der in 

der Bezirksvertretung Kalk mehrheitlich be-
schlossen wurde, kurz äußern. 

Für Ihre Entscheidung zu unserem Prüfantrag 

mit dem Titel „Überführung der Kliniken in den 
Stadtwerke-Konzern“ möchte ich drei Punkte 
hervorheben: 

Der Antrag ist zunächst nur ein Prüfantrag. Auch 
bei der Planung der Ost-West-Achse werden 
zwei Varianten geprüft. Daher ist eine mehrglei-

sige Vorgehensweise möglich und erprobt. Die 
Kliniken gehören zur Daseinsvorsorge - das ha-
ben schon einige Vorredner gesagt - und tragen 

zu einer bürgernahen und guten Gesundheits-
versorgung aller Kölner bei. Es steht zu befürch-
ten, dass eine Überführung der Kliniken der 
Stadt Köln in die Uniklinik Köln dies nicht im ge-

wohnten Maße gewährleisten kann. Die Uniklinik 
Köln setzt Prioritäten bei der Forschung und Leh-
re. Wichtig sind aber direkte Behandlung und die 

Grundversorgung. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN) 

Ich bitte Sie im Namen der Bezirksvertretung 

Kalk und der rechtsrheinischen Kölnerinnen und 
Kölner, diese Gesichtspunkte bei Ihrer Entschei-
dung zu berücksichtigen und eventuell unseren 

Prüfantrag in einen tatsächlichen Antrag umzu-
wandeln und diesen auch zu erfüllen. - Vielen 
Dank. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Meine 
Damen und Herren, wir gehen in die zweite 

Runde. Herr Detjen hat das Wort. 

Jörg Detjen (DIE LINKE): Lieber Herr Unna, wir 
haben in den letzten Tagen viel telefoniert und 

auch diskutiert. Wenn ich mir jetzt den Punkt 7 

Ihres Änderungsantrags durchlese: Der Gesund-

heitsstandort Holweide ist zu erhalten, dabei soll 
der Aufsichtsratsbeschluss umgesetzt werden - 
das ist alles schön und gut. Aber die entschei-

dende Frage ist: Wie sollen die Finanzmittel für 
diese Umsetzung erzielt werden? Das steht nicht 
hierin. Das ist doch das Problem. Wir machen 

hier nur Augenwischerei. Wir müssen doch als 
Stadt auch finanziell dafür einstehen.  

Dass wir mit dem Land verhandeln, ist für mich 

selbstverständlich. Dass wir um jeden Euro 
kämpfen, das propagiere ich bei allen Tagesord-
nungspunkten. Das ist für mich völlig klar. Ich bin 

nur realistisch und sehe, was wir an der Stelle für 
finanzielle Mittel bekommen können. Ich will gar 
keinen niedrigen Betrag nennen, Frau Oberbür-

germeistere, mit dem Sie dann in den Ring ge-
hen. Dann bekommen Sie noch weniger. Das will 
ich gar nicht machen. Aber man muss doch dazu 

stehen, dass man sagt: Jawohl, hinter diesem 
Projekt, das der Aufsichtsrat jetzt beschlossen 
hat, stehen wir voll. Das werden wir auch umset-

zen - komme, was wolle. 

Es ist doch der neue Gedanke, dass wir in Hol-
weide ein kleines Krankenhaus mit einem ambu-

lanten Ansatz haben, das neu gebaut werden 
soll. Das ist doch eine Perspektive. Das ist doch 
eine Vision. 

(Beifall bei der LINKEN und der SPD) 

Insofern ist mir das einfach zu wenig, wie es hier 
steht. Das muss ich ganz klar sagen. Obwohl ich 
klar sehe, Herr Unna, Sie haben da etwas be-

wegt, gar keine Frage. 

Zweiter Punkt: Kartellamt. Das müssen wir nicht 
weiter vertiefen. Ich habe das schon hoch- und 

runterdiskutiert. Es ist aber eine Hürde, die 
überwunden und geklärt werden muss. 

Meine Damen und Herren, es ist ja nett, dass Sie 

im Stiftungsmodell ein paar Sitze mehr für die 
Stadt haben wollen, aber, meine Damen und 
Herren, das ist doch uninteressant. Das kann 

man machen. Ich bin auch nicht dagegen. Es 
geht aber um Geld und Macht, und das spielt 
sich doch in der AöR ab. Es ist doch die ent-

scheidende Frage, wie das Geld in die AöR 
kommt. Da haben wir ja gefragt: Kommt das vom 
Land? - Darauf hat Luther gesagt: Nein, das 

kommt von der Uniklinik. - Ja, aber woher soll die 
Uniklinik das nehmen? Die kann das drucken. 
Ich bin Drucker, ich kann ja mit denen reden. 

(Heiterkeit und Beifall bei der LINKEN) 
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Das ist nicht die Frage. Aber das Geld muss ir-

gendwo herkommen, und das ist nicht der Fall. 
Dann muss man doch nicht tun wie ´ne Tulpe.  

Es ist also entscheidend die Macht der Anstalt 

des öffentlichen Rechts. Diese ist definiert, und 
die stellen Sie hier in Ihrem Änderungsantrag 
nicht infrage. Die Anstalt des öffentlichen Rechts 

wird geleitet von der Universitätsklinik. Basta! 
Das stellen Sie nicht infrage. Insofern sind Ihre 
Änderungen nett, aber sie sind nicht durchschla-

gend. Das ist das Problem an der ganzen Sache. 
Deswegen haben wir auch nicht zu einem Kom-
promiss gefunden. Es tut mir leid, ich würde 

auch gern mit Ihnen gemeinsam Druck machen, 
aber wir können uns das mit der Demo überle-
gen, ob wir nicht einmal eine gemeinsame Demo 

- - 

(Zurufe vom Bündnis 90/Die Grünen) 

- Ach, die Kollegin von den Grünen wehrt schon 

ab. Schade! Aber ich fände es gut, wenn man da 
mal Druck machen könnte. Dafür können wir 
vielleicht auch noch andere Kommunen kriegen. 

- Danke schön. 

(Beifall bei der LINKEN und der SPD) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Meine 

Damen und Herren, ich habe jetzt eine Redeliste 
in der zweiten Runde. Sie beginnt mit Herrn 
Paetzold, dann Herr Dr. Unna, dann Herr 
Boyens. - Bitte, Herr Paetzold. 

Michael Paetzold (SPD): Da es nun dankens-
werterweise eine zweite Runde gibt, habe ich die 
Gelegenheit, noch einmal auf einige der mir 

nachgefolgten Redebeiträge einzugehen. 

Zunächst zu Ihnen, Herr Petelkau: Natürlich ha-
be ich keine Angst vor der Uniklinik. Ich schätze 

sie sogar sehr. Die meisten von Ihnen wissen, 
ich bin Arzt. Ich freue mich sehr, dass ich 
schwerkranke Patienten von mir zum Beispiel in 

onkologischen Fällen in die Uniklinik schicken 
kann. Ich schätze deren Expertise sehr. Meine 
Tochter hat an der Uni Köln studiert. Da gibt es 

überhaupt keine Sorge und Angst. Sie hat aber 
einfach einen anderen Auftrag. Der Auftrag der 
Universitätsklinik ist primär Forschung und Leh-

re. Das ist weder etwas Fieses noch etwas Fal-
sches, sondern das ist einfach so. 

(Bernd Petelkau [CDU]: Sie wissen genau, dass 

sie auch Generalversorger sind! Sie sind Gene-
ralversorger für das linksrheinische Köln!) 

- Ja, aber schauen Sie sich die Satzung an, dann 

werden Sie es lesen. Das ist halt einfach so.  

Das heißt nicht, dass man nicht zusammenarbei-
ten kann, das macht es nur ein bisschen schwie-

riger. Deshalb - da die Uniklinik andere Interes-
sen hat - wollen wir nicht in dieses Stiftungsmo-
dell gehen. 

Herr Unna, wir sind in vielem einer Meinung. Ich 
habe auch gesagt, Sie haben wirklich eine Men-
ge in Ihren Änderungsantrag hineinverhandelt. 

Chapeau dafür! Es bleibt aber bei der umsatz-
steuerlichen Organschaft. Ich will nicht noch 
einmal vorlesen, was das heißt; ich habe es ja 

vorgelesen. Das heißt, die Universitätsklinik wird 
im Stiftungsverbund bis zur Farbe des Klopa-
piers entscheiden, und zwar nur die Uniklinik und 

sonst niemand. Das ist nun einmal einfach so. 

Dann hatten Sie darauf hingewiesen, dass ich 
hier den Wissenschaftsrat zitiert hatte, und Sie 

hatten auf die Risiken hingewiesen. Ich lese mal 
vor, worin die Risiken bestehen. Da gibt es zu 
bedenken, dass die Pläne neben den Chancen 

für die klinische Forschung - hört, hört; darum 
geht es eben - auch mit Herausforderungen ein-
hergehen, etwa bei der Koordination der Kran-

kenversorgung, der dann verdoppelten Betten-
kapazität sowie hinsichtlich der finanziellen Ris i-
ken und kapazitätsrechtlichen Konsequenzen. 
Sogar dem Wissenschaftsrat ist klar geworden: 

So ein Riesentanker ist einfach schwer zu steu-
ern. Daran könnte sich die Uniklinik auch verhe-
ben, und das wird sie wahrscheinlich auch. 

(Jörg Detjen [DIE LINKE]: … lässt grüßen!) 

- Genau. 

Herr Breite, zu Ihnen: Ich habe, wenn Sie reden, 

immer ein bisschen Angst um Ihren Blutdruck. 
Aber vielleicht ist das auch nur etwas Theater-
donner. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Sie hüpfen hier dann so herum und werden 
langsam rot. Ich habe dann immer schon fast 

mein Köfferchen in der Hand. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der 
LINKEN) 

Aber, wie gesagt, ich vermute, das ist ein biss-
chen Theaterdonner. Deshalb bin ich dann doch 
wieder ganz beruhigt. 

Herr Breite, ich glaube, Sie haben es nicht ver-
standen. Die Uniklinik will uns kein Geld geben. 
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Das steht da nirgendwo. Sie wird unsere Sanie-

rung nicht bezahlen. Ganz im Gegenteil: Die 
müssen wir bezahlen. Das steht darin. 

Wer denkt, dass die Uniklinik die Sanierung der 

Kliniken der Stadt Köln bezahlen wird, der ist 
hochgradig naiv. Der hat die Vorlage nicht gele-
sen. Es tut mir leid. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN) 

Es ist völlig richtig, die Betriebs-AöR, die da zu 
gründen sein soll - das steht auch in der Vorla-

ge -, wird Investitionen aus eigenen und Fremd-
mitteln oder durch Kreditaufnahme finanzieren. 
Da steht nicht: Die Universitätsklinik packt etwas 

dazu. Da steht nicht: Das Land packt etwas da-
zu. - Eigenmittel, Fremdmittel, Kredite. Punkt. - 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN und der SPD) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Herr 
Dr. Unna, bitte. 

Dr. Ralf Unna (Bündnis 90/Die Grünen): Es tut 
mir für die anderen Kollegen leid, dass das jetzt 
so fachlich wird. Aber wir müssen das hier ein-

mal durchexerzieren. Denn wir sind jetzt wirklich 
an einer Wegkreuzung. Das ist noch nicht die 
entscheidende. Darauf muss man doch großen 

Wert legen. Denn wir fassen jetzt nicht den Be-
schluss, sondern geben einen Verhandlungsauf-
trag. Das muss man immer wieder zu Protokoll 
geben, damit klar ist, was wir hier gerade tun. Es 

ist nicht das Grundgesetz, das wir da erarbeiten. 
Ich versuche trotzdem einmal, die Punkte aufzu-
greifen. 

Zunächst einmal ist es in der Tat so, wie der Kol-
lege Paetzold zu Recht gesagt hat. Der be-
triebswirtschaftliche Durchgriff ist dann gegeben. 

Natürlich hat der Wissenschaftsrat das so be-
nannt, wie er es benannt hat. Gerade deswegen 
findet sich in unserem Antrag der Punkt, dass wir 

sowohl im operativen Geschäft als auch in den 
Aufsichtsgremien entsprechend vertreten sein 
sollten, damit wir den Einfluss wahren können. 

Ähnliches gilt übrigens für den eben schon be-
nannten natürlichen Zielkonflikt. Er besteht, ja. 

Lehre und Forschung sind übrigens etwas sehr 

Positives. Wir sind in den letzten 100 Jahren ja 
nur deshalb medizinisch vorangekommen, weil 
es Lehre und Forschung gibt. 

Nach meinem Kenntnisstand ist es übrigens 

auch Auftrag der Uniklinik Köln, die Krankenver-
sorgung zu gewährleisten. 

(Michael Paetzold [SPD]: Ja, natürlich!) 

Wir werden da ja nicht nur seziert, sondern auch 
behandelt - jedenfalls ich, als ich da war; ich 
nehme an, dass es bei den anderen Kollegen 

auch so ist. 

Das muss man also benennen und darf es nicht 
wegdiskutieren. Man muss dann aber auch ver-

suchen, das zusammenzubringen. Wenn man 
Optimist ist, kann man so etwas auch denken. 
Es ist möglich. Es ist nur eine große Aufgabe. 

Dieser Aufgabe muss man sich stellen. Darum 
werben wir gerade. 

Nun zu dem Argument mit dem Kartellamt: Lie-

ber Jörg Detjen, du weißt, dass ich kein Jurist 
bin. Aber nach meinem Kenntnisstand ist das 
durch den Gesetzesvorbehalt ausgehebelt. Wir 

handeln eben nicht eigenständig. Vielmehr gibt 
es in dem Fall, dass es so weit kommen sollte, 
ein Landesgesetz. Damit ist dieses kartellrechtli-

che Argument sicherlich vom Tisch. 

(Jörg Detjen [DIE LINKE]: Das Landes-
gesetz muss es wegen der AöR geben!) 

- Ja, da müssen nach meinem Kenntnisstand 
mehrere Gesetze geändert werden. Aber das ist 
Gott sei Dank nicht unser Problem im Rat der 
Stadt Köln. 

Nach meinem Verständnis ist die Uniklinik Köln 
direkt vom Land abhängig. Insofern handelt es 
sich bei dem Geld, das die Uniklinik dort hinein-

gibt - sie gibt es natürlich aus wohlverstandenen 
eigenen Interessen dort hinein; das ist völlig klar 
-, nach meinem Kenntnisstand natürlich am En-

de um Landesmittel. Das sehe ich so. 

In diesem Zusammenhang ist auch die Frage 
geklärt, woher bei dem Stiftungsmodell das Geld 

letztlich kommt. Denn das ist ja richtig benannt, 
auch wenn die Ratio ein bisschen falsch ist. Es 
war nicht 19-mal so viel, sondern zehnmal so 

viel. Aber wir stellen natürlich fest: Über die letzte 
Dekade hat die Uniklinik Köln in diesem Bereich 
im Vergleich zu den Plankrankenhäusern der 

Stadt Köln erheblich, und zwar um circa den 
Faktor 10, mehr Mittel bekommen. Das ist so. 

Natürlich macht das Ganze aus Sicht der Häuser 

nur dann Sinn, wenn wir Universitätsstatus be-
kommen. Deswegen ist dieser Punkt auch in un-
serem Antrag enthalten. Denn wir wollen dann 
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auch fördermittelmäßig mit der Uni gleichgestellt 

werden. 

Nun komme ich zu der Frage, was mit der Ver-
zögerung oder mit dem Sanierungskonzept ist. 

Nach meinem Verständnis ist das, was der Auf-
sichtsrat am Donnerstag letzter Woche unter 
dem Stichwort „2+1“ beschlossen hat - also zwei 

Krankenhäuser plus ein Medizinstandort und 
nicht drei Krankenhäuser -, ein Sanierungskon-
zept. Das wird jetzt angegangen. Da bin ich rela-

tiv sicher. Wir haben den Aufsichtsratsvorsitzen-
den hier sitzen. Ich habe niemanden gehört, der 
dagegenspricht. Auch die Gesellschaftervertrete-

rin hat nicht dagegengesprochen. Insofern gehen 
wir das jetzt an. 

Wir müssen es auch zügig angehen. Die Zahlen 

sind ja eben von der FDP hier genannt worden. 
Sie sind auch kein Geheimnis. Insofern haben 
wir einen erheblichen Handlungsdruck, jetzt vo-

ranzukommen. Das ist einfach so. Wir können 
nicht so weitermachen wie bisher. Das müssen 
wir zur Kenntnis nehmen. Denn leider können wir 

Geld nicht beschließen. Das heißt, dass wir et-
was tun müssen. 

Wir werden diese Sanierung vorantreiben. Die 

Frage ist nur: Wollen wir das als Stand-alone aus 
eigenen Mitteln tun, oder wollen wir es bis zu ei-
nem bestimmten Punkt aus eigenen Mitteln tun, 
dann einen Cut-off haben und die Uni für alles, 

was hinter diesem Cut-off passiert, ins Gebet 
nehmen? 

(Elfi Scho-Antwerpes [SPD]: Das Geld 

muss man ja erst einmal haben!) 

Meine Fraktion ist der Meinung: Wir sind gut be-
raten, dass zumindest mal gesprochen wird, um 

Ihren Duktus aufzunehmen. Wir sollten einfach 
mal verhandeln und schauen, wie weit wir kom-
men. 

In unserem Änderungsantrag haben wir Bedin-
gungen definiert. Man kann erkennen, dass uns 
diese Punkte wichtig sind. Ich sage voraus: 

Wenn keiner dieser Punkte erfüllt sein wird, wird 
ein Verhandlungsergebnis vermutlich keine 
Mehrheit in diesem Rat finden, weder vor der 

Wahl noch nach der Wahl. 

Insofern denke ich, dass es gut ist, den Verhand-
lungsauftrag zu schärfen. Ich bin sehr sicher, 

dass unser Verhandlungsführer ein guter Mann 
ist, der alles tun wird, um das hinzukriegen. 

Wir haben heute einen deutlichen Fingerzeig ge-

geben, was wir für essenziell halten, um die ge-
sundheitlichen Belange unserer Bevölkerung 

entsprechend zu schützen und zu wahren. - Vie-

len Dank. 

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Jetzt 

hat Herr Boyens das Wort. 

Stephan Boyens (AfD): Frau Oberbürgermeiste-
rin! Meine Damen und Herren! Ich möchte noch 

einmal dem Eindruck entgegenwirken, wir seien 
gegen eine Verbundlösung. Eine Verbundlösung 
kann durchaus sinnvoll sein; überhaupt keine 

Frage. 

Es ist aber doch vollkommen klar, dass wir, be-
vor wir in einen solchen Verbund gehen, unsere 

Hausaufgaben machen müssen. „Hausaufgaben 
machen“ heißt, dass man ein Konzept hat, dass 
man einen Businessplan hat - Herr Detjen hat es 

gesagt -, dass man einen Plan hat, was man er-
reichen und tun will. Und das haben wir nicht. 

Wir mahnen schlicht und ergreifend an, dass wir 

auch einen Sanierungsbeitrag leisten müssen. 

Und noch einmal: Der Standort Holweide ist nicht 
zu halten. Was wir dort bauen können, ist alters-

gerechtes Wohnen mit einem Medizinischen 
Versorgungszentrum. Das würde wunderbar in 
die städtische Entwicklungsstruktur passen. Wir 

können aber doch nicht auf Biegen und Brechen 
glauben, diesen Standort einer Uniklinik auf-
oktroyieren zu können. Das ist unrealistisch. Das 
ist Traumtänzerei. Und das sollten wir auf keinen 

Fall tun, meine Damen und Herren. 

Ein weiterer Punkt ist mir wichtig. Es gibt eine 
Verwaltungsvorlage. Diese Verwaltungsvorlage 

hatten wir im Finanzausschuss. Dort ging es um 
die Kosten für die Berater, die jetzt den Sanie-
rungsprozess weiter vorantreiben sollen. Da ist 

mir ein Punkt wichtig. Dort steht ein durchschnitt-
licher Stundensatz - - 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Ich 

würde Sie bitten, das dann im nichtöffentlichen 
Teil anzusprechen. Hier gehört das nicht hin. 

Stephan Boyens (AfD): Ja, aber da steht ein 

Stundensatz, der deutlich zu hoch ist. 

(Brigitta von Bülow [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Nein! Nichtöffentlich!) 
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Er ist deutlich zu hoch - das kann man, glaube 

ich, sagen - und sollte angepasst werden. - Dan-
ke. 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Weitere 

Wortmeldungen sehe ich nicht. 

Ich lasse dann über die Vorlage abstimmen, und 
zwar zunächst über die Anregung der BV Kalk. - 

Herr Weisenstein. 

Michael Weisenstein (DIE LINKE): Frau Ober-
bürgermeisterin, da würden wir gerne wie Alter-

native abstimmen lassen. 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Dann 
lasse ich zunächst über den Änderungsantrag 

der LINKEN auf Abstimmung wie Alternative ab-
stimmen. Wer dem zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Das sind DIE 

LINKE und die Ratsgruppe GUT. Enthaltungen? - 
Dann ist das abgelehnt. 

Nun lasse ich über den Beschlussvorschlag ab-

stimmen. Wer ihm zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. 

(Christian Joisten [SPD]: Worüber 

stimmen wir denn jetzt ab?) 

- Über den BV-Antrag. 

(Christian Joisten [SPD]: Ach so! Das ist 

TOP 21.2?) 

- Und jetzt neu TOP 3.2.2. - Soll ich ihn noch 
einmal vorlesen? Vielleicht ist das sinnvoll. Es ist 
wirklich nur ein Satz: 

Der Rat der Stadt Köln nimmt den Be-
schluss der Bezirksvertretung Kalk vom 
10.10.2019 sowie die Ausführungen der 

Verwaltung zur Kenntnis. 

Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Das sind die SPD-Fraktion, 

Bündnis 90/Die Grünen, die CDU, DIE LINKE, 
die FDP, Herr Wortmann, die Ratsgruppe GUT 
und Frau Gerlach. Enthaltungen? - Keine. Dann 

ist das so beschlossen. 

Wir kommen nun zu den Abstimmungen zu Ta-
gesordnungspunkt 24.1, jetzt neu 10.22. 

Zunächst lasse ich über den Änderungsantrag 
bzw. Ersetzungsantrag von SPD und LINKEN 
abstimmen. Wer ihm zuzustimmen wünscht, den 

bitte ich um das Handzeichen. - Das sind die 

SPD-Fraktion und DIE LINKE. Gibt es Enthal-
tungen? - Keine. Dann ist das abgelehnt. 

Nun stimmen wir über den Änderungsantrag von 

CDU, Grünen und FDP ab. Wer ihm zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
- Das sind die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, 

die CDU-Fraktion, die FDP, Herr Wortmann, die 
Ratsgruppe GUT und Frau Gerlach. Enthaltun-
gen? - Keine. Dann ist das so beschlossen. 

Zum Schluss lasse ich über die Vorlage in der 
Fassung des eben angenommenen Änderungs-
antrags abstimmen. Wer ihr so zuzustimmen 

wünscht, den bitte ich erneut um das Handzei-
chen. - Das sind Bündnis 90/Die Grünen, die 
CDU-Fraktion, die FDP-Fraktion, Herr Wort-

mann, die Ratsgruppe GUT und Frau Gerlach. 

(Zuruf) 

- Und die Oberbürgermeisterin. - Enthaltungen? - 

Enthaltungen sehe ich nicht. Dann ist das so be-
schlossen. - Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und dem Bünd-

nis 90/Die Grünen) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
etwas sagen. Ich wollte jetzt nicht die Beratung 

dieses Tagesordnungspunktes verlängern. Aber 
es gibt natürlich Antworten auf diese Fragen. Sie 
werden im zukünftigen Prozess auch gegeben 
werden. 

Jetzt würde ich gerne mit der Sitzung fortfahren, 
indem ich den nächsten Tagesordnungspunkt 
aufrufe: 

3.2.1 Anregung der Bezirksvertretung Kalk 
zur Einführung eines Kurzstreckenti-
ckets zum Nulltarif im Stadtbezirk Kalk 

 3385/2019 

Dazu hat als Erstes Herr Weisenstein das Wort. - 
Nein? 

(Michael Weisenstein [DIE LINKE]: Wir 
haben keinen Wortbeitrag! Es spricht 
nur die Bürgermeisterin aus Kalk!) 

- Gut. Bitte, Frau Dr. Groß. 

2. Stellvertretende Bezirksbürgermeisterin Dr. 
Tanja Groß (Kalk): Sehr geehrte Frau Oberbür-

germeisterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Liebe Gäste, die noch auf der Tribüne anwesend 
sind! Ich bin heute hier, um einen Beschluss zum 
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kostenlosen Kurzstreckenticket - in Lindenthal 

und Rodenkirchen auch Brötchenticket genannt - 
aus der Bezirksvertretung Kalk vorzustellen und 
dafür zu werben. 

Eigentlich sollte unser Vorschlag schon Ende 
2018 bei den Haushaltsverhandlungen für 2019 
beschlossen werden. Aber die Verwaltung hat es 

geschafft, dass wir damit sogar die Haushalts-
verhandlungen für 2021 verpasst haben. Da ist 
noch Luft nach oben. 

Zur Stellungnahme der Verwaltung möchte ich 
folgende Anmerkungen machen: 

Die Drucksache, auf die die Verwaltung verweist, 

wurde erst mehr als sechs Monate nach dem 
Beschluss in Kalk erstellt und berücksichtigt die-
sen überhaupt nicht. 

Tatsächlich verweist der Auszug aus der Nieder-
schrift des Ausschusses für Anregungen und Be-
schwerden darauf, dass es aus den Bezirksver-

tretungen verschiedene Beschlüsse zum Ta-
rifsystem gebe und diese zusammengeführt 
werden sollten. Sie, Herr Hammer von den Grü-

nen, haben dies bereits in der Vergangenheit 
angeregt. Aber ist das geschehen? Meines Wis-
sens nicht. 

Wenn Sie heute beschließen, unsere Anregun-
gen in den Fachausschüssen zu behandeln, ha-
ben Sie gute Chancen, dies nachzuholen. 

Dass die Verwaltung nun auf die Stellungnah-

men bezüglich fahrscheinloser Tage in ganz Köln 
verweist, zeigt erneut, dass die Anregungen und 
Bedürfnisse innerhalb der Bezirke ignoriert wer-

den. 

Das Gleiche gilt für die zweite Drucksache, die 
über ein Jahr nach dem Kalker Beschluss kam 

und diesen wieder einmal ignorierte. Auch hier 
geht es um das Gesamtsystem der Fahrpreise. 

Was allerdings auffällig ist, ist, dass der Ausbau 

des ÖPNV wohl in den letzten Jahren mit den 
steigenden Bedarfen nicht mitgehalten hat. So 
wartet zum Beispiel der Stadtteil Neubrück seit 

50 Jahren auf die Straßenbahn, und es ist immer 
noch nicht sicher, ob und, wenn ja, wann sie 
kommt, während gleichzeitig die Linie 179 mor-

gens ohne Halt und damit ohne Fahrgäste als 
Geisterbus von Deutz nach Neubrück unterwegs 
ist. 

Der Bau unterirdischer Bahntrassen dauert we-
sentlich länger und bindet mehr Finanzmittel als 
der Bau oberirdischer. 

Die Verwaltung schreibt, dass sie mit Tarifver-

günstigungen anfangen möchte, sobald die Ka-
pazitäten ausreichend bereitgestellt werden. 
Dann sagen Sie uns doch bitte hier und heute, 

wann dies der Fall sein wird. Wird irgendjemand 
aus dem Rat noch erleben, wenn die KVB aus-
reichend Kapazitäten anbietet? Ich wünsche es 

jedem, bezweifle aber, dass mein Wunsch in Er-
füllung geht. 

Kommen wir nun zum Argument, dass nicht der 

Preis, sondern das Angebot die Leute in den 
ÖPNV holt. Wenn dieses von der Verwaltung und 
der KVB oftmals angebrachte Argument stimmte, 

dann müsste sie keine Angst davor haben, ein 
kostenloses Kurzstreckenticket anzubieten; denn 
niemand würde es nutzen. 

Lassen Sie mich kurz erklären, warum es viel-
leicht doch der Fahrpreis ist, an dem es liegt. Um 
zum Beispiel von Ostheim, sagen wir, vom 

Buchheimer Weg oder von der Gernsheimer 
Straße, zum Bezirksrathaus Kalk oder zum Kalk-
Karree zu kommen, müssten Sie mit der KVB 

nach den aktuellen Tarifen hin und zurück 4 Euro 
zahlen. Dafür könnte man vier Stunden und 20 
Minuten unter dem Bezirksrathaus parken oder 

den ganzen Tag im Parkhaus der Köln Arcaden 
stehen. Und das ist keine Strecke, die Sie nor-
malerweise zu Fuß gingen. Und, ehrlich gesagt, 
so fahrradfreundlich ist gerade die Kalker Haupt-

straße nicht, dass man von Ostheim nach Kalk 
mit dem Rad unterwegs sein möchte. 

Wenn Sie unverschämterweise aber auch noch 

ein Kind mitnehmen, wird der Spaß mit der KVB 
direkt 2 Euro teurer - mit dem Auto nicht. 

Hier wird wieder einmal deutlich, dass Mobilität 

auf das Auto und nicht auf den wesentlich klima-
neutraleren ÖPNV als Verkehrsmittel ausgelegt 
ist. Schlecht fürs Klima, gut für die Autolobby! 

Jetzt mögen 2 oder 4 Euro für die Verfasser der 
Stellungnahmen nicht viel Geld sein. Aber es gibt 
in diesem System tatsächlich Menschen, die je-

den Euro zweimal umdrehen müssen. Denen 
würden Sie mit einem kostenlosen Kurzstrecken-
ticket bestimmt helfen. 

Soziale Gerechtigkeit im Klimaschutz zeigt sich 
an der Möglichkeit eines jeden, egal ob arm oder 
reich, von A nach B zu kommen. Um die Ernst-

haftigkeit der Stadt Köln beim selbst beschlosse-
nen Klimanotstand - was ich sehr begrüße - 
deutlich zu machen, ist die Mitnahme aller zwin-

gend erforderlich. 
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Mit dem Angebot des kostenlosen Kurzstrecken-

tickets würden Sie die Aufgabe der Daseinsvor-
sorge erfüllen, etwas fürs Klima tun und einer 
weiteren Spaltung der Gesellschaft entgegenwir-

ken. Klimaschutz ist Klassenkampf - das böse 
Wort ist wieder aufgetaucht; aber es ist so; einen 
schönen Gruß an Herrn Breite. - Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Herr 
Hammer hat das Wort. 

Lino Hammer (Bündnis 90/Die Grünen): Sehr 
geehrte Frau Oberbürgermeisterin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich möchte vorschlagen, 

dass wir darüber wie in der Fassung der Alterna-
tive abstimmen, nämlich den Verweis in den Ver-
kehrsausschuss und den Finanzausschuss. 

Es sind ja durchaus grundlegende Fragen, wie 
wir mit der Finanzierung des ÖPNV in Köln wei-
ter umgehen möchten. Auch die Frage eines 

kostenlosen Kurzstreckentickets gehört unserer 
Meinung nach in die Fachausschüsse. Daher 
würden wir die entsprechende Debatte dann 

auch gerne dort weiterführen. 

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Gibt es 

noch eine Wortmeldung? - Das ist nicht der Fall. 

Dann lasse ich jetzt über die Alternative abstim-
men. Sie lautet: 

Der Rat verweist die Angelegenheit zur 

weiteren Beratung unter Beachtung 
übergeordneter Aspekte der Verkehrs- 
und Finanzpolitik der Stadt Köln in den 

Verkehrs- und den Finanzausschuss. 

Gibt es Gegenstimmen? - Keine. Enthaltungen? 
- Auch keine. Dann ist das so beschlossen. - Vie-

len Dank, meine Damen und Herren. 

Wir kommen jetzt zu: 

4 Anfragen gemäß § 4 der Geschäftsord-

nung des Rates und der Bezirksvertre-
tungen 

Tagesordnungspunkt 

4.1 Anfrage der AfD-Fraktion betreffend 
„Nutzung der Dienstwagen“ 

 AN/1507/2019 

 Antwort der Verwaltung vom 07.11.2019 

 3836/2019 

Die Antwort der Verwaltung liegt vor. Gibt es 
Nachfragen? - Keine. 

Tagesordnungspunkt 

4.2 Anfrage der AfD-Fraktion betreffend 
„Reisen der Oberbürgermeisterin und der 

Dezernate“ 
 AN/1508/2019 

 Antwort der Verwaltung vom 07.11.2019 

 3830/2019 

Auch hier liegt die Antwort der Verwaltung vor. 
Gibt es Nachfragen? - Keine. 

Dann rufe ich auf: 

5 Einwohner, Einwohnerinnen, Bürger 
und Bürgerinnen 

5.4 Anregungen und Stellungnahmen des 
Integrationsrates gemäß § 27 der Ge-
meindeordnung des Landes Nordrhein-

Westfalen 

5.4.1 Zahlung von Sitzungsgeld für Mitglieder 
des Integrationsrates bei Teilnahme an 

den Arbeitskreisen - Änderung der 
Hauptsatzung 

 1743/2019 

Das war in der letzten Sitzung zurückgestellt 
worden. - Herr Hammer. 

Lino Hammer (Bündnis 90/Die Grünen): Sehr 
geehrte Frau Oberbürgermeisterin, vielen Dank. 

Wir konnten uns in den diversen Vorgesprächen 
ja schon auf einen Kompromissvorschlag zwi-
schen den beiden Alternativen einigen. 

Daher schlagen wir vor, wie die Hauptvariante 
abzustimmen, allerdings die Zahl der Begren-
zung dort herauszunehmen, sodass es dann 

heißen würde: 

sowie die zur Vorbereitung dieser Sit-
zungen erforderlichen Facharbeitskrei-

se. 

Der fett gedruckte Teil wäre also durch diesen 
Passus zu ersetzen. Dann könnten wir in dieser 

Form darüber abstimmen. 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Die 
Zahl soll also entfallen? 
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Lino Hammer (Bündnis 90/Die Grünen): Die 

Zahl soll entfallen. Ich gebe es Ihnen gleich noch 
schriftlich. 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Bevor 

wir darüber abstimmen, gibt es noch eine Wort-
meldung. Frau Tokyürek, bitte. 

Güldane Tokyürek (DIE LINKE): Sehr geehrte 

Frau Oberbürgermeisterin! Meine Damen und 
Herren! Es gibt auch noch eine Alternative, für 
die ich gerne werben würde. Es geht nämlich da-

rum, dass für die Koordinierungsrunde auch eine 
Aufwandsentschädigung gezahlt wird und nicht 
nur für die Facharbeitskreise. Ich möchte das 

auch kurz begründen. 

Natürlich werden wir auch bei der Hauptvariante 
mitgehen. Es ist gut, dass die Facharbeitskreise 

eine Aufwandsentschädigung bekommen. Gut ist 
auch, dass die Zahl von acht Sitzungen wegfällt 
und entsprechend auch die Aufwandsentschädi-

gungen für die jeweiligen Sitzungen gezahlt wer-
den. Als Mitglied des Integrationsrates, aber 
auch als Stadträtin weiß ich um die Mitglieder 

des Integrationsrates, die wirklich dafür gearbei-
tet und gekämpft haben, dass diese Arbeitskrei-
se Aufwandsentschädigungen bekommen. Das 

sind Facharbeitskreise, die wirklich sehr gut ar-
beiten und viel Vorarbeit leisten. Es ist auch gut 
und wichtig, dass wir diesen Beschluss heute al-
le gemeinsam tragen. Das würde ich mir für den 

Integrationsrat wünschen. Es wird den Integrati-
onsrat stärken. Es wird die Mitglieder in den 
Facharbeitskreisen stärken. 

Trotzdem würde ich gerne dafür werben, dass für 
die Koordinierungsrunde auch eine Aufwands-
entschädigung gezahlt wird. Ich habe es jetzt so 

verstanden, dass der Hauptantrag beschlossen 
wird und nicht die Alternative. Aber ich fände es 
gut - - 

(Marion Heuser [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Modifiziert! - Brigitta von Bülow 
[Bündnis 90/Die Grünen]: Das nehmen 

wir ja raus!) 

- Aber die Alternative heißt ja: 

der Koordinierungsrunde und seiner 

Facharbeitskreise. 

Ich will es nur verstehen. Vielleicht habe ich es 
auch missverstanden. Es gibt doch den Antrag, 

dass nur die Facharbeitskreise eine Aufwands-
entschädigung bekommen. Aber der Integrati-

onsrat möchte - das hat er so beschlossen -, 

dass auch die Koordinierungsrunde eine Auf-
wandsentschädigung bekommt. 

(Zuruf von Ulrich Breite [FDP]) 

- Das habe ich richtig verstanden, Herr Breite. - 
Deswegen wollte ich dafür werben, dass wir die 
Alternative beschließen. Denn ich fände es gut, 

dem Integrationsrat zu zeigen, wie wichtig wir 
seine Arbeit nehmen. Und diese Koordinierungs-
runde macht gute Arbeit. Wir als Ratsmitglieder 

sitzen da auch. Aber um uns geht es gar nicht. 
Es geht mir um die Mitglieder des Integrationsra-
tes, die in der Koordinierungsrunde und in den 

Facharbeitskreisen wirklich gute Arbeit leisten. 

Natürlich werden wir auch die Hauptvariante und 
diese Modifizierung mittragen. Trotzdem werbe 

ich dafür, hier der Alternative zuzustimmen. 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Frau 
Tokyürek, jetzt muss ich Sie noch einmal fragen. 

Sie sagen immer, dass Sie dafür werben möch-
ten. Stellen Sie denn einen Änderungsantrag in 
Form der Alternative? Ich möchte das jetzt richtig 

abstimmen lassen, so wie es Ihrer Intention ent-
spricht. Deswegen frage ich Sie jetzt noch ein-
mal. 

Michael Weisenstein (DIE LINKE): Frau Ober-
bürgermeisterin, wir würden gerne die Alternative 
als Änderungsantrag zur Abstimmung stellen - 
allerdings mit einer Änderung. Wir bitten nämlich 

darum, in der Alternative - das ist dann Teil unse-
res Änderungsantrags - die drei Worte „bis zu 
acht“ zu streichen. 

(Zuruf von Lino Hammer [Bünd-
nis 90/Die Grünen]) 

- Nein, du willst es oben in der Hauptvariante 

streichen. Wir wollen es aber unten in der Alter-
native streichen. Dann hat man die Koordinie-
rungsrunde mit dabei. Das ist eine ganz einfache 

Sache. Man muss nur unten die Worte „bis zu 
acht“ streichen. Dann ist die Koordinierungsrun-
de dabei. Und dann ist, glaube ich, das be-

schlossen, was der Integrationsrat und die meis-
ten Leute hier im Rat eigentlich wollen. 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Dann 

lasse ich zunächst über Ihren Änderungsantrag 
abstimmen, bei dem Sie die Alternative gewählt 
haben, sie aber noch einmal geändert und „bis 

zu acht“ gestrichen haben. 
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(Michael Weisenstein [DIE LINKE]: 

Ganz genau!) 

Soll ich es noch einmal vorlesen? - Nein, brau-
che ich nicht. Okay. 

Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Das ist die Fraktion DIE 
LINKE. Gibt es Enthaltungen? - Keine. Dann ist 

das abgelehnt. 

Nun lasse ich über den Änderungsantrag von 
Bündnis 90/Die Grünen abstimmen. Das ist der 

Beschlussvorschlag der Vorlage. Allerdings ist 
dort „jeweils bis zu acht Sitzungen seiner Fach-
arbeitskreise“ gestrichen und dafür „die zur Vor-

bereitung dieser Sitzungen erforderlichen Fach-
arbeitskreise“ eingefügt. 

Jetzt lasse ich darüber abstimmen. Wer dem zu-

zustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Das sind die SPD-Fraktion, Bünd-
nis 90/Die Grünen, die CDU-Fraktion, die Frakti-

on DIE LINKE, die FDP-Fraktion, Herr Wort-
mann, die Ratsgruppe GUT und Frau Gerlach. 
Enthaltungen? - Keine. Dann ist das so be-

schlossen. 

Abschließend lasse ich noch über die Verwal-
tungsvorlage in der geänderten Fassung ab-

stimmen. Gibt es Gegenstimmen? - Der AfD-
Fraktion. Enthaltungen? - Keine. Dann ist sie so 
in der geänderten Fassung beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe auf: 

6 Ortsrecht 

6.2 Gebühren-, Entgeltordnungen und Ähn-
liches 

Tagesordnungspunkt 

6.2.1 Stadtentwässerungsbetriebe Köln (StEB), 
AöR: Abwassergebührensatzung 2020 

 3395/2019 

Wortmeldungen? - Keine. Gegenstimmen? - Kei-
ne. Enthaltungen? - Keine. Dann ist das so be-

schlossen. 

Tagesordnungspunkt 

6.2.2 Satzung der Stadt Köln zur Erhebung 

von Verwaltungsgebühren für die Kon-
trolle von Einfuhren von tierischen Pro-
dukten jeder Art aus Nicht-EU-Ländern 

nach EU-Recht 
 3218/2019 

Wortmeldungen? - Keine. Enthaltungen? - Keine. 

Gegenstimmen? - Keine. Dann ist das so be-
schlossen. 

Wir kommen zu: 

7 Haushaltsrechtliche Unterrichtung des 
Rates 

Tagesordnungspunkt 

7.1 Unterrichtung des Rates über die von 
der Kämmerin/den Fachbeigeordneten 
genehmigten Mehraufwendungen, -aus-

zahlungen und -verpflichtungen gem. 
§ 83 Abs. 1 und § 85 Abs. 1 GO NRW 

7.1.1 Unterrichtung des Rates über die von 

der Kämmerin/den Fachbeigeordneten 
genehmigten Mehraufwendungen, -aus-
zahlungen und -verpflichtungen für das 

Hj. 2019 gem. § 83 Abs. 1 und § 85 
Abs. 1 GO NRW i. V. m. der Haushalts-
satzung 2019 

 3614/2019 

Das haben wir zur Kenntnis zu nehmen. 

Tagesordnungspunkt 

7.2 Unterrichtung des Rates über Kosten-
erhöhung nach § 25 Abs. 2 KommHVO 

7.2.1 Umgestaltung des Knotenpunktes 

Aachener Stra-
ße/Hültzstraße/Stadtwaldgürtel 

 2619/2019 

Auch das haben wir zur Kenntnis zu nehmen. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zu: 

8 Überplanmäßige Aufwendungen 

8.1 Überplanmäßige Aufwendungen im Teil-

plan 0106 - Zentrale Dienstleistungen - 
für das Haushaltsjahr 2019 

 3472/2019 

Gibt es dazu Wortmeldungen? - Gegenstimmen? 
- Keine. Enthaltungen? - Keine. Dann ist das so 
beschlossen. 

Ich rufe auf: 

10 Allgemeine Vorlagen 

Tagesordnungspunkt 

10.2 Teilnahme an der Landesinitiative „Ge-
meinsam klappt’s“ 
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 hier: Förderprojekt KOKIP (Kooperation 

zur Klärung rechtskreisübergreifender 
Integrationsprozesse) - Teilhabema-
nagement für geflüchtete Menschen in 

Köln 
 3141/2019 

Wortmeldungen? - Keine. Gegenstimmen? - Der 

AfD-Fraktion. Enthaltungen? - Keine. Dann ist 
das so beschlossen. 

Tagesordnungspunkt 

10.3 Ombudsstelle für Geflüchtete - Verlän-
gerung der Befristung und Reduzierung 
des Zuschusses 

 3188/2019 

Wortmeldungen? - Keine. Gegenstimmen? - Der 
AfD-Fraktion. Enthaltungen? - Keine. Dann ist 

das so beschlossen. 

Tagesordnungspunkt 

10.4 Schaugewächshaus im Botanischen 

Garten - Kostenfortschreibungsbeschluss 
gemäß § 13 Abs. 4 Satz 2 der Betriebs-
satzung der Gebäudewirtschaft in Ver-

bindung mit § 16 Abs. 5 Satz 1 der Eigen-
betriebsverordnung NRW (EigVO NRW) 

 1850/2019 

Wortmeldungen? - Keine. Gegenstimmen? - Kei-
ne. Enthaltungen? - Keine. Dann ist das so be-
schlossen. 

Tagesordnungspunkt 

10.6 Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR 
(StEB): Wirtschaftsplan 2020 

 3399/2019 

Wortmeldungen? - Keine. Gegenstimmen? - Kei-
ne. Enthaltungen? - Keine. Dann ist das so be-
schlossen. 

Tagesordnungspunkt 

10.7 Feststellung des Wirtschaftsplans der 
Beihilfekasse der Stadt Köln für das 

Wirtschaftsjahr 2020 
 3124/2019 

Wortmeldungen? - Keine. Gegenstimmen? - Kei-

ne. Enthaltungen? - Keine. Dann ist das so be-
schlossen. 

Tagesordnungspunkt 

10.8 Feststellung des Jahresabschlusses 

und des Lageberichtes der Zusatzver-
sorgungskasse der Stadt Köln 2018 

 2989/2019 

Wortmeldungen? - Keine. Gegenstimmen? - Kei-
ne. Enthaltungen? - Keine. Dann ist das so be-
schlossen. 

Tagesordnungspunkt 

10.9 Feststellung des Wirtschaftsplanes der 
Zusatzversorgungskasse der Stadt Köln 

für das Wirtschaftsjahr 2020 
 2990/2019 

Wortmeldungen? - Keine. Gegenstimmen? - Kei-

ne. Enthaltungen? - Keine. Dann ist das so be-
schlossen. 

Tagesordnungspunkt 

10.10 Bericht über die öffentlichen Beteili-
gungen der Stadt Köln im Haushalts-
jahr 2017 - Beteiligungsbericht 2017 

 1531/2019 

Wortmeldungen? - Keine. Gegenstimmen? - Kei-
ne. Enthaltungen? - Keine. Dann ist das so be-

schlossen. 

Tagesordnungspunkt 

10.11 Abschlussbericht „Wie inklusiv ist das 

Quartier?“ und Kriterienkatalog für 
barrierefreie und generationengerechte 
Wohnquartiere 

 1851/2019 

Wortmeldungen? - Keine. Gegenstimmen? - Kei-
ne. Enthaltungen? - Keine. Dann ist das so be-
schlossen. 

Tagesordnungspunkt 

10.12 Erstellung eines Neubaus für eine 
Grundschule mit einer 1-fach Turnhalle 

in der Gaedestr., Köln-Marienburg 
 Baubeschluss 
 2135/2019 

Wortmeldungen? - Keine. Gegenstimmen? - Kei-
ne. Enthaltungen? - Keine. Dann ist das so be-
schlossen. 

Tagesordnungspunkt 

10.13 Werkstattverfahren Hallen Kalk 
 hier: Integrierter Plan als Grundlage 

der weiteren Bearbeitung 
 2646/2019 
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Wortmeldungen? - Keine. Gegenstimmen? - Kei-

ne. Enthaltungen? - Keine. Dann ist das so be-
schlossen. 

Tagesordnungspunkt 

10.14 Generalsanierung der Turnhalle der 
Städtischen Katholischen Grundschule 
Osterather Straße 13, Köln-Nippes - 

Bau- und Einrichtungsbeschluss 
 2450/2019 

Wortmeldungen? - Keine. Gegenstimmen? - Kei-

ne. Enthaltungen? - Keine. Dann ist das so be-
schlossen. 

Tagesordnungspunkt 

10.15 Severinsbrücke; Bedarfsfeststellungs-
beschluss zur Durchführung einer 
Nachrechnung auf Grundlage der 

„Richtlinie zur Nachrechnung von 
Straßenbrücken im Bestand“ 

 3316/2019 

Wortmeldungen? - Keine. Gegenstimmen? - Kei-
ne. Enthaltungen? - Keine. Dann ist das so be-
schlossen. 

Tagesordnungspunkt 

10.16 Verlängerung Auszugsmanagement 
 3328/2019 

Wortmeldungen? - Keine. Gegenstimmen? - Der 
AfD-Fraktion. Enthaltungen? - Keine. Dann ist 
das so beschlossen. 

Tagesordnungspunkt 

10.17 Einmalige Zuwendung an die Frauen-
beratungsstelle von agisra e. V. sowie 
die haushaltsneutrale Umschichtung 

von Transferaufwendungen in 2019 
 3378/2019 

Wortmeldungen? - Keine. Gegenstimmen? - Kei-

ne. Enthaltungen? - Der AfD-Fraktion. Dann ist 
das so beschlossen. 

Tagesordnungspunkt 

10.18 Umgehende strukturelle und finanzielle 
Weiterentwicklung der vier Sozialpsy-
chiatrischen Zentren (SPZ) der Stadt-

bezirke Chorweiler, Lindenthal, Porz 
und Rodenkirchen in Köln 

 3498/2019 

Wortmeldungen? - Keine. Gegenstimmen? - Kei-

ne. Enthaltungen? - Der AfD-Fraktion. Dann ist 
das so beschlossen. 

Tagesordnungspunkt 

10.19 Erneuerung der Mitgliedschaft im in-
ternationalen „Rainbow Cities Net-
work“ 

 3572/2019 

Wortmeldungen? - Keine. Gegenstimmen? - Der 
AfD-Fraktion. Enthaltungen? - Keine. Dann ist 

das so beschlossen. 

Tagesordnungspunkt 

10.20 Mobiles Drogenhilfeangebot in Neu-

marktnähe 
 3548/2019 

Wortmeldungen? - Frau Gärtner. 

Ursula Gärtner (CDU): Frau Oberbürgermeiste-
rin! Meine Damen und Herren! Die CDU-Fraktion 
stimmt dieser Vorlage zu, weil es uns enorm 

wichtig ist, dass dieses Angebot ganz schnell 
ans Netz geht. 

Gleichwohl möchten wir gerne im Gesundheits-

ausschuss und im Sozialausschuss noch einmal 
darüber diskutieren, wie man auf Dauer gesehen 
die freien Träger in dieses Angebot einbeziehen 

kann; denn diese Vernetzung ist enorm wichtig, 
und wir müssen sehen, ob das alles unbefristet 
auch bei den Mobilen durch das Gesundheitsamt 
passieren soll oder ob wir andere Lösungen fin-

den. 

Nur: Wenn wir das jetzt zu klären versuchen, 
dann kommen wir nicht schnell ans Netz, und 

das ist uns noch wichtiger, als diese Frage zu 
klären. 

Wir sollten das aber in der jeweils nächsten Sit-

zung der Ausschüsse noch einmal diskutieren. 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Das 
wird zugesagt. - Herr Dr. Unna. 

Dr. Ralf Unna (Bündnis 90/Die Grünen): Ich fin-
de es erst einmal sehr gut, dass hier die Dring-
lichkeit der Entscheidung den Vorrang hat. Auch 

für Bündnis 90/Die Grünen ist das Subsidiari-
tätsprinzip ein sehr hohes Gut. Aber wir wissen 
alle miteinander - wir sind jetzt ja seit Jahren 

dran -: Es geht um schwerstkranke Menschen. 
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Es wird draußen sehr kalt. Wir möchten alle 

nicht, dass irgendjemandem etwas Fatales pas-
siert. Daher finde ich es gut, dass wir uns auch 
im Gesundheitsausschuss einmütig dazu be-

kannt haben, jetzt die schnelle Lösung vorzuzie-
hen. 

Als Vorsitzendem des Ausschusses sind mir die 

Bedenken bekannt. Sicherlich werden wir den 
Vorgang auch eng begleiten. 

Wir haben ja die Zusage, dass es mit dem Pro-

gramm dieses Jahr noch etwas wird und dass 
wir damit ans Netz gehen können. Das ist uns al-
len im Ausschuss seit Jahren sehr wichtig gewe-

sen. Der Dezernent weiß das. Er steht auch voll 
dahinter, wenn ich das richtig sehe. 

Insofern finde ich es wirklich toll, dass wir da im 

Ausschuss einstimmig zu dieser Meinung ge-
langt sind, und würde mich sehr freuen, wenn 
dieses Haus das ebenfalls einstimmig transpor-

tieren würde - übrigens auch im Sinne der BI. - 
Vielen Dank. 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Herr 

Paetzold hat das Wort. 

Michael Paetzold (SPD): Ich kann mich den 
Ausführungen von Frau Gärtner im Namen mei-

ner Fraktion nur anschließen. Wir würden das 
gerne auch im Gesundheits- und im Sozialaus-
schuss besprechen. Es soll aber keinesfalls die 
Entscheidung heute aufhalten. 

Wir freuen uns sehr darauf, dass es am 4. De-
zember dieses Jahres losgeht. Wenn das klappt, 
wird dieser 4. Dezember ein richtig guter Tag für 

unsere Stadt. Wir arbeiten alle zusammen und 
sehr einmütig seit über drei Jahren daran. Jetzt 
kommt es so weit. Das freut mich sehr. Wie ge-

sagt, wird dieser 4. Dezember ein guter Tag, 
wenn es klappt. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN) 

Oberbürgermeisterin Henriette Reker: Weitere 
Wortmeldungen sehe ich nicht. 

Dann lasse ich - mit der Zusicherung, dass das 

in die nächsten Ausschüsse kommt - darüber 
abstimmen. Gibt es Gegenstimmen? - Der AfD-
Fraktion. Enthaltungen? - Keine. Dann ist das so 

beschlossen. 

Tagesordnungspunkt 

10.21 Weiterführung des Projektes „Plan27“ - 

Zugehende Hilfe für junge Menschen 
mit psychischen Problemen bis 
27 Jahre zur Überleitung ins Regelsys-

tem und Entwicklung einer beruflichen 
Perspektive 

 3512/2019 

Wortmeldungen? - Keine. Gegenstimmen? - Der 
AfD-Fraktion. Enthaltungen? - Keine. Dann ist 
das so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, jetzt kommen wir zu: 

12 Bauleitpläne - Anregungen/Satzungen 

Tagesordnungspunkt 

12.1 Satzungsbeschluss betreffend den Be-
bauungsplan (vorhabenbezogener Be-
bauungsplan) Nummer 74455/02 

 Arbeitstitel: Ostmerheimer Straße in 
Köln Merheim 

 3059/2019 

Gibt es dazu Wortmeldungen? - Keine. Gegen-
stimmen? - Keine. Enthaltungen? - Keine. Dann 
ist das so beschlossen. 

Tagesordnungspunkt 

12.2 Beschluss über Stellungnahmen sowie 
Satzungsbeschluss betreffend den Be-

bauungsplan-Entwurf Nummer 71376/03 
 Arbeitstitel: Innenentwicklung Heidel-

weg in Köln-Sürth 
 0396/2019 

Hier erfolgt eine Abstimmung wie Vorlage und 
wie Stadtentwicklungsausschuss, der ihr ein-
stimmig zugestimmt hat. 

Gegenstimmen? - Keine. Enthaltungen? - Keine. 
Dann ist das so beschlossen. 

Ich rufe auf: 

17 Wahlen 

Tagesordnungspunkt 

17.1 Benennung von Seniorenvertreterinnen 

und Seniorenvertretern als sachkundige 
Einwohnerinnen und Einwohner in 
Ratsausschüssen 

 3491/2019 

Gegenstimmen? - Keine. Enthaltungen? - Keine. 
Dann ist das so beschlossen. 

Tagesordnungspunkt 
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17.2 Benennung eines Mitglieds der Verwal-

tung im Ausschuss für anzeigepflichtige 
Entlassungen 

 3450/2019 

Gegenstimmen? - Keine. Enthaltungen? - Keine. 
Dann ist das so beschlossen. 

Tagesordnungspunkt 

17.3 Nachbesetzung Sachkundiger Einwoh-
ner auf Empfehlung der Stadtarbeits-
gemeinschaft Lesben, Schwule und 

Transgender 
 3515/2019 

Gegenstimmen? - Keine. Enthaltungen? - Keine. 

Dann ist das so beschlossen. 

Tagesordnungspunkt 

17.4 Antrag der CDU-Fraktion betreffend 

„Neuwahl eines Mitgliedes mit beraten-
der Stimme im Bauausschuss“ 

 AN/1482/2019 

Gegenstimmen? - Keine. Enthaltungen? - Keine. 
Dann ist das so beschlossen. 

Tagesordnungspunkt 

17.5 Antrag der SPD-Fraktion betreffend 
„Neubesetzung des Jugendhilfeaus-
schusses und des Integrationsrates“ 

 AN/1526/2019 

Gegenstimmen? - Keine. Enthaltungen? - Keine. 
Dann ist das so beschlossen. 

Tagesordnungspunkt 

17.6 Antrag der CDU-Fraktion betreffend 
„Neubesetzung Ratsausschüsse, Auf-
sichtsräte, weitere Gremien“ 

 AN/1535/2019 

Gegenstimmen? - Keine. Enthaltungen? - Keine. 
Dann ist das so beschlossen. 

Tagesordnungspunkt 

17.7 Antrag der CDU-Fraktion betreffend 
„Neuwahl eines Mitgliedes mit beraten-

der Stimme im Verkehrsausschuss“ 
 AN/1536/2019 

Gegenstimmen? - Keine. Enthaltungen? - Keine. 

Dann ist das so beschlossen. 

Damit sind wir am Ende des öffentlichen Teils 
angelangt. Ich bitte, die Nichtöffentlichkeit herzu-

stellen. - Das geschieht schon. Vielen Dank und 

guten Abend! 

(Schluss: 19.17 Uhr) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


